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Günther Hartmann
Verantwortlicher 
Redakteur

Pablo Ziller 
Stellv. Verantwort- 

licher Redakteur

dieses Heft weicht vom sonst üblichen Aufbau mit einem Hauptthema und mehreren Neben-
themen ab. Stattdessen stehen diesmal vier Themen gleichberechtigt im Mittelpunkt: „Bindung 
& Bildung“, „Soziale Gerechtigkeit“, „Wohlstand ohne Wachstumszwang“ und „Lebendige 
Demokratie“ – in Anlehnung an die vier zentralen Kapitel des ÖDP-Grundsatzprogramms. 
Denn die ÖDP ist nicht auf ein Einzelthema fokussiert, sondern eine Vollprogramm-Partei. Das 
muss sie auch sein, denn ihr erklärtes Ziel ist schließlich, unsere Zukunft nach christlich-hu-
manistischen Werten zu gestalten. Und bei diesem Anspruch kann sie wichtige Bereiche unse-
rer Gesellschaft nicht einfach ausblenden, sondern muss auf kommunal-, landes-, bundes- und 
europapolitischer Ebene richtungsweisende Antworten auf die Herausforderungen unserer 
Zeit finden. 

Die großen Herausforderungen unserer Zeit: Das ist zum einen der Erhalt der Umwelt. Das 
ist zum anderen das Eindämmen der neoliberalen Ideologie, die seit den 1980er-Jahren unsere 
Gesellschaft zunehmend formt – manchmal offen, meistens versteckt. Den Neoliberalismus auf 
eine Wirtschaftsordnung zu reduzieren, wird ihm nicht gerecht. Er will mehr. Er will eine andere 
Gesellschaftsordnung mit anderen Machtverhältnissen und anderen Prioritäten. „Wettbewerbs-
fähigkeit“ dient als Totschlagargument gegen strengere Umwelt- und Sozialstandards. Die Welt 
wird primär als Wettkampfbühne betrachtet, auf der es darauf ankommt, als Gewinner und 
nicht als Verlierer hervorzugehen – sei es als Individuum oder als Teil eines Unternehmens oder 
einer Nation. 

Das Konkurrenzdenken aktiviert niedrige Instinkte und vernebelt den Verstand. Der Wirk-
lichkeitssinn schwindet. Er wird ersetzt durch eine Scheinwelt aus manipulierten Angst- und 
Wunschvorstellungen. Eine ernsthafte Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen, politischen 
und philosophischen Fragen findet kaum mehr statt. Der Grundstein zu dieser Dekadenz wird 
schon in der Kindheit und Jugend gelegt. Deshalb nimmt das Thema „Bindung & Bildung“ im 
Grundsatzprogramm der ÖDP eine zentrale Rolle ein. Und deshalb kommt es in diesem Heft 
gleich am Anfang. Das passt auch gut zu den anstehenden Landtagswahlen, denn Schulpolitik 
ist ja bekanntlich Ländersache. 

Es grüßen Sie herzlich
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Umwelt & Gesellschaft  von Ulrich BrehmeÖkolumne  von Ulrich Brehme

Ein neuer  
Weltklimavertrag

In Paris wurde am 12. Dezember 
2015 ein Vertrag für ein neues Kli-
maabkommen unter 195 Nationen 
einstimmig beschlossen, der das 
ausgelaufene Kyoto-Protokoll von 
1997 weiterführt. Grundlage da-
für war die Einigung zwischen den 
USA und China, sich gemeinsam 
für einen neuen Klimavertrag ein-
zusetzen. Die EU, Afrika und die 
Inselstaaten waren sowieso dafür. 
Dagegen waren zuletzt nur noch In-
dien, Saudi-Arabien und Südafrika.

Im Vertrag wurde das Ziel fest-
gelegt, den Temperaturanstieg auf 
1,5 Grad zu begrenzen – ihn also 
deutlich unter der 2-Grad-Marke zu 
halten. Die Nennung des 1,5-Grad-
Ziels war eine Forderung der be-
sonders bedrohten Länder wie der 
Inselstaaten, aber auch Deutsch-
lands. Bisher laufen die vorgelegten 
freiwilligen Klimaschutzpläne der 
Staaten noch auf eine Erderwär-
mung im Jahr 2100 von 2,7 Grad zu. 
Es wurden außerdem Finanzhilfen 
in Höhe von jährlich 100 Mrd. Dol-
lar ab 2020 an die vom Klimawan-
del am stärksten betroffenen Länder 
beschlossen. Eine Steigerung der 
Mittel ist nach 2025 vorgesehen. Ab 
2026 sollen auch wohlhabende Ent-
wicklungsländer einen Beitrag dazu 
leisten. Aber es soll keine rechtliche 
Haftung und keine automatische 
Entschädigung geben. 

Ab jetzt müssen sich auch die 
Entwicklungsländer verpflichten, 
ihre Treibhausgasemissionen zu 

begrenzen, und wer-
den dabei kontrol-
liert. Künftig wird 
nicht mehr zwischen 
Industrie- und Ent-
wicklungsländern 
unterschieden. Dieser Streit hatte 
die letzten Klimaverhandlungen im-
mer wieder zum Scheitern gebracht.

Das Kyoto-Protokoll schrieb für 
einzelne Staaten bindende Ziele 
zur Reduktion gegenüber den CO2-
Emissionen von 1990 fest. Der Pa-
riser Klimavertrag beruht auf frei-
willigen Selbstverpflichtungen für 
Emissionsobergrenzen. Ob das ein 
wirksamer Weg ist, muss  sich noch 
zeigen. Vor dem Klimagipfel haben 
186 Staaten freiwillige nationale Kli-
maziele vorgelegt. Diese führen zu 
Emissionen von 55 Mrd. t CO2 im 
Jahr 2030. Viel größere Emissions-
reduktionen sind erforderlich, um 
das 2-Grad-Ziel noch einzuhalten. 
Dafür dürften weltweit maximal 40 
Mrd. t CO2 freigesetzt werden.

Noch vor 2020 sollen sich die 
Staaten treffen, um ihre gemachten 
Zusagen zu überprüfen. Bald da-
nach soll ein gemeinsames Über-
prüfungssystem installiert wer- 
den. Allerdings werden die nati-
onalen Klimaziele weiterhin von 
den einzelnen Ländern festgelegt. 
Jedes Land soll Bilanzberichte sei-
nes CO2-Ausstoßes vorlegen. Der 
Vertrag sieht vor, dass die selbst 
gesteckten Ziele ab 2023 alle fünf 
Jahre überprüft und verschärft 

werden sollen. Alle fünf Jahre wird 
eine Nachbesserungsrunde für die 
nationalen Klimaziele stattfinden, 
um auf einen 2- bis 1,5-Grad-Pfad 
einzuschwenken. Erstmals würde 
das erst 2023 stattfinden.

Bis zum Jahr 2050 
wird im Vertrag die voll-
ständige Umstellung im 
Energiesektor auf Treib-
hausgasneutralität und 
bis zum Zeitraum 2070 
bis 2090 das Erreichen der 
Treibhausgasneutralität 
in allen anderen Sektoren 
gefordert. Dann kann das 
2-Grad-Limit eingehalten 

werden. Zunächst stand die For-
derung der G7-Staaten nach „De-
karbonisierung“ im Vertragsent-
wurf, dann „Emissionsneutralität“ 
und schließlich „Klimaneutralität“. 
Letztlich wurde folgende Definiti-
on gewählt: „Menschengemachte 
Emissionen und die Entfernung von 
Treibhausgasen aus der Atmosphä-
re durch Senken“ sollen sich nach 
2050 „im Gleichgewicht“ befinden. 
Hier versuchen Energie-Lobbyisten 
mit Kohlenstoffspeichern, CCS, 
AKWs oder Klimamanipulation mit 
Geoengineering neue Lücken zu 
schaffen. Allerdings ist damit auch 
erstmals der Schutz der Regenwäl-
der mit im Klimavertrag enthalten.

Wenn sich die Staatengemein-
schaft nächstes Jahr zum Klima-
gipfel in Marokko trifft, werden wir 
sehen, wie der Vertrag konkret um-
gesetzt wird. Sinnvoll wäre ein welt-
weiter Emissionshandel mit wirk-
samen CO2-Mindestpreisen und 
nationalen Ökosteuern für alle, die 
nicht am Emissionshandel teilneh-
men. Zusätzlich muss weltweit der 
Aufbau von regenerativen Ener-
gieversorgungssystemen vorange-
bracht werden. Das sind die Chan-
cen, die sich aus dem neuen Pariser 
Klimavertrag entwickeln lassen.

Aktueller Stand des 
Klimaschutzes im Überblick
Der „Climate Action Tracker“ (CAT), ein gemeinsa-
mes Projekt von Climate Analytics, Ecofys und dem 
Potsdam Institut für Klimafolgenforschung, bietet eine 
unabhängige, wissenschaftsbasierte Darstellung der 
CO2-Minderungsziele der einzelner Staaten und deren 
Auswirkung auf den globalen Temperaturanstieg. Ne-
ben den vielen komplizierten Studien zum Klimawan-
del, die für Laien nur schwer verständlich sind, besticht 

der CAT durch seine Einfachheit 
und Übersichtlichkeit. Die Seite 
links vom Thermometer (Pledges) 
zeigt an, was passiert, wenn die 
Staaten ihre bisher zugesagten 
Klimaschutzmaßnahmen umset-
zen: eine Erwärmung um 2,2 bis 
3,4 Grad, im Mittel um 2,7 Grad. 
Die Seite rechts vom Thermometer 
(Current trends) zeigt an, was pas-
siert, wenn kein Klimaschutz statt-
findet: eine Erwärmung um 2,7 bis 
4,9 Grad, im Mittel um 3,6 Grad.

»  www.climateactiontracker.org 

Klimatische Ursachen 
der Unruhen in Syrien
Syrien wurde in den Jahren 2007 bis 2010 von der 
schlimmsten Dürre in der mehr als 100-jährigen Ge-
schichte seiner Wetteraufzeichnungen heimgesucht. 
Ernten blieben aus, sehr viel Vieh verendete. Rund 1,5 
Mio. Menschen flohen aus den ländlichen Gebieten 
und suchten Zuflucht in der Peripherie großer Städte. 
Dort führte das zu Arbeitslosigkeit, Überfüllung, un-
zureichender Infrastruktur und Kriminalität – und da-
her zu einer massiven Unzufriedenheit. Darin lag dann 
auch eine Keimzelle der syrischen Revolte.

»  http://tinyurl.com/ptfj4g5 

Entwaldung des Amazonasgebiets 
nimmt zu
Wie die brasilianische Regierung bekannt gab, nahm 
die Rodung des größten Regenwaldgebiets der Erde von 
August 2014 bis Juli 2015 um 16 % zu – großteils ille-
gal. Haupttreiber der Entwaldung seien in erster Linie 

die Vieh- und Landwirtschaft sowie der Bergbau. Die 
brasilianische Regierung hatte angekündigt, die illegale 
Entwaldung im Amazonasgebiet bis 2030 zu stoppen. 
Dieses Ziel sei deutlich zu schwach, aber mit der gegen-
wärtigen Politik schon nicht zu erreichen.

»  http://tinyurl.com/nvtrqm7 

Industrieller Stromverbrauch 
zu oft begünstigt
Das baden-württembergische Umwelt-
ministerium hat vom „Forum Ökolo-
gisch-Soziale Marktwirtschaft“ (FÖS) 
die „Besondere Ausgleichsregelung“ 
(BesAR) auf die Strompreise im Produ-
zierenden Gewerbe untersuchen lassen. Die Befreiung 
von Unternehmen um rund 4,8 Mrd. Euro führt dazu, 
dass die EEG-Umlage für alle anderen Stromverbrau-
cher um 1,34 Cent/kWh höher ausfällt. Von 2003 bis 
2015 wuchs die Anzahl der privilegierten Unternehmen 
von 59 auf 2.180 ohne zwingenden Grund gewaltig an. 

»  http://tinyurl.com/ndjyuvg 

Ökostrom-Anteil legte 2015 deutlich zu
Im Jahr 2015 werden die Erneuerbaren Energien vo-
raussichtlich rund 33 % des gesamten Bruttostrom-
verbrauchs in Deutschland decken. Das schätzen das 
„Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-For-
schung Baden-Württemberg“ (ZSW) und der „Bundes-
verband der Energie- und Wasserwirtschaft“ (BDEW). 
2014 lag der Anteil der Erneuerbaren Energien noch bei 
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rund 27 %. Einen Windenergie-Rekord gab es im stür-
mischen November zu verzeichnen: 11,42 Terawattstun-
den Strom. Damit haben Windkraftanlagen erstmals 
in einem Monat genauso viel Strom erzeugt wie alle 
Braunkohle-Kraftwerke.

»  http://tinyurl.com/zarcmrh 

Power to Gas stärkt Erneuerbare Energien
In Hamburg ist die weltweit leistungsstärkste Power-
to-Gas-Anlage (P2G) in Betrieb gegangen. Mithilfe von 
überschüssigem Windstrom spaltet die Anlage Wasser 
in Wasserstoff und Sauerstoff, aus denen sich dann zu 
einem anderen Zeitpunkt wieder Energie gewinnen 
lässt. In dieser Technologie steckt enormes Potenzial. 
Die Zellenstapel nehmen nur ein Dreißigstel des Rau-
mes ein, der bei der bislang eingesetzten alkalischen 
Elektrolyse notwendig wäre. Das System ist ideal für 
das Zusammenspiel mit Wind- und Sonnenenergie. 
Die Umwandlungsverluste liegen in Hamburg aller-
dings noch bei 28 %. 

»  http://tinyurl.com/jd7dyuz 

Gewaltige Einsparpotenziale 
im Wärmebereich 
Um die Energiewende im Wärmemarkt 
einzuleiten, muss der Wärmebedarf 
reduziert und der Anteil Erneuerbare 
Energien erhöht werden. Die „Agen-
tur für Erneuerbare Energien“ (AEE) 
veröffentlichte die Metastudie „Ener-
giewende im Wärmesektor“, die insgesamt 22 Studien 
auf ihre Aussagen zur Entwicklung des Wärmemarkts 
vergleicht. Die Gegenüberstellung macht auch deut-
lich, dass die angestrebten energie- und klimapoliti-
schen Ziele in Gefahr sind, nicht erreicht zu werden. 
Die größten Potenziale sehen die betrachteten Studien 
im Gebäudebereich. Demnach könnte der Endenergie-
bedarf für Raumwärme und Warmwasser bis 2050 um 
etwa 60 % sinken.

»  http://tinyurl.com/jml664n 

Whistleblowing-Veröffentlichung 
soll strafbar werden 
Das Bundesjustizministerium hat den Entwurf eines 
neuen Straftatbestands vorgelegt, der den Namen „Da-
tenhehlerei“ tragen soll. Dieser macht sich nach der 
Vorstellung der Großen Koalition derjenige schuldig, 

wer sich irgendwelche Daten, die jemand anderes auf 
rechtswidrige Weise erlangt hat, verschafft oder sie ei-
nem anderen überlässt, verbreitet oder sonst zugänglich 
macht. Den Straftatbestand der Datenhehlerei hat das 
Ministerium im Gesetzentwurf zur Vorratsdatenspei-
cherung 2.0 – einem Dokument von über 50 Seiten – 
quasi versteckt: Fast sieht es so aus, als sollte verhindert 
werden, dass der Bundestag überhaupt zur Kenntnis 
nimmt, was hier unter Strafe gestellt werden soll. Diese 
Regelung würde Whistleblowing und die Pressefreiheit 
massiv aushöhlen.

»  http://tinyurl.com/pqth3lg 

Nutzerbeobachtung über 
Gerätegrenzen hinweg
Wenn das Handy auf dem Couchtisch liegt, kann ein 
TV-Werbespot heimlich einen Tracking-Cookie darauf 
platzieren. Vor dieser neuen Form der Nutzerbeobach-
tung warnt unter anderem das amerikanische „Center 
for Democracy and Technology“ (CDT). Für Menschen 
unhörbare Töne werden benutzt, um das Onlinever-
halten von Anwendern über verschiedene Geräte wie 
Smartphones, Tablets, Computer und Fernseher hin-
weg zu verfolgen. Fernseh- und Online-Werbung wird 
dafür mit sogenannten „Sound-Beacons“ versehen, 
kurzen Klangschnipseln hochfrequenter Töne, die Mi-
krofone elektronischer Geräte aufzeichnen können. So 
lassen sich über mehrere Geräte hinweg Bewegungspro-
file erstellen. 

»  http://tinyurl.com/zu5swb9 

Quecksilbergrenzwerte bei Fischen 
sollen sinken
Die Europäische Kommission plant eine Lockerung 
der Grenzwerte für Quecksilber in Fisch. Bei den oh-
nehin schon hochbelasteten Raubfischen soll den Ver-
brauchern künftig eine deutlich höhere Dosis des Ner-
vengifts zugemutet werden: 2 statt 1 Milligramm pro 

Kilogramm. Dies geht aus einem Arbeitspapier der Eu-
ropäischen Kommission vom 29. Mai 2015 hervor. Un-
tersuchungen der europäischen Lebensmittelbehörde 
EFSA zeigen, dass insbesondere große Raubfische am 
Ende der Nahrungskette wie Schwert-, Hai- und Thun-
fische oft deutlich höher mit Quecksilber belastet sind, 
als es die derzeit geltenden Grenzwerte eigentlich erlau-
ben. Die Verbraucherschutz-Organisation foodwatch 
startete deshalb eine Unterschriften-Aktion. 

»  www.quecksilber-aktion.foodwatch.de 

Plastikmüll verschmutzt 
zunehmend die Weltmeere
Rund 300 Mio. Tonnen Kunststoff 
werden pro Jahr weltweit hergestellt, 
6 bis 10 % davon landen laut einer 
Studie des Umweltbundesamts in 
den Weltmeeren. Von 663 Tierarten 
ist bekannt, dass sie negativ von die-
sem Müll betroffen sind. Mehr als die Hälfte dieser Ar-
ten nimmt Kunststoffabfälle auf oder verfängt sich in 
ihnen. Auch Mikropartikel können dabei – je nach Grö-
ße des Lebewesens – genauso wie größere Kunststoff-
teile zu Verletzungen des Verdauungstrakts führen, die 
Verdauung behindern sowie die Nahrungsaufnahme 
blockieren. Im Rhein zwischen Basel und Rotterdam 
finden sich weltweit die höchsten Konzentrationen von 
kleinsten Plastikteilen, die bisher in Meereszuflüssen 
gemessen wurden – am meisten im Ruhrgebiet mit bis 
zum Vierfachen des Durchschnitts.

»  http://tinyurl.com/jr9n84b 

Kompromiss bei Finanztransaktionssteuer 
Eine Grundsatzeinigung zur Finanztransaktionssteu-
er haben zehn EU-Mitgliedsländer in Brüssel erzielt. 
Jetzt kommt es darauf an, bei den noch offenen Fragen 
wie der Höhe des Steuersatzes und dem Umgang mit 
Pensionsfonds weitere Versuche zur Verwässerung zu 

verhindern. Der Handel mit Staatsanleihen und Devi-
sentransaktionen sollen ausgenommen bleiben, der mit 
Derivaten aber erfasst werden. Sowohl Käufer wie Ver-
käufer sollen zahlen – für jede einzelne Transaktion und 
nicht nur für den Nettobetrag bei Geschäftsschluss. 

»  http://tinyurl.com/jth3y4s 

Symbolischer „Ökomord-Prozess“ 
gegen Monsanto 

Die NGO „Monsanto Tribunal“ will dem Agroche-
miekonzern Monsanto im Oktober 2016 in Den Haag 
den Prozess machen – symbolisch. Die Anklage lautet: 
„Ökozid“, vorsätzlicher Mord an Ökosystemen. Dieser 
Straftatbestand existiert zwar noch nicht, dennoch soll 
in Den Haag eine Verhandlung mit echten Richtern 
und Anwälten stattfinden, um publikumswirksam auf 
eine Rechtslücke in der internationalen Strafverfolgung 
hinzuweisen.

»  www.monsanto-tribunald.org 

BITTE PROTESTIEREN !  von Edgar Guhde

Angora bei Galeria Kaufhof
Schreiben Sie bitte einen Brief an: Galeria Kaufhof GmbH, 
Geschäftsführung, Herrn Olivier Van den Bossche,  
Postfach 410104, 44271 Dortmund

Sehr geehrter Herr Van den Bossche,

leider musste ich enttäuscht feststellen, dass Galeria Kaufhof 
noch immer Produkte aus Angora verkauft. Videoaufnah-
men beweisen, dass Kaninchen vor Schmerzen schreien, 
wenn ihnen das Fell auf chinesischen Angorafarmen aus der 
Haut gerupft wird. Neueste Beweise der Tierschutzorganisa-
tion „PETA USA“ zeigen, dass das Leid der Tiere auch auf an-
geblich „humanen“ Angorafarmen unermesslich ist. Mode 
sollte Spaß machen und nicht grausam sein. Ich appel- 
liere hiermit an Sie, dem Ruf Ihres Unternehmens nicht zu 
schaden und diese unethischen Produkte umgehend aus 
dem Sortiment zu nehmen. Schließen Sie sich bitte Marken 
wie Hugo Boss, Vivienne Westwood, H&M und C&A an, die 
Angora bereits aus ihrem Sortiment verbannt haben. Solan-
ge dies nicht geschehen ist, werde ich nicht mehr bei Galeria 
Kaufhof einkaufen.

Mit freundlichem Gruß

Der Brieftext sollte individuell abgeändert werden, denn 
je persönlicher er ist, desto überzeugender wirkt er.
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Bücher

Neoliberalismus & Kulturherrschaft
Philip Mirowski
Untote leben länger
Warum der Neoliberalismus nach der 
Krise noch stärker ist 
Matthes & Seitz, September 2015
352 Seiten, 29.90 Euro
978-3-95757-087-1

Die sogenannte „Finanzkrise“ trieb 
ganze Staaten und den Euro an den 
Rand des Abgrunds. Doch so, als 
wäre nichts geschehen, geht alles weiter wie bisher: Die 
Wirtschaft beginnt abermals heißzulaufen und neue 
Spekulationsblasen wachsen, als wenn es sich hier um 
ein unbeeinflussbares Naturgeschehen handeln wür-
de. Das Buch schildert spannend und unterhaltsam, 
wie der Welt eine ökonomische Theorie übergestülpt 
wurde, die inzwischen alle Bereiche unseres Lebens 
bestimmt und unser Denken fest im Griff hat. Die 
Krise der Wirtschaft ist vor allem auch eine geistige 
Krise.					            (gh)

Digitalisierung & Krankheitsrisiken
Manfred Spitzer
Cyberkrank!
Wie das digitale Leben 
unsere Gesundheit ruiniert
Droemer, November 2015 
432 Seiten, 22.99 Euro 
978-3-426-27608-2 

Anhand neuer wissenschaftlicher 
Studien zeigt der Gehirnforscher, 
wie die zunehmende Digitalisierung des Alltags un-
sere körperliche und seelische Gesundheit bedroht. 
Stressbedingte Erkrankungen, Empathieverlust, De-
pressionen sowie Schlaf- und Aufmerksamkeitsstö-
rungen sind mögliche Folgen. Kinder werden in ihrer 
Motorik und Wahrnehmungsfähigkeit geschädigt 
– und oft spielsüchtig. Während die Essgewohnhei-
ten heute kritisch reflektiert werden, ist das bei der 
Nutzung digitaler Informationstechnik noch nicht 
so. Dabei gilt auch hier: Die Dosis macht das Gift. 
Und die verträgliche Dosis ist bei Kleinkindern, Ju-
gendlichen und Erwachsenen jeweils ziemlich verschie-
den. 					           (gh)

Effizienzsteigerung & Wachstum
Barbara Unmüßig, Thomas Fatheuer, 
Lili Fuhr 
Kritik der Grünen Ökonomie
Oekom, November 2015 
192 Seiten, 14.95 Euro 
978-3-86581-748-8 

Kann mehr Effizienz, kann „grüne“ 
Technologie eine Lösung sein, wenn 
der Konsum weiter steigt? Können die 
bisherigen Lebensstile einfach so weiterlaufen, wenn die 
Produkte nach Ökorichtlinien hergestellt werden? Die 
drei Autoren sind nicht dieser Meinung und plädieren 
für eine „Kunst des Unterlassens, des Schrumpfens, des 
Weniger“. Und sie warnen davor, die globale Gerech-
tigkeit als Thema auszublenden. Das Politische muss 
gestärkt werden und darf sich nicht der Wirtschaft un-
terordnen, auch wenn diese sich „grün“ gibt.            (gh)

Datenerfassung & Verhaltenssteuerung
Kai Schlieter
Die Herrschaftsformel
Wie Künstliche Intelligenz uns berech-
net, steuert und unser Leben verändert
Westend, September 2015
320 Seiten, 19.99 Euro
978-3-86489-108-3 

Menschen hinterlassen im Inter-
net überall Datenspuren und geben 
oft auch bereitwillig persönliche Informationen preis. 
Kleine Sensoren messen nahezu jede Lebensäußerung 
in Echtzeit, Algorithmen machen daraus das Handeln 
berechen- und vorhersagbar. Daraus erwächst den Ak-
teuren eine ungekannte Macht. Wirtschaft und Politik 
verändern ihre Techniken und Strategien. Die Steue-
rung der Konsumenten und Wähler läuft weniger über 
politische Überzeugungsarbeit ab, sondern mehr über 
„algorithmische Regulation“. 		         (gh)

Armutsursachen & 
Armutsdeutung 
Ulrich Schneider (Hrsg.)
Kampf um die Armut
Von echten Nöten und  
neoliberalen Mythen
Westend, November 2015 
208 Seiten, 14.99 Euro 
978-3-86489-114-4 

Je größer die Armut in Deutschland wird, desto hart-
näckiger wird sie schöngerechnet oder gar geleugnet. 
Es tobt ein Kampf um die Deutungshoheit von Zahlen 
und Begriffen, die Attacken gegen die Armen und die 
Armutsforschung werden immer härter. Fünf renom-
mierte Sozialexperten – Ulrich Schneider, Christoph 
Butterwegge, Friedhelm Hengsbach SJ, Rudolf Martens 
und Stefan Sell – beleuchten die aktuelle Situation aus 
ihrer Perspektive. Sie schildern die Ursachen von Armut 
und die Methoden derjenigen, die von ihr profitieren 
und deshalb verhindern wollen, dass sich etwas än-
dert.					            (gh)

Neoliberalismus & Demokratieabbau
Wendy Brown
Die schleichende Revolution
Wie der Neoliberalismus die  
Demokratie zerstört
Suhrkamp, September 2015 
330 Seiten, 29.95 Euro 
978-3-518-58681-5

Das alte Ideal des Homo politicus, 
der sich für das Gemeinwesen enga-
giert, wird ersetzt durch das Ideal des Homo oecono-
micus, der sich als Humankapital betrachten und seine 
Wettbewerbsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt verbessern 
soll. Alle Sphären des menschlichen Lebens werden im 
Neoliberalismus wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
unterworfen: die Politik, das Recht, die Kultur, die Bil-
dung, die Familie, die Geschlechterrollen. Die Demo-
kratie wird langsam, aber stetig abgeschafft. Staatliches 
Handeln hat dem Wirtschaftswachstum und der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit zu dienen. 	        (gh)

Geopolitik & Medienbeeinflussung
Wolfgang Bittner
Die Eroberung Europas 
durch die USA
Zur Krise in der Ukraine
Westend, November 2015 
192 Seiten, 14.99 Euro 
978-3-86489-120-5 

Das Buch fragt, wie es sein kann, 
dass es in unseren Leitmedien von 
Putin-Karikaturen wimmelt, in denen dieser als kriegs-
lüsterner Zar dargestellt wird, während der seit Langem 
vom US-amerikanischen Geheimdienst geplante und 
finanzierte „Regime Change“ in der Ukraine so gut wie 

nicht thematisiert wird. Vom Beginn der Maidan-Ereig-
nisse bis heute wird die Einflussnahme der US-Regie-
rung geschildert. Diese Einflussnahme beschränkt sich 
aber nicht auf die Ukraine, sondern prägt die gesamte 
politische Entwicklung in Osteuropa. 	       (gh)

Naturromantik & Abenteuerlust
Matthias Schickhofer
Unser Urwald 
Die letzten wilden Wälder 
im Herzen Europas
Brandstätter, September 2015 
208 Seiten, 34.90 Euro 
978-3-85033-924-7 

Vor 6.000 Jahren waren noch 95 % 
der Fläche Mitteleuropas mit Wäldern bedeckt. Auch 
heute wirkt der Kontinent an manchen Stellen noch 
stark bewaldet. Doch unsere Wälder sind durch den 
Eingriff des Menschen geschrumpft, wurden bewirt-
schaftet und sind keine Primärwälder, also Urwälder, 
mehr. In manchen Ecken in Europa gibt es sie aber 
noch. Der Autor hat sich auf die Suche gemacht und 
beeindruckende Fotos der letzten Urwälder in Europa 
geschossen. Diese garniert er mit Erläuterungen zu Ge-
schichte und Funktion der verschiedenen Wälder. Die 
Fotos zeigen uns, dass es sich lohnt, diese Wälder streng 
zu schützen. 	  			          (pz)

Behinderung & Ausgrenzung
Uwe Becker
Die Inklusionslüge
Behinderung im flexiblen Kapitalismus
Transcript, April 2015
208 Seiten, 19.99 Euro
978-3-8376-3056-5 

Beim Thema „Inklusion“ wird gerne 
das Bild einer in ein Drinnen und ein 
Draußen geteilten Gesellschaft bemüht. Dieses Bild 
trifft die Wirklichkeit nicht. Zum einen dominieren 
auch im Drinnen oft brutale Konkurrenz, Ausbeutung 
und Leistungsdruck. Zum anderen gibt es eine Vielzahl 
unterschiedlicher Ausgrenzungsprozesse. Diese zu be-
seitigen würde bedeuten, unsere Fokussierung auf leis-
tungsorientierte Bildung und auf Erwerbsarbeit aufzu-
geben – was hohe Kosten nach sich zieht. Die Politik 
propagiert stattdessen lieber die „schwarze Null“ und 
kürzt dafür Sozialleistungen – auch für Menschen mit 
Behinderung. 				           (gh)
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Frühkindliche Bildung

Ein irreführender Begriff 
Psychologie, Medizin und Anthropologie stimmen überein, dass die ersten drei Lebensjahre eines 
Menschen großen Einfluss auf sein weiteres Leben haben. Aus der Bedeutung „frühkindlicher 
Bildung“ abzuleiten, dass diese ab dem zweiten Lebensjahr am besten in einer Kinderkrippe unter 
„fachkundiger Betreuung“ stattfindet, beruht aber auf einem großen Missverständnis.

von Dr. Johannes Resch 

F rühkindliche Bildung – das 
wird heute so ähnlich betrach-
tet wie schulische Bildung. 

Kein Zweifel: Schulische Bildung, 
die in der Regel ab dem 6. Lebens-
jahr einsetzt, ist wesentlich für die 
Entwicklung von Grundfertigkeiten 
wie Lesen, Schreiben und Rechnen, 
mit deren Hilfe dann weiteres Wis-

sen vermittelt werden kann. Eine 
solide Wissensgrundlage ist Voraus-
setzung dafür, dass Zusammen-
hänge verstanden werden können. 
Das ist wiederum eine Grundlage 
für kritisches Denken, für soziales 
Verhalten und Verantwortungsge-
fühl, aber natürlich auch für den 
Beruf.

Wollte man frühkindliche Bil-
dung in diesem Sinne verstehen, 
so wäre der Erfolg daran zu mes-
sen, wann das Kind erstmals ein 
einfaches Puzzle lösen kann, wann 
es sinnvoll mit Bauklötzen spielen 
kann usw. Es kann durchaus sein, 
dass Kinder in einer Krippe – be-
sonders, wenn sie gut geführt wird 
und über ausreichend motiviertes 
Personal verfügt – diese oder jene 
Fertigkeit etwas früher beherrschen 

als Kinder, die bei ihren Eltern auf-
wachsen. Nur: Darauf kommt es in 
dieser Zeit gar nicht an.  

Was in der frühkindlichen 
Phase wichtig ist 

In den ersten drei Lebensjahren 
ist es nicht so wichtig, wie schnell 
welche Fertigkeiten erworben wer-

den. Deshalb macht ein Vergleich 
von Leistungen wie in der Schule 
wenig Sinn. Wichtig ist dagegen, ob 
das Kind Vertrauen zu seiner Um-
gebung gewinnt, ob es sich gebor-
gen fühlt, ob es ein Urvertrauen zu 
nahen Bezugspersonen entwickelt, 
was auch als „Bindung“ bezeichnet 

wird. Mit einem Grundgefühl von 
Sicherheit wird es am ehesten ein 
gesundes Neugierverhalten entwi-
ckeln, das dann später Vorausset-
zung für ein erfolgreiches Lernen 
ist. 

Gelingt es in den ersten Lebensjah-
ren nicht, die Grundlagen für eine 
stabile Persönlichkeit zu legen, dro-
hen im späteren Leben: diffuse Un-
zufriedenheit, neurotische Störun-
gen, mangelndes Selbstbewusstsein, 
fehlende Lern- und Leistungsbereit-
schaft, Anfälligkeit für Drogen ver-
schiedenster Art und anderes. Die 
emotionalen Defizite können auch 
kompensiert werden: Aus mangeln-
dem Selbstbewusstsein erwächst 
unter Umständen ein betonter Leis- 
tungswille, der zu besonderem be-
ruflichen Erfolg führt. Aber um 
glücklich zu sein, ist es doch wich-
tig, ob Erfolg Ausdruck einer stabi-
len persönlichen Entwicklung ist 
oder unter Vernachlässigung ande-
rer Bedürfnisse quasi erzwungen 
wird, um Defizite bei der persönli-
chen Entwicklung zu überdecken. 

Wird frühkindliche Bildung so 
verstanden, wie es der Wirklich-

keit entspricht, dann ist es nicht 
so wesentlich, ob das U3-Kind 
von „ausgebildeten Fachkräften“ 
betreut wird. Wichtiger ist, dass es 
menschliche Wärme, persönliche 
Zuneigung und genügend wohlwol-

lende zeitliche Zuwendung unter 
entspannten Bedingungen erfährt. 
In diesen „Bildungsdisziplinen“ 
sind in der Regel die Eltern selbst 
gut ausgebildeten Fachkräften über-
legen. Diese Überlegenheit kann 
allerdings Einschränkungen erfah-
ren, wenn Eltern nicht genügend 
Zeit für ihre Kinder aufbringen 
können, z. B. weil sie aus wirtschaft-
lichen Gründen beide voll erwerbs-
tätig sein müssen und dann auch 
in ihrer Freizeit noch „gestresst“ 
sind. 

Der Gegensatz zwischen früh-
kindlicher und schulischer Bildung 
kann nicht genug betont werden. 
In der Übergangszeit des Kinder-
gartenalters zwischen etwa 3 und 6 
Jahren spielen durchaus beide Ele-
mente eine Rolle, sodass eine Halb-
tagsbetreuung im Kindergarten für 
die meisten Kinder ein Optimum 
darstellt. Unbedingt ist aber auf 
den Unterschied zur frühen Kind-
heit bis etwa 3 Jahre zu achten. Bei 
den meisten Diskussionen in den 
Medien wird beides durcheinander-
gebracht, wird pauschal von „Kin-
dertagesstätten“ gesprochen, sodass 
dann niemand genau weiß, welche 
Altersgruppe eigentlich gemeint ist. 
Der Begriff wird oft dazu verwen-
det, die positiven Erfahrungen des 
Kindergartens auf die Kinderkrip-
pen zu übertragen – eine Irrefüh-
rung. 

Wirtschaftlicher Erfolg 
auf Kosten der Kinder 
Wer oder was steht nun eigentlich 
hinter der heute einseitigen Förde-
rung der Krippenbetreuung gegen-
über der elterlichen Betreuung von 
Kleinkindern, wenn es dafür keinen 
Grund im Sinne des Kindeswohls 
gibt? In der DDR, die ja nahezu die 
gleiche Kleinkind-Politik betrieb 
wie die heutige Bundesrepublik, 

war das klar: Einmal sollte das 
Arbeitskräftepotenzial der Eltern 
möglichst vollständig ausgeschöpft 
werden, um „den Sozialismus 
schneller aufbauen“ zu können. 
Zum anderen sollten die Kinder 
möglichst früh der staatlichen In-
struktion im Sinne des Marxismus 
zugänglich gemacht werden. Der 
Einfluss der Eltern wurde da eher 
als hinderlich betrachtet. Aber wie 
ist das nun heute bei uns?

Zumindest das erste Motiv ist 
gar nicht so wesentlich anders. 
Mehr oder weniger offen wird 
die Krippenpolitik mit dem Ar-
beitskräftebedarf der Wirtschaft 
begründet. So wird der Wert der 
Familienpolitik besonders von wirt-

schaftsnahen Instituten am Nutzen 
für die Wirtschaft gemessen, ohne 
dass nach dem Kindeswohl gefragt 
wird. Im Hintergrund steht heute 
nicht die marxistische Ideologie, 
sondern die kurzfristig orientierte 
Profitideologie einflussreicher Teile 
der Wirtschaft. In deren Augen sind 
Kinder keine lohnende Investition, 
weil sie sich nicht innerhalb von 8 
oder 10 Jahren „amortisieren“. Vor 

allem aber wollen sie ein übergro-
ßes Arbeitskräfte-Reservoir, denn 
dann lassen sich niedrige Löhne 
und schlechte Arbeitsbedingungen 
leichter durchsetzen. 

Ein anschauliches Beispiel für 
diese elternfeindliche Politik ist 
ausgerechnet das seit 2007 beste-
hende Elterngeldgesetz. Wer vor der 
Geburt eines Kindes bereits vorher 
geborene Kleinkinder betreut hat, 
wird bei der Berechnung des El-
terngeldes so behandelt, als hätte 
er „nicht gearbeitet“. Hier wird die 
rein wirtschaftsorientierte, die Er-
ziehungsarbeit verachtende Ideolo-
gie klar erkennbar.

Das wirtschaftsorientierte Den-
ken wirkt sich nicht nur in der 

In den ersten drei Lebensjahren ist es 
nicht wichtig, wie schnell 

welche Fertigkeiten erworben werden.

Wichtig ist, ob das Kind sich geborgen fühlt, 
ob es ein Urvertrauen 

zu nahen Bezugspersonen entwickelt.

Mehr oder weniger offen wird 
die Krippenpolitik mit dem Arbeitskräftebedarf 

der Wirtschaft begründet. 
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Kleinkindpolitik aus, sondern auch 
in der Schulpolitik. So propagiert 
die OECD mit großem Aufwand ein 
neues Schulkonzept. Dabei ist sie 
als Wirtschaftsorganisation von 34 
westlichen Staaten für Bildung we-
der zuständig noch kompetent, be-

einflusst aber mit ihren PISA-Tests 
und -Studien die Schulpolitik maß-
geblich. Der OECD geht es aber nur 
um die Bedürfnisse der Wirtschaft, 
nicht um das Kindeswohl. „Kompe-
tenzen“ für das Berufsleben sollen 
vermittelt werden. 

Der klassische Bildungsbegriff 
ist da wesentlich umfassender und 
zielt auf den „Lebenserfolg“ ab. 
Neben der Vorbereitung auf den 
späteren Beruf soll die Schule die 
Persönlichkeit formen und Werte 
vermitteln: soziale Verantwortung, 
demokratische Gesinnung, kriti-
sche Vernunft. Das eigene Leben 
und die gesellschaftlichen Verhält-
nisse zu reflektieren und zu hinter-
fragen, ist heute aber immer weniger 
erwünscht. Auch hier zeigt sich eine 
Parallele zur Kollektivierung der 
Kindererziehung in der DDR: Schu-
le soll in erster Linie leistungsfähige 
Arbeitskräfte hervorbringen, die in 
der Erwerbswelt „funktionieren“. 

Erziehungsarbeit so wertvoll 
wie Erwerbsarbeit 

Lebenszufriedenheit ist mehr als 
beruflicher Erfolg. Bildungspolitik 
muss sich von der Wirtschaft eman-
zipieren und wieder mehr Eigen-
ständigkeit zurückgewinnen. Das 
gilt für die frühe Kindheit wie für 
die Schule. Bildung heißt auch, die 
Eltern zu befähigen, ihren Kindern 

ein Gefühl der Geborgenheit zu ver-
mitteln. Der Wert dieser elterlichen 
Erziehungsarbeit ist in vergleich-
barer Weise zu würdigen wie der 
von klassischer Erwerbsarbeit. Das 
gilt einerseits, weil stabile Familien 
am ehesten Kindern die Sicherheit 

vermitteln können, die sie für eine 
befriedigende soziale Entwicklung 
brauchen. Das ist aber auch die 
Voraussetzung für eine langfristig 

erfolgreiche Volkswirtschaft. Der 
dafür notwendige Erfindergeist 
gedeiht nicht bei unreflektiert da-
hinlebenden, nur funktionierenden 
Arbeitnehmern.  

Leider geht die aktuelle Politik 
in eine andere Richtung: Eltern 
wird die Aufgabe, eine stabile Ent-
wicklung ihrer Kinder zu begrün-
den, immer schwerer gemacht. Die 
gegenwärtig von allen Bundestags-
parteien vertretene Gleichstellungs-
ideologie nimmt ausschließlich die 
Erwerbsarbeit zum Maßstab aller 
Dinge und behauptet, dass „wah-
re“ Gleichberechtigung nur durch 
„gleiche Teilhabe am Erwerbsle-
ben“ zu erreichen sei. Auf diese Wei-
se werden alle Mütter und Väter, die 
ihre Aufgabe vor allem darin sehen, 
das Glück ihrer Kinder zu fördern, 
diskriminiert. Eine „Gleichberech-
tigung“, die Wohlverhalten gegen-
über einer staatlich vorgegebenen 
Ideologie voraussetzt, ist aber keine 

Dr. Johannes 
Resch, Jahrgang 
1940, studierte 
Medizin und ar-
beitete 20 Jahre als 
leitender Arzt eines 
Versorgungsamts. 
Von 2008 bis 2010 war er Sprecher der 
Bundesprogrammkommission der ÖDP. 
Zurzeit ist er unter anderem Vorsitzen-
der ihres „Bundesarbeitskreises Familie, 
Soziales und Gesundheit“.

www.johannes-resch.de 

Der Wert der elterlichen Erziehungsarbeit 
ist in vergleichbarer Weise zu 

würdigen wie der von klassischer Erwerbsarbeit. 

Gleichberechtigung, sondern: Be-
vormundung. Dass eine solche Po-
litik auch unvereinbar mit Artikel 3 
und 6 unseres Grundgesetzes ist, sei 
hier nur am Rande vermerkt. 

Es mag durchaus sein, dass die 
elternfeindliche Politik zum ge-
genwärtigen Wirtschaftserfolg und 
Exportüberschuss Deutschlands 
beigetragen hat. Aber das geschah 
auf Kosten der Kindererziehung, 
sowohl in quantitativer als auch in 
qualitativer Hinsicht. Der Gebur-
tenrückgang hat bereits heute zu 
einem Mangel an Arbeitskräften 
geführt. Und das Bildungsniveau 
der Berufseinsteiger sinkt. Parado-
xerweise wurzelt die Verachtung 

der Erziehungsarbeit ursprünglich 
in der unter Männern verbreiteten 
Glorifizierung von Erwerbsarbeit 
und beruflicher Karriere. Die ge-
genwärtige „Gleichstellungspoli-
tik“ gibt zwar vor, patriarchalisches 
Denken überwinden zu wollen, 
stärkt es aber in Wirklichkeit be-
trächtlich.  		            n

Die Gleichstellungsideologie 
nimmt ausschließlich die Erwerbsarbeit zum 

Maßstab aller Dinge.

Lehrplan und Schulunterricht

„Viele Eltern merken, 
dass da etwas falsch läuft“ 

Ausbildungsunternehmen und Berufsschulen, aber auch Hochschulen klagen oft darüber,  
dass heutige Schulabgänger Dinge, die früher selbstverständlich waren, nicht mehr können.  
Eine Kinder- und Jugendpsychiaterin hält dies unter anderem für eine Folge reformierter  
Lehrpläne und geht zusammen mit Berufskollegen, besorgten Eltern und Lehrern in die Offensive. 

Interview mit Dr. Elke Möller-Nehring 

ÖkologiePolitik: Frau Dr. Möller-
Nehring, Sie kritisieren den bayeri-
schen „LehrplanPlus“. Warum?

Dr. Elke Möller-Nehring: Seit 
über 15 Jahren gehen grundlegend 
veränderte Auffassungen von Un-
terricht und Bildung in die Lehr-
pläne, in die Lehrerbildung und in 
die Schulbücher ein. Im „Lehrplan-
Plus“ werden sie konkret benannt: 
Kompetenzorientierung und Kon-
struktivismus sind die Theorien, 

die seine Basis bilden. Die Schüler 
sollen bereits ab der ersten Klasse 
weitgehend selbstgesteuert und je-
der individualisiert für sich lernen. 
Der Lehrer ist dabei vorwiegend zur 
Gestaltung der Lernumgebung und 
als Lernbegleiter da. Damit sind vie-
le Kinder überfordert. 

Was bedeutet Konstruktivismus?
Der Konstruktivismus ist eine 

philosophische Theorie, die zur 
Strömung in der Lernpsychologie 
wurde. Kerngedanke ist, dass sich 
jeder Mensch seine eigene Wirk-
lichkeit konstruiert und dass es kei-

ne objektive Wahrheit und kein ge-
sichertes Wissen gibt. Dies bedeutet 
eine grundlegend andere Vorstel-
lung vom Lernen als in der huma-
nistischen Bildungstradition: Das 
Kind soll sich sein Wissen selbst 
konstruieren, je nach Bedeutung, 
die es dem jeweiligen Thema bei-
misst. Der Lehrer ist nicht mehr der 
Wissensvermittler. Es entwickelt 
sich keine personale Beziehung zwi-
schen Schüler und Lehrer mehr und 

es werden keine soliden Grundla-
gen und Erkenntnisse mehr vermit-
telt. Das führt zur Überforderung 
und totalen Oberflächlichkeit. Der 
Begriff des „Ko-Konstruktivismus“, 
der im neuen Lehrplan verwendet 
wird, ist reine Augenwischerei, da 
es dabei nicht um Bindung und Be-
ziehung geht, sondern lediglich um 
den gemeinsamen Austausch darü-
ber, wie jeder eine Sache sieht.

Wie sieht so ein Unterricht aus?
Die Schüler sollen sich nach ei-

nem kurzen Input durch den Lehrer 
mittels Arbeitsblättern, Freiarbeit, 

Dr. med. Elke Möller-Nehring, 
Jahrgang 1963, studierte Medizin und 
absolvierte anschließend eine Facharzt-
ausbildung zur Kinder- und Jugend-
psychiaterin sowie eine Ausbildung zur 
tiefenpsychologisch orientierten Psycho-
therapeutin. Nach acht Jahren Tätigkeit 
an der Universitätsklinik Erlangen 
arbeitet sie seit 1999 als selbstständige 
Ärztin für Kinder- und Jungendpsychi-
atrie sowie als Erziehungsberaterin für 
Eltern und Lehrer in eigener Praxis. 

www.erziehungs-und-lehrerberatung.de 

„Bei vielen Schülern entwickeln sich starke 
Probleme in Form von Entmutigung,  

Verweigerungshaltung und Verhaltensauffälligkeiten.“

Wochenplan oder Stationen mit 
einem Thema auseinandersetzen –
jeder für sich, nach eigenen Vorlie-
ben oder eigenem Zutrauen, häufig 
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ohne Systematik, ohne wirkliches 
Verständnis und Durchdringen, 
ohne Orientierung durch den Leh-
rer. Oder sie sollen sich in Gruppen 
Themen erarbeiten, um Teamarbeit 
zu lernen. Einheitliche Lernziele 

sind abgeschafft, der Klassenunter-
richt wird immer mehr aufgelöst. 
Das gemeinsame Erarbeiten im 
Klassengespräch, das kleinschrit-
tige, auf ein Ziel gerichtete Anlei-
ten durch einen Pädagogen, der 
gut durchdachte und strukturierte 
Unterricht, der die Klassengemein-
schaft als Ganzes im Blick hat, ste-
hen nicht mehr im Zentrum.

Können Sie ein konkretes Beispiel 
schildern?

Die Schüler einer dritten Klasse 
sollen sich anhand eines Werkstatt-
unterrichts das Thema „Wasser“ 
erarbeiten. Die Lehrerin hat hier-
für mehrere Stationen liebevoll 
aufgebaut, an denen die Schüler in 
Zweierteams verschiedene Versuche 
durchführen sollen. Auf den jeweili-
gen Arbeitsblättern stehen die Auf-
gaben: Zuerst sollen sich die Schü-
ler die vorgefundenen Materialien 
anschauen, sich dazu eine Frage-
stellung und einen Versuchsaufbau 
überlegen, diesen dann durchfüh-
ren, beobachten, Schlussfolgerun-
gen ziehen und niederschreiben. 
Dann geht es zur nächsten Stati-
on. Wenn alle Stationen bearbeitet 
sind, sollen die Schüler reflektieren, 
was ihnen gut und was ihnen nicht 
gefallen hat. Trauriges Fazit einer 
Schülerin: „Gut gefallen hat mir, 
dass mein Partner nett war. Nicht 
gefallen hat mir, dass ich die Versu-
che nicht verstanden habe.“ 

Wie wirkt sich das auf die Schüler 
aus?

Viele Grundschüler fühlen sich 
zum einen völlig überfordert, zum 
anderen alleingelassen. Davon aus-
zugehen, dass sie so hoch motiviert 

sind, um sich alles zu erarbeiten, 
verfehlt die Realität. Einige schaffen 
es und werden als künftige Elite wei-
tergereicht an Plus-Kurse, Begabten-
förderungsmaßnahmen etc. Ein gro-

ßer Teil wurschtelt sich irgendwie 
durch, bekommt das halbwegs hin, 
hat aber kein solides Fundament, 
sondern lediglich „Kompetenzen“ 
– was verunsichert. Ein anderer gro-
ßer Teil entwickelt starke Probleme 
in Form von Entmutigung, Verwei-
gerungshaltung und Verhaltensauf-
fälligkeiten. Dies hat häufig psychia-
trische Abklärungen zur Folge, unter 
Umständen eine Verschreibung von 
Medikamenten. 

Sind bei jungen Erwachsenen 
schon Auswirkungen erkennbar?

Ja. Schulabgänger kommen mit 
auffallend weniger gefestigten 
Grundlagen in die Lehre oder ins 
Studium. Hochschulen müssen 
Kurse für Grundlagen der Mathe-
matik oder Physik anbieten, die 
eigentlich selbstverständliche Vor-
aussetzungen für ein Studium wä-
ren. Auch in der Rechtschreibung 
bestehen erhebliche Defizite. Zu-
dem sind die Schulabgänger heute 

weniger in der Lage, an etwas dran-
zubleiben, sich etwas konzentriert 
zu erarbeiten, sich anzustrengen. 

Das klingt paradox, stand doch 
gerade das selbstständige Lernen im 
Mittelpunkt.

Selbstständigkeit kann sich nur 
auf einer soliden Basis entwickeln: 
auf der Basis wirklichen Verstehens 
und Durchdringens sowie auf der 
Basis einer guten Bindung zu Er-
wachsenen. Leider ist die Fiktion, 
dass das Kind sich durch Selbst-
steuerung und Selbstkompetenz zu 
einer eigenständigen, reifen Persön-
lichkeit entwickeln würde, so ver-
führerisch, dass sie bei Lehrern wie 
Eltern greift.

Was sagen Ausbildungsbetriebe 
und Hochschulen dazu?

Sie beklagen sich schon lange 
über die Defizite der Schulabsol-
venten, doch es wird bisher noch zu 

wenig erkannt, dass hier ein direk-
ter Zusammenhang zu den neuen 
Lehrplänen bzw. Lehrmethoden 
besteht. Deshalb möchte ich eine 
möglichst breite Diskussion darü-
ber anstoßen, damit die Menschen 
erkennen, dass Veränderungen im 
Bildungsbereich stattfinden, die 
sehr sorgfältig betrachtet werden 
müssen.

Wie stehen Lehrer und Eltern zu 
dieser Entwicklung?

Von den Lehrer- und Elternver-
bänden kommt bisher keinerlei 
Widerstand. Die Veränderungen 
kommen ja auch mit wohlklingen-
den Begriffen daher, gegen die nie-
mand etwas sagen kann: Individu-
elle Förderung! Selbstentdeckendes 
Lernen! Die damit einhergehende 
Vereinzelung und Vereinsamung 
werden nicht gesehen. Und viele 
Lehrer sind konsterniert und frus-
triert, weil die Lehrpläne kaum 
brauchbar sind und die Unter-
richtsqualität nicht verbessern. Sie 
merken, dass ihre pädagogische 
Aufgabe nicht mehr gewürdigt und 
ihnen ihr pädagogisches Instru-
mentarium aus den Händen ge-
nommen wird. Die Eltern müssen 
zunehmend die Rolle eines Hilfs-
lehrers übernehmen – oder für viel 
Geld einen engagieren. Ohne eine 
solche Unterstützung würden viele 
Schüler scheitern. Und wenn sich 
die Eltern das nicht leisten können, 
scheitern sie tatsächlich. Es entsteht 
ein Zwei-Klassen-Bildungssystem. 
Das wird immer offensichtlicher, 
doch darüber gibt es bisher keine 
öffentliche Diskussion. 

Wie sieht guter Unterricht aus?
Ich bin keine Pädagogin, daher 

kann ich nur sagen, was aus ent-
wicklungspsychologischer und kin- 
derpsychiatrischer Sicht unabding-
bar ist: Die Persönlichkeitsentwick-
lung der Kinder und Jugendlichen 
braucht ein erwachsenes Gegen-

über. Einen Lehrer, der sich als 
Mensch mit seiner Persönlichkeit 
einbringt, der den Schülern Bezie-
hung anbietet und ihnen sowohl 
im Lernprozess als auch im sozia-
len Miteinander Wege aufzeigt. Der 
Unterricht muss strukturiert und 
geführt sein – kleinschrittig, genau 
angeleitet, getragen von einer wohl-
wollenden und unterstützenden 

Haltung des Lehrers. Er muss von 
seinen Schülern auch etwas einfor-
dern, auch etwas, was keinen Spaß 
macht oder nicht in die aktuelle 
Lebenswirklichkeit des Schülers 
passt – und dafür braucht es einen 
persönlichen Bezug. Auch die Klas-
sengemeinschaft ist wichtig: um 
voneinander zu lernen und um eine 
Gemeinschaft zu entwickeln. In ei-
nem derart geführten Unterricht 
können wirklich „Herz und Cha-
rakter“ gebildet werden, wie es die 

Bayerische Verfassung als eines der 
obersten Bildungsziele fordert. 

Warum feiert der auf einer sehr 
fragwürdigen Kernthese beruhende 
Konstruktivismus solch einen Sieges-
zug?

Dahinter stecken wohl Zielset-
zungen einflussreicher Interessen-
gruppen. Zum einen sind verein-
zelte Menschen leichter steuerbar. 
Der Grundstein dazu wird früh 
gelegt, wenn Kinder keine starke 
Beziehung mehr zu Erwachsenen 

ausbilden. Zum anderen ist der Bil-
dungsmarkt wirtschaftlich äußerst 
lukrativ. Da ist viel zu verdienen, 
wenn die Schule nicht mehr das 
leisten kann, was sie müsste.

Was tun?
Viele Eltern merken, dass da et-

was falsch läuft, können aber die 
Geschehnisse nicht richtig einord-
nen, sehen die Zusammenhänge 

nicht. Aus diesem Grund habe ich 
gemeinsam mit anderen die Initia-
tive „Eltern für eine gute Bildung“ 
gegründet, die Website eltern-fuer- 
gute-bildung.de online gestellt und 
auf ihr unter anderem einen offe-
nen Brief veröffentlicht. Wir fordern 
eine Bildung im Sinne der humanis-
tischen Tradition – für alle. Wir for-
dern eine Schule, in der die Schüler 
gemeinschaftliches und verantwor-
tungsvolles Denken und Handeln 
lernen, nicht nur die Verfolgung 

eigener Ziele. Wir fordern aber 
auch eine Schule, in der die Schü-
ler wieder das lernen, was sie später 
im Leben auf alle Fälle brauchen: 
solide Grundlagen in Schreiben, 
Lesen, Rechnen sowie Sachwissen 
und handwerkliche Fähigkeiten. 
Darüber sollte unsere Gesellschaft 
ausführlich diskutieren. 

Frau Dr. Möller-Nehring, herzli-
chen Dank für das interessante Ge-
spräch und viel Erfolg für Ihre Initia-
tive. 			             n

ONLINETIPPS

LehrplanPlus Bayern
www.lehrplanplus.bayern.de 

Initiative „Eltern für eine 
gute Bildung“
www.eltern-fuer-gute-bildung.de 

Gesellschaft für Bildung 
und Wissen e. V.
www.bildung-wissen.eu 

Arbeitskreis Schule 
und Bildung in 
Baden-Württemberg
www.arbeitskreis-schule- 
und-bildung.de 

„Die Probleme haben häufig psychiatrische 
Abklärungen zur Folge, unter Umständen eine 

Verschreibung von Medikamenten.“

„Es entsteht ein Zwei-Klassen-Bildungssystem. 
Das wird immer offensichtlicher, doch 

darüber gibt es bisher keine öffentliche Diskussion.“

„Der Bildungsmarkt ist wirtschaftlich äußerst lukrativ. 
Da ist viel zu verdienen, wenn die Schule 

nicht mehr das leisten kann, was sie müsste.“

„Viele Eltern merken, dass da etwas nicht richtig läuft, 
können aber die Geschehnisse nicht richtig 

einordnen, sehen die Zusammenhänge nicht.“
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Neoliberalismus und Reformpädagogik

„Eine unheilige Allianz“
Unser Bildungswesen hat sich die letzten Jahre gravierend verändert. Warum eigentlich? 
Welche Leitbilder liegen dem zugrunde? Oder sollte man besser fragen: Wer profitiert davon?  
Profitieren dürften eigentlich nur die Schüler, doch die tun das offenbar nicht. Grund genug,  
sich über die Bedeutung und den Sinn von Erziehung und Bildung klar zu werden. 

Interview mit Prof. Dr.  Jochen Krautz 

ÖkologiePolitik: Herr Prof. Krautz, 
warum sind Erziehung und Bildung 
wichtig?

Prof. Dr. Jochen Krautz: An-
thropologisch gesehen sind wir 
Menschen offene Wesen. Wir kom-
men im Vergleich mit anderen 
Säugetieren unfertig auf die Welt. 
Die Entwicklungspsychologie hat 
gezeigt, wie wichtig der Aufbau ei-
ner sicheren Bindung zum Kind ist, 
eben weil die weitere Entwicklung 
sich im „sozialen Uterus“ vollzieht: 
im Schoß der menschlichen Ge-
meinschaft. Sind dies zunächst El-
tern und enge Bezugspersonen, so 
weitet sich dieses Beziehungsnetz, 
je älter wir werden. Doch können 
sich Erziehung und Bildung immer 
nur in interpersonaler Beziehung 
vollziehen. Hierdurch entfaltet der 
Mensch seine angelegte Soziali-
tät, seine Fähigkeit zu Kooperati-
on und Verstehen. Individualität 
entwickelt sich nur in und durch 
Gemeinschaft. Auch das Lernen 
beruht auf der spezifisch mensch-
lichen Fähigkeit zu geteilter Auf-
merksamkeit auf Fragen und Sach-
verhalte der gemeinsamen Welt. 
Aus Sicht der neueren Evolutions-
biologie unterscheidet uns Men-
schen diese Fähigkeit von anderen 
höheren Primaten: Wir können 
unsere Aufmerksamkeit gemein-
sam auf ein Drittes richten und 
dabei voneinander wissen, dass wir 

dies tun. Wir treten in eine geistige 
Kooperation und stimmen unsere 
Vorstellungen von einer konkreten 
oder auch sehr abstrakten Sache 
aufeinander ab, indem wir versu-
chen, die Vorstellung des anderen 
nachzubilden, ihn zu verstehen – so 
wie Sie und später die Leser versu-

chen, den Inhalt unseres Gesprächs 
geistig zu erfassen. Das können nur 
wir Menschen.

Welche Bedeutung hat der Lehrer?
Der Lehrer kann den Schüler 

anregen, eine geistige Aktivität zu 
entfalten. Tun muss dies der Schü-
ler aber selbst. Die klassische Bil-
dungstheorie betonte daher schon 
immer, dass Bildung nur Selbstbil-
dung sein kann. Man kann nicht 
gebildet werden. Ohne innere Ak-
tivität geschieht gar nichts. Ein 
Lehrer kann und muss den Schüler 
dazu auffordern, ihn für etwas inte-
ressieren, ihn ermutigen, ermahnen, 
motivieren, unterstützen. So kann 
man jungen Menschen z. B. aus ei-
ner Lernentmutigung heraushelfen 
oder auch eine passiv-verwöhnte 
Haltung korrigieren. Aber dazu 
muss der Schüler kooperieren. 

Ist nicht auch die Realität ein 
„Lehrmeister“?

Ja, in gewisser Weise. „Bindung“  
und „Beziehung“ werden heute 
gerne missverstanden, als ginge es 
um ein persönliches Coaching, um 
Beziehungsarbeit unabhängig von 
der Sache. Wir haben aber ein päda-

gogisches Dreieck. Der Mittelpunkt 
ist die gemeinsame Arbeit an Welt-
zugängen, die die Schulfächer re-
präsentieren: die Sprachen, die na-
turwissenschaftliche Sichtweise, die 
historische Perspektive, die bildne-
risch-gestalterische Dimension usw. 
Nur durch eine intensive Auseinan-
dersetzung mit den „Realia“ – den 
Dingen und Themen unserer ge-
meinsamen Welt – entwickelt man 
sich zu einer reifen Persönlichkeit. 

Ist der Leistungsanspruch richtig? 
Und wichtig? 

Wenn Sie Leistung soziologisch 
als Anspruch von Wirtschaft und 
Gesellschaft zwecks Selektion und 
„Allokation von Chancen“ verste-
hen, dann würde ich diesem Leis-
tungsanspruch nur ein begrenztes 
Recht einräumen. Ein pädagogi-
scher Leistungsbegriff meint mehr: 

Schule stellt Aufgaben, weil wir in 
einer Welt leben, die uns immer 
schon Aufgaben stellt. Diese Auf-
gaben sind in den von den Schul-
fächern repräsentierten Weltzugän-
gen und im Erziehungsauftrag der 
Schule präsent. Es geht um Inan-
spruchnahme und Entsprechung: 
Inanspruchnahme durch die Le-
bensaufgaben – aber nicht verkürzt 
durch einzelne gesellschaftliche Ak-
teure wie die Wirtschaft, auch wenn 
das heute gerne suggeriert wird. Die 
Schule und jeder einzelne Lehrer 
müssen die Aufgaben, die sich aus 
Demokratie, Kultur und Wirtschaft 
ergeben, sowie den Anspruch der 

Sache und den Bildungsanspruch 
des jungen Menschen beständig pä-
dagogisch austarieren, ohne zu ver-
einseitigen. Junge Menschen stärkt 
nicht, wenn wir sie vor Ansprüchen 
verschonen, sondern wenn wir For-

derungen stellen und ihnen helfen, 
diese zu bewältigen – nicht indem 
wir die Anforderungen senken. Das 
wirkt sich verheerend auf Wissen, 
Können, Mündigkeit und Reife der 
Jugendlichen aus. Solche Erleichte-
rungspädagogik suggeriert Kindern 
und Jugendlichen eine Scheinwelt, 
die im allverfügbaren Konsum ihre 
Entsprechung findet. Doch nur mit 
einem kritischen Realitätssinn, mit 
Wissen, Urteilskraft und sozialer 
Verbundenheit entwickeln sich Ver-
antwortlichkeit und Mündigkeit als 
für eine demokratische Gesellschaft 
wesentliche Fähigkeiten. 

Passen Erziehungsauftrag und 
Leistungsanspruch zusammen?

Zum Gegensatz wird das nur, 
wenn man den Leistungsbegriff 

verengt und Bildung auf „Kompe-
tenzen“ reduziert. Dann kommt 
man auf die seltsame Idee, für 
jede Erziehungsaufgabe – zur Mit-
menschlichkeit, zur Friedfertigkeit, 
zum Gewaltverzicht – eigene „Trai-
nings“ und „Programme“ einrich-
ten zu müssen, die außerhalb des 

Unterrichts stattfinden. Tatsächlich 
kann ein erziehender Unterricht 
beides leisten: Erziehung und Bil-
dung. Dazu muss man Unterrichts-
gegenstände so auswählen und 
behandeln, dass darin wesentliche 

menschliche Fragen sichtbar und 
diskutierbar werden. Dabei geht es 
nicht nur um Themen in Religion 
und Geschichte, sondern auch im 
Mathematikunterricht kann die 
Frage, ob und warum eine Prozent-
rechnung stimmt, sehr wohl zum 
Nachdenken darüber führen, was 
uns allerorten als „Sonderangebo-
te“ feilgeboten wird, was das mit 
uns macht und wie wir uns dazu 
verhalten wollen. Zudem ist die 
Klassengemeinschaft von großer 
Bedeutung. Wenn man diese päda-
gogisch gestaltet, kann sie zu einem 
Ort werden, an dem sich wichtige 
soziale Erfahrungen machen lassen, 
an dem sich modellhaft erleben 
lässt, was es heißt, gemeinsam an 
etwas zu arbeiten, das eigene Tun 

zu verantworten, sich zu helfen, an-
deren etwas zu erklären, Konflikte 
friedlich zu lösen und miteinander 
Probleme anzugehen. 

Momentan entwickeln sich die 
Lehrpläne in eine andere Richtung.

Ja – und das läuft den eben er-
läuterten Zielen von Bildung und 

Prof. Dr.  Jochen Krautz, 
Jahrgang 1966, studierte Kunst, Latein 
und Erziehungswissenschaften. Während 
seiner Tätigkeit als Gymnasiallehrer 
promovierte er in Kunstpädagogik und 
schlug anschließend eine akademische 
Laufbahn ein. Seit 2008 ist er Professor 
für Kunstpädagogik: bis 2013 an der 
Alanus-Hochschule in Alfter, seit 2013 
an der Bergischen Universität Wupper-
tal. Zudem ist er im Beirat der Gesell-
schaft für Bildung und Wissen.

http://tinyurl.com/neyau3w

„Nur durch eine intensive Auseinandersetzung 
mit den Dingen unserer gemeinsamen Welt entwickelt 

man sich zu einer reifen Persönlichkeit.“ 

„Junge Menschen stärkt nicht, wenn wir 
sie vor Ansprüchen verschonen,  

sondern wenn wir Forderungen stellen und 
ihnen helfen, diese zu bewältigen.“ 

„Nur mit einem kritischen Realitätssinn, mit Wissen, 
Urteilskraft und sozialer Verbundenheit 

entwickeln sich Verantwortlichkeit und Mündigkeit.“ 
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Erziehung völlig zuwider. Die „Bil-
dungsreformen“ der letzten beiden 
Jahrzehnte haben die größeren Zu-
sammenhänge und Ziele von Bil-
dung und Erziehung systematisch 
ausgeblendet. Sie befördern nicht 
die Entwicklung von Mündigkeit, 
sondern zersetzen Sozialität als 
Grundlage und Ziel der Pädagogik. 
Und ich verwende hier bewusst 
den Begriff „Zersetzung“ und nicht 
„Zerstörung“, um zu betonen, dass 
dies nicht zufällig geschieht. 

Sondern? 
Diese Entwicklung wurde stra-

tegisch konzipiert und umgesetzt. 
Und dabei sind zwei scheinbar wi-
dersprüchliche Strömungen betei-
ligt: Auf der einen Seite haben wir 
die Akteure einer Ökonomisierung 

von Bildung. Hierbei geht es nicht 
vorrangig um die Privatisierung 
von Schulen und Hochschulen 
zu profitablen Dienstleistungsbe-
trieben, sondern vor allem um die 
Neudefinition dessen, was man un-
ter Bildung versteht, nämlich: An-
passungsleistung. Deshalb werden 
reales Wissen und Können wie auch 
Mündigkeit und Gemeinsinn abge-
baut. Auf der anderen Seite haben 
wir eine bildungsromantisch-re-
formpädagogisch geprägte Fraktion. 
Die tendiert zu Erleichterungspä-
dagogik, weil sie die pädagogische 

Bedeutung jener Inanspruchnahme 
verkennt. Stattdessen plädiert man 
für „Selbstentfaltung„und „Selbst-
steuerung“ der Kinder. So haben 
wir heute eine „große Koalition“ – 
oder besser: „unheilige Allianz“ – 
aus neoliberalen und reformpäda-

gogisch klingenden Paradigmen, 
die vereint gegen Bildung und Wis-
sen arbeitet. 

Wie sieht „selbstgesteuertes Ler-
nen“ aus?

Das Lernen im Klassenverband 
löst sich auf, die Schüler arbeiten 
an Einzelarbeitsplätzen, am besten 
per Sichtschutz getrennt und am 
PC wie in einem Großraumbüro. 
Der Lehrer unterrichtet nicht mehr, 
sondern stellt Arbeitsblätter zur 
Verfügung, verteilt „Lernjobs“ und 
berät als „Coach“. Die Schüler tra-
gen ihren eigenen Lernfortschritt 

in Kompetenzraster ein. Das ist das 
perfekte Modell des in sich selbst 
investierenden, flexiblen Selbstun-
ternehmers. Es geht hier um Anpas-
sung an äußere Vorgaben, um eine 
subtile Form von Steuerung, getarnt 
als angebliche Selbstständigkeit. 

Dies zerstört Sozialität und Reali-
tät als Grundlagen von Mündigkeit 
systematisch. Übrig bleiben atomi-
sierte Individuen, deren Lernen im 
Wortsinne „sinn-los“ ist, weil kein 
Sinnzusammenhang mehr gemein-
sam erfahrbar ist.

Welche sozialen Konsequenzen 
hat das?

Es setzen sich die Starken durch, 
die gute Voraussetzungen haben 

und Eltern, die ihnen zu Hause 
selbst erklären oder durch Nachhil-
felehrer beibringen lassen können, 
was der Lehrer in der Schule nicht 
mehr leistet. Die Schwachen aus bil-
dungsferneren Elternhäusern verlie-
ren. Auf der Strecke bleiben gerade 
diejenigen, von denen alle beteu-
ern, dass sie besonderer Förderung 
bedürften. Faktisch können gerade 
Kinder aus sozial schwachen Mili-
eus mit diesen offenen Unterrichts-
formen am schlechtesten umgehen. 
Sie brauchen Zuwendung, Anlei-
tung, Forderung und Ermutigung 
durch direkte Ansprache und enge 
Beziehung. 

Wieso passen Reformpädagogik 
und Ökonomisierung so gut zusam-
men?

Manche Reformpädagogik sieht 
strukturiertes, lehrergeleitetes Ler-
nen tendenziell als der „freien“ 
Entwicklung des Kindes entgegen-
laufend an. Dieser Naturalismus 
behauptet, das Kind entfalte sich 
am besten von selbst oder indem 
man nur seine Umgebung anre-
gend einrichte. So haben es etwa 
Ellen Key oder Maria Montessori 
formuliert. Hier wird ein Wider-
spruch zwischen menschlicher 

Natur und Kultur konstruiert, wo-
mit die Ansprüche dieser Kultur 
als nicht kindgemäß gelten. Auf 
der einen Seite haben wir nun das 
Prinzip „Markt“ als vermeintlich 
naturgegebenen Raum, in dem sich 
das Individuum im Wettbewerb 
positionieren soll. Auf der anderen 
Seite die Vorstellung von einer Art 
ökologischem Reservat, in dem 
die „freie Entfaltung“ des Subjekts 

vonstattengehen soll. Beide Räume 
sind frei von Kultur, von Tradition 
und Geschichte, von Wissen und 
Können, von Verantwortung für das 
Gemeinwohl. Beide betonen und 
fördern das egoistische Selbst: ein-
mal als „homo oeconomicus“, ein-
mal als „natürliches Kind“. Beide 
verstehen Lernen als Anpassung an 
die Umgebung. Beide vernachlässi-
gen Bindung und Beziehung. Beide 
vereinzeln die Schüler und bringen 
sie in verschärfte Konkurrenz zuei-
nander. Ich bezeichne diese Gemen-
gelage hier einmal als „neoliberalen 
Ökologismus“. 

Das ist merkwürdig und schwer 
verständlich.

In der Tat, ich kann dies bis-
lang auch nur vom Phänomen 
her analysieren. Fakt ist aber, dass 
ausgerechnet rot-grüne Landesre-
gierungen in Baden-Württemberg 
und Nordrhein-Westfalen diese 
Modelle der Selbststeuerung der-
zeit mit aller Gewalt durchsetzen – 
und das mit Unterstützung der 
üblichen neoliberalen Akteure wie 
der Bertelsmann-Stiftung. Mögli-
cherweise gibt es eine ideologische 
Konvergenz: das geteilte Interesse 
an Macht und Steuerung? Auffal-

lend ist, dass sowohl der Neolibe-
ralismus als auch der „progressive 
Ökologismus“ auf das Prinzip der 
permanenten Reform und „schöpfe-
rischen Zerstörung“ setzen: Reform 
an sich gilt als gut. Wer Reformen 
kritisiert, gilt als konservativ und 
reaktionär. 

Beide Seiten verbindet ihr Re-
formeifer?

Gewissermaßen. Und beide Sei-
ten bewirken das, was Simone Weil 
hellsichtig als „mit Abstand die ge-
fährlichste Krankheit der mensch-
lichen Gesellschaften“ bezeichnet 
hat: die Entwurzelung. Ich halte es 
deshalb mit Pierre Bourdieu, der 
formulierte, „Bewahrung“ sei heute 
die stärkste Kraft des Widerstands 
gegen die Macht der neuen Ord-
nung, die als permanente Umwäl-
zung daherkommt. Damit ist kein 
Konservativismus der Macht, son-
dern der Sinngebung gemeint. Und 
das war und ist die Aufgabe von Bil-
dung und Bindung. 

Herr Prof. Krautz, herzlichen Dank 
für das interessante Gespräch.             n

ONLINETIPPS

Jochen Krautz
Zersetzung von Bildung: 
Ökonomismus als 
Entwurzelung und Steuerung
Coincidentia, Beiheft 5, 27.10.2015
http://tinyurl.com/nu7obas 

Jochen Krautz
Kompetenzen machen 
unmündig
Streitschriften zur Bildung, Heft 1, 
24.06.2015
http://tinyurl.com/qefaqwm 

Interview mit Jochen Krautz
Kompetent aber denkfaul?
Südtiroler Wirtschaftszeitung, 
12.06.2015
http://tinyurl.com/ntr4hrz  

Silja Graupe, Jochen Krautz
Die Macht der Messung: Wie 
die OECD mit PISA ein neues 
Bildungskonzept durchsetzt
Coincidentia, 06.05.2014
http://tinyurl.com/njtwkbb  
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und Beziehung 
als Grundlage der 
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Jochen Krautz
Ware Bildung
Schule und Universi-
tät unter dem Diktat 
der Ökonomie
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„Die ‚Bildungsreformen‘ befördern nicht 
die Entwicklung von Mündigkeit, sondern zersetzen 
Sozialität als Grundlage und Ziel der Pädagogik.“ 

„Wir haben heute eine ‚große Koalition‘ aus 
neoliberalen und reformpädagogisch klingenden 
Paradigmen, die vereint gegen Bildung arbeitet.“ 
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Leben im Neoliberalismus

„Unentwegt unsere 
Wettbewerbsfähigkeit verbessern“

Die verheerenden Wirkungen des Neoliberalismus sind offensichtlich, doch scheint er aus jeder 
Krise gestärkt hervorzugehen. Seine Durchsetzungskraft beruht darauf, dass er im Gewand 
der Vernunft auftritt und die Schwächen der Menschen nutzt. Er ist eine ideologiefreie Ideologie, 
in der die Menschen gar nicht wissen müssen, dass sie neoliberal sind. 

Interview mit Dr. Patrick Schreiner 

Bildungseinrichtungen sind zu-
nehmend Orte, an denen die neo-
liberale Ideologie vermittelt und 
praktiziert wird. Natürlich gibt es 
Einrichtungen, Lehrerinnen und 
Lehrer, Schülerinnen und Schüler, 
die sich dieser Entwicklung entge-
genstellen. Und doch: Früher ver-
band man mit Bildung auch die 
Idee, dass es um die persönliche 
Entwicklung hin zu selbstständi-
gen, selbstbewussten Menschen 
und um Teilhabe an einer demo-
kratischen Gesellschaft gehe. Wenn 
Sie seit den 1990er-Jahren verfasste 
bildungspolitische Konzeptionen 
lesen, dann ist dort im Grunde nur 
noch von Anpassung an die Anfor-
derungen der Märkte die Rede. Da 
nimmt es nicht Wunder, dass Eltern 
schon ihre Kleinkinder in fremd-
sprachige Kitas schicken und Career 
Center an den Hochschulen wie 
Unkraut aus dem Boden schießen.

ÖkologiePolitik: Herr Dr. Schrei-
ner, Ihr neues Buch trägt den etwas 
irritierenden Titel „Unterwerfung als 
Freiheit“. Wie ist das gemeint? 

Dr. Patrick Schreiner: Wir leben 
in einer neoliberalen Gesellschaft, 

in der eine sehr spezielle Vorstel-
lung von Freiheit dominiert: die 
Freiheit, an Märkten möglichst un-
eingeschränkt handeln zu können – 
ohne Regulierungen, Steuern, Sozi-
alabgaben und Arbeitnehmerrechte. 
Die Kehrseite ist „mehr Eigenver-
antwortung“ – was bedeutet: weni-
ger Solidarität und weniger soziale 
Sicherheit. Daraus resultiert eine 
Art „neoliberale Moral“. Sie fordert 
uns auf, unsere „Wettbewerbsfähig-
keit“ unentwegt zu verbessern, fle-
xibel zu sein, unternehmerisch und 
egozentrisch zu denken. Wir unter-
werfen uns dieser Moral – und um 
mit ihr klarzukommen, unterwer-
fen wir uns den Ratschlägen und 
Weisheiten von Trainern, Coaches 
und Therapeuten. Die erklären uns, 
wie wir uns beispielsweise besser 

motivieren, attraktiver werden, be-
rufliche Qualifikationen erwerben 
und nützliche Beziehungen knüp-
fen.

Was hat Sie motiviert, dieses Buch 
zu schreiben?

Strategisch: das Ansinnen, eine 
verständliche Einführung in das 
Thema zu verfassen. Inhaltlich: die 
Vermutung, dass die bloße Kennt-
nis der offensichtlichen Konsequen-
zen des Neoliberalismus noch kein 

Umdenken auslöst. Obwohl wir 
wissen, dass mit ihm die Ungleich-
heit und das soziale Elend zuneh-
men, wird der Neoliberalismus als 
„alternativlos“ angesehen. Er wird 
aber nicht nur hingenommen, son-
dern sogar von vielen Menschen 
befürwortet. Das liegt eben auch 
daran, dass neoliberale Denk- und 

Handlungsmuster in unserem All-
tagsleben erschreckend normal ge-
worden sind.

Welche neoliberalen Gedanken 
sind im Alltagsleben zu finden?

Zentral ist die Überzeugung, sich 
in einem permanenten Wettbewerb 
zu befinden – und in dem befinden 
wir uns dadurch ja auch tatsächlich 
immer mehr. Fitter und aktiver zu 
sein, mehr Bildung zu haben, ein 
breiteres Beziehungsnetzwerk, mehr 
Sexappeal, eine schickere Wohnung, 
ein größeres Auto – auf diese und 
andere Arten und Weisen versuchen 
wir, die Nase vorn zu haben, Aner-
kennung zu ernten. Deshalb den-
ken wir permanent über uns nach, 
messen uns an anderen, versuchen, 

uns zu optimieren und dies gegen-
über anderen darzustellen. Bei die-
ser verzweifelten Suche nach Glück 
merken wir nicht, wie wir uns und 
unsere Gesellschaften immer mehr 
kaputt machen.

Welchen Einfluss hat die neolibe-
rale Ideologie auf unser Bildungssys-
tem?

Welche Bedeutung hat denn das 
Fernsehen?

Vermutlich eine große. Es 
scheint mir evident, dass etwa 
Castingshows, Daily Talks oder be-
stimmte Seifenopern neoliberale 
Ideologie vermitteln, indem sie den 
Menschen vorführen oder erklären, 
wie sie ihr Leben zu leben haben. 

Welche Rolle spielen die sozialen 
Netzwerke im Internet?

Eine zweischneidige. Einerseits 
bieten soziale Netzwerke wie Twit-
ter hervorragende Möglichkeiten 
der Vernetzung, des Austauschs, 
vielleicht sogar der Gegenöffentlich-
keit. Andererseits geht es aber eben 
auch hier häufig um den Vergleich: 
Wer hat die tollsten Urlaubsfotos, 
die meisten „Freunde“, den besten 
Job, den hübschesten Partner? Der 
Aspekt der Selbstdarstellung ist 
nicht zu übersehen. 

Inwiefern ist Esoterik, deren 
Hauptziel eigentlich Harmonie zu 
sein scheint, ein Medium neoliberalen 
Gedankenguts?

Esoterik bietet dem neoliberalen 
Denken Anknüpfungsmöglichkei-
ten. Sie beruht auf dem Grundge-
danken, dass jeder Mensch sein See-
lenheil in sich selbst finden muss. 
Der Mensch hat, um glücklich zu 
werden, sein Denken, sein Bewusst-

sein, sein Fühlen zu verändern. Ge-
sellschaftliche Veränderungsmög-
lichkeiten und kollektive Solidarität 
werden dabei faktisch ausgeblendet. 
Es geht letztlich um „spirituelle Ei-
genverantwortung“. Dass Esoterik 
zeitgleich mit dem Aufkommen des 
Neoliberalismus an Bedeutung ge-
wann, ist kein Zufall.

Wie war die Hegemonie der neo-
liberalen Ideologie möglich? Steckt 
dahinter ein „Masterplan“?

Nein, einen „Masterplan“ oder 
eine zentrale Steuerung gibt es 
nicht. Wir haben es hier mit ei-
nem System zu tun, das im Kern 
keiner zentralen Steuerung bedarf. 
Natürlich braucht es zentralisier-
te Autoritäten wie den Staat oder 
internationale Organisationen, die 
Macht bündeln und Regeln durch-
setzen – im Extremfall auch mit 
Gewalt. Entscheidend ist aber, dass 
die Menschen neoliberale Nor-
men verinnerlichen, neoliberales 
Denken als natürlich ansehen und 
entsprechende Handlungen aus 
Überzeugung und oft mit Freude 
vollziehen. Wir gehen freiwillig in 
Castingshows und Fitness-Studios, 
lesen Esoterikzeitschriften und 
Ratgeberliteratur des „Positiven 

Denkens“, weil wir meinen, unser 
Leben so ein klein wenig besser zu 
machen. Es sind die Menschen und 
ihre vielen kleinen Entscheidungen, 
die den Neoliberalismus so erfolg-
reich und so vermeintlich „alterna-
tivlos“ machen.

Herr Dr. Schreiner, herzlichen Dank 
für das interessante Gespräch.         n

Dr. Patrick Schreiner, Jahrgang 1978, 
ist promovierter Politikwissenschaftler 
und als hauptamtlicher Gewerkschafter 
und Publizist tätig. Seine Arbeitsschwer-
punkte sind Finanz- und Wirtschaftspo-
litik, Verteilung und politische Theorie. 
Seit 2012 betreibt er den Blog „anno-
tazioni.de“, 2015 veröffentlichte er sein 
Buch „Unterwerfung als Freiheit“. 

www.annotazioni.de„Neoliberale Denk- und Handlungsmuster 
sind in unserem Alltagsleben 

erschreckend normal geworden.“

„Zentral ist die Überzeugung, sich in einem 
permanenten Wettbewerb zu befinden.“

„Entscheidend ist, dass die Menschen 
neoliberale Normen verinnerlichen und neoliberales 

Denken als natürlich ansehen.“

BUCHTIPP
Patrick Schreiner
Unterwerfung als 
Freiheit
Leben im Neoliberalismus
PapyRossa, Januar 2015
128 Seiten, 11.90 Euro
978-3-89438-573-6
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Mindestlohn und Wohnraum 

Grundgesetz fordert 
Schutz der Menschenwürde

Sollte die Aushandlung eines Mindestlohns ganz den Arbeitgebern und Gewerkschaften 
überlassen werden? Und die Bereitstellung von Wohnraum ganz den Bauträgern und Spekulanten? 
Diese Marktgläubigkeit ist zwar gängige Praxis und politischer Konsens unter den „Volksparteien“, 
stellt jedoch einen klaren Verstoß gegen unser Grundgesetz dar. 

von Dr. Klaus J. Klumpers 

Es gibt wohl kein Parteipro-
gramm in Deutschland, in dem 
kein klares Bekenntnis zur so-

zialen Gerechtigkeit steht. Nur was 
darunter genau zu verstehen ist, das 
bleibt immer weitgehend unklar. 
Ein Blick in Wikipedia: „Der Begriff 
der sozialen Gerechtigkeit bezieht 
sich auf gesellschaftliche Zustände, 
die hinsichtlich ihrer relativen Ver-
teilung von Rechten, Möglichkeiten 
und Ressourcen als fair oder gerecht 
bezeichnet werden können. Was 
genau Inhalt und Maßstab dieser 
Form von Gerechtigkeit sei, ist aber 
seit jeher umstritten und vielschich-
tig.“ Es handelt sich also um eine 

Worthülse, die zu nichts, aber auch 
gar nichts verpflichtet. 

Orientierung bringt eine Rück-
besinnung auf unser Grundgesetz. 
In seinem Artikel 1 Absatz (1) defi-
niert es: „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung al-
ler staatlichen Gewalt.“ Aus dieser 
Pflicht zum Schutz der Menschen-

würde lässt sich eine Pflicht zum 
Schutz vor Ausbeutung ableiten. 
Ein gesetzlicher Mindestlohn ist 
deshalb keine Frage von Tarifauto-

nomie oder Arbeitsbewertung, son-
dern muss sich daran orientieren, 
was als Armutsgrenze gilt. 

Mindestlohn reicht nicht für 
menschenwürdige Altersrente

Im Anfang 2015 erschienenen Ar-
mutsbericht der Bundesregierung 
wird für einen Ledigen die Armuts-
grenze mit einem frei verfügbaren 

Netto-Einkommen von 892 Euro/
Monat definiert. Das bedeutet, dass 
der gesetzliche Mindestlohn von 
8,50 Euro/Stunde tatsächlich für 
ein menschenwürdiges Leben aus-
reicht – allerdings nur, solange die 
Erwerbsarbeit ausgeübt wird. Für 
eine menschenwürdige gesetzliche 
Altersrente reicht er nicht. Das wur-
de in der ÖkologiePolitik schon im 
Mai 2014 dargestellt und kritisiert – 
und nun hat es endlich auch das 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales unter der Führung von An-
drea Nahles (SPD) erkannt. Auf eine 
Anfrage der „Linken“ musste es zu-
geben, dass für eine menschenwür-
dige Altersrente ein Mindestlohn 
von 11,50 Euro/Stunde nötig wäre. 

Die Öffentliche Hand hat diese 
Erkenntnis schon lange vor Augen. 

Deshalb wird schon seit Jahren den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Öffentlichen Dienstes eine 
ausschließlich aus unseren Steuern 
finanzierte Zusatzrente gewährt, 
die etwa 25 % der gesetzlichen Al-
tersrente ausmacht. In Bezug auf die 
spätere Altersrente wirkt ein derzei-
tiger Mindestlohn im Öffentlichen 
Dienst von immerhin 9,72 Euro/
Stunde wie 12,20 Euro/Stunde. 

Der Verfassungsauftrag ist durch 
einen Mindestlohn von 8,50 Euro/
Stunde absolut nicht erfüllt, da das 
Rentenniveau bei knapp der Hälf-
te des Nettoeinkommens liegt, je-
doch 8,50 Euro/Stunde keinesfalls 
ein Nettoeinkommen ergeben, das 
beim Doppelten der Armutsgrenze 
liegt. Das stört in der Politik aber 
seltsamerweise niemanden. Der 
Verfassungsauftrag wird ganz be-
wusst ignoriert und immer weiter 
behauptet, der gesetzliche Mindest-
lohn sei eigentlich eine Angelegen-
heit der Arbeitsbewertung durch 
Arbeitgeber und Gewerkschaften. 
Diese beiden Organisationen wur-
den mit der zukünftigen Fortschrei-
bung des Mindestlohns betraut, 
was wiederum als klarer Verfas-
sungsbruch zu kritisieren ist, da es 
sich hierbei um eine Aufgabe der 
Sozialgesetzgebung handelt. 

Recht auf menschwürdiges 
Leben gilt auch für Flüchtlinge 

Wie wenig der Verfassungsauftrag 
ernst genommen wird, zeigt sich in 
der aktuellen Flüchtlingsdiskussion 
mit besonderer Brisanz. Schon wird 
laut darüber nachgedacht, ob für 
Asylbewerber – also für Menschen, 
die aus Angst vor Bomben, Tod und 
Verfolgung bei uns Schutz suchen – 
der Anspruch auf ein menschen-
würdiges Leben „ausgesetzt“ wer-
den kann. Das Wort „ausgesetzt“ 
erfreut sich zurzeit allergrößter po-
litischer Beliebtheit, denn es klingt 

wesentlich eleganter als „Verfas-
sungsbruch“ oder „Gesetzesbruch“, 
wie es korrekt zu bezeichnen wäre.

Warum nutzt die Große Koali-
tion nicht jetzt ihre alternativlose 
Mehrheit und streicht endlich den 
Artikel  1 „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar ...“ ersatzlos 
aus unserem Grundgesetz? Mit ei-
nem so „modernisierten“ und dem 
Zeitgeist angepassten Grundgesetz 
ließe sich in Zukunft wesentlich 
einfacher regieren. Die Zeit drängt 
schließlich. Ministerpräsident Horst 
Seehofer wird nicht mehr lange still-
halten wollen, weil sonst auch noch 

der Rest der CSU bei PEGIDA mit-
läuft und bei den nächsten Wahlen 
die AfD unserer christlichen Partei 
die Mehrheit stiehlt.

Bereitstellung von Wohnraum 
gehört zur Pflicht des Staates 

Jetzt haben die Politiker aller Par-
teien wieder eine neue Worthülse 
gefunden: bezahlbarer Wohnraum! 
Das sagt nicht viel aus. Eine kon-

krete Aussage wäre, dass niemand 
mehr als z. B. 30 % seines Netto-
Einkommens für angemessenen 

Wohnraum ausgeben sollte. So wie 
der Mindestlohn eine Forderung 
des Schutzes der Menschenwürde 
ist, gilt es endlich auch, die komple-
xe Thematik der Verfügbarkeit von 
angemessenem Wohnraum unter 
verfassungsrechtlicher Sicht zu be-
trachten. Auch in diesem Fall geht 
es wieder um eine sehr konkrete 
Forderung unseres Grundgesetzes 
in Bezug auf das Grundrecht auf 

ONLINETIPPS

IWU, GSF, GISS – 
Forschungsverbund 
Wohnungslosigkeit und Hilfen 
in Wohnungsnotfällen
Gesamtbericht, Oktober 2005
151 Seiten, PDF kostenfrei
www.iwu.de/forschde/dateien/ 
FVGesamtbericht.pdf 
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Flüchtlingsunterkünfte in München-Messestadt: Die uninspirierte Reihung und Stapelung 
von Stahlcontainern macht Menschen zu Verwaltungsakten und erinnert an Massentier-
haltung.

Aus der Pflicht zum Schutz der 
Menschenwürde lässt sich eine Pflicht zum 

Schutz vor Ausbeutung ableiten. 

Andrea Nahles musste zugeben, dass für eine 
menschenwürdige Altersrente ein Mindestlohn von 

11,50 Euro/Stunde nötig wäre. 
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Wohnraum. Die Erfüllung dieses 
Verfassungsauftrags darf der Staat 
nicht den Immobilienspekulanten 
überlassen, sondern muss selbst 
für die Befriedigung dieses Grund-
rechts sorgen – in Ergänzung zu 
den unterschiedlichsten Geschäfts-
modellen eines lukrativen Woh-
nungsmarkts innerhalb der freien 
Marktwirtschaft.

Wie es in Deutschland um den 
sozialen Wohnungsbau bestellt ist, 
zeigt eine Statistik im Forschungs-
bericht „Wohnungslosigkeit und 
Hilfen in Wohnungsnotfällen“, 
der 2005 erschien – neuere Zahlen 
scheint es nicht zu geben, wohl sind 
sie politisch nicht erwünscht: Der 
Anteil der Sozialwohnungen am Ge-
samtwohnungsbestand lag im Jahr 
1968 bei 18,9 %, fiel dann bis 1987 
auf 15,3 % und bis 2003 auf 6,8 %. 
Welche Aktualität dieses Thema be-
sitzt, zeigt sich darin, dass zusätzlich 
zu dieser dramatischen Schrump-
fung des Sozialwohnungsbestands 
auch noch einige spektakuläre 

Verkäufe großer Immobilienpakete 
durch die Öffentliche Hand in der 
jüngeren Vergangenheit stattgefun-
den haben. Solche Verkäufe werfen 
ein schrilles Schlaglicht darauf, mit 
welchen rüden Methoden sich der 
Staat aus der Verantwortung für 
die Sicherung des Grundrechts auf 
Wohnraum geschlichen hat. 

„Volksparteien“ führten 
Verwerfungen bewusst herbei 

Das Perverse daran ist, dass einige 
Landesregierungen hiermit ein luk-
ratives Geschäftsfeld für Spekulan-
ten eröffnet haben, bei dem die bald 

Dr. Klaus J. 
Klumpers, Jahr-
gang 1944, studierte 
Elektrotechnik, war 
Geschäftsführer bei 
zwei mittelständi-
schen Unternehmen 
und Universitätsdozent, bezieht seit 2009 
Altersrente und arbeitet als freiberufli-
cher Unternehmens-, Gründungs- und 
Energieberater. In die ÖDP trat er 2005 
ein. Seit 2008 ist er Stadtrat in Coburg, 
seit 2011 Mitglied im „Bundesarbeitskreis 
Wirtschaft und Finanzen“, von 2013 bis 
2015 war er Vorsitzender des Bezirks 
Oberfranken.

klumpers@oedp.de 

ansteigenden Mietpreise teilweise 
wiederum über Sozialhilfe von den 
Kommunen, d. h. vom Steuerzahler, 
finanziert werden müssen, da viele 
der ärmeren Bürgerinnen und Bür-
ger entsprechend höhere Wohn-
geldförderungen erhalten, falls sie 
überhaupt in den „modernisierten 
Wohnungen“ verbleiben dürfen. 

Hier zeigt der Staat sich einmal 
mehr als ein großer Freund des Tur-
bokapitalismus. 

Doch ist nicht der Turbokapita-
lismus dafür verantwortlich, dass 
ältere Menschen aus ihren ange-
stammten Wohnungen systema-
tisch vertrieben werden, sondern 
die drei sich „christlich“ und „sozi-
al“ nennenden „Volksparteien“. Sie 
haben diese Verwerfungen bewusst 
herbeigeführt, um ihre wohlhaben-
de Parteispenden-Klientel zu bedie-
nen. Jetzt – vor dem Hintergrund 
der Flüchtlingsströme in Richtung 
Deutschland – erhält diese Proble-

matik eine noch größere Zündkraft, 
weil dadurch der demografisch 
erwartete Rückgang der Wohn-
raumnachfrage nicht nur aus-
bleibt, sondern in einen gigantisch 
ansteigenden Wohnraumbedarf 
umschlägt. Zu welchen sozialen 
Spannungen mit größter Spreng-
kraft dieser Nachfragekampf in den 
nächsten Jahren führen wird, sollte 
den Sozialpolitikern schon heute 
den Schlaf rauben. 	            n

Flüchtlingsunterkünfte in Königsbrunn bei Augsburg: Dass trotz engem Budget eine men-
schengerechte Siedlungsform möglich ist, zeigt dieses in Holzfertigbauweise ausgeführte 
Beispiel.

Der Anteil der Sozialwohnungen am 
Gesamtwohnungsbestand lag im Jahr 1968 

bei 18,9 % und fiel bis 2003 auf 6,8 %.

Human-ökologisches Grundeinkommen

Raus aus dem Hamsterrad
Unsere soziale und unsere ökologische Zukunft stehen seit Langem auf der Agenda.  
Zwar gelobt  die Politik in Sonntagsreden seit Jahrzehnten Besserung, aber „Kyoto 1992“  
hat den CO2-Anstieg nicht verhindern können und die „Agenda 2010“ hat die soziale  
Schieflage vergrößert. Deshalb ist es Zeit für einen neuen Ansatz: das human-ökologische 
Grundeinkommen.

von Kurt Rieder

Unser blauer Planet Erde zer-
fällt, langsam und kaum 
beachtet – aber er zerfällt. 

Er wird durch Ausbeutung und 
Konsumwahn zu einer gigantischen 
Mülldeponie entwertet. Die gebets-
mühlenartig vorgetragenen Verspre-
chen, durch technischen Fortschritt 
und Globalisierung sowie nie- 
mals endendes Wirtschaftswachs-
tum eine immer rosigere Zukunft 
zu erhalten, entpuppen sich als 
hohle Floskeln.

Nie war der alte Sponti-Spruch 
„Fortschritt ist die fortschreitende, 
sich beschleunigende Umwand-
lung von Rohstoffen, Energie und 
menschlicher Arbeitskraft in Müll“ 
aktueller. Die sogenannten „entwi-
ckelten Staaten“ beuten auf Kosten 
der „zurückgebliebenen Staaten“ 
und der nachfolgenden Generatio-
nen die noch verbliebene Umwelt 
und Lebensvielfalt unwiederbring-
lich aus. Konsum ist zur Ersatzreli-
gion geworden. Der „Tanz ums gol- 
dene Kalb“ gestaltet sich immer hek- 
tischer und unmenschlicher. Omen 
eines Endes oder einer Wende? 

Sich klar werden,  
was im Leben wichtig ist 

Die Krankenschwester und Buch-
autorin Bronnie Ware hat viele In-
terviews mit Sterbenden geführten 

und dabei vier Dinge ausgemacht, 
die diese am Ende ihres Lebens be-
reuen:
n	 die eigenen Wünsche hinten an-
gestellt zu haben
n	 viel zu viel gearbeitet zu haben

n	 zu wenig Zeit mit der Familie 
oder Freunden verbracht zu haben
n	 sich selbst nicht erlaubt zu ha-
ben, zufrieden zu sein

Das Leben wartet nicht – die 
meisten Menschen merken es erst 
ganz am Ende. Und dann? Men-
schen in existenziellen Krisen er-
fahren zumeist einen nachhaltigen, 
tiefen inneren Wertewandel. Die als 
wahre Werte erkannten sind alle-
samt nicht die, die unsere heutige 
Medien- und Konsumgesellschaft 
als „Glücksbringer“ suggeriert, 
auch nicht die zum Lebensmittel-
punkt hochstilisierte Erwerbsarbeit 
und auch nicht das mit dem beruf-
lichen Erfolg verknüpfte Ansehen. 
Es sind die sogenannten „kleinen 
Dinge“, die am Ende zählen, vor 
allem: menschlich verlässliche Be-
ziehungen. 

Die Glücksforschung hat fest-
gestellt, dass Einkommen insoweit 
glücksfördernd ist, wie es finanzi-
elle Unabhängigkeit beschert. Be-
sitz und Geld im Überfluss wirken 
dagegen keinesfalls glückssteigernd. 

Eine intakte Umwelt, Bildung, sinn-
volle Beschäftigung und Gesund-
heit sind die am häufigsten genann-
ten Glücksfaktoren. 

Grundversorgung sichern,  
Wirtschaft steuern

Eine intakte Umwelt und ein ge-
lungenes Leben – diese beiden 
Ziele miteinander zu verknüpfen, 
das ist die Kernidee eines „human-
ökologischen Grundeinkommens“ 
(höGE). Es ist eine konsequente 
Weiterentwicklung der schon län-
ger diskutierten Forderung nach 
einem Grundeinkommen. Grund-
einkommen bedeutet:
n	 für jeden Bürger der gleiche Be-
trag
n	 existenzsichernd für Essen, Klei-
dung, Wohnung und Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben

Menschen in existenziellen Krisen  
erfahren zumeist einen nachhaltigen, 

tiefen inneren Wertewandel. 
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n	 ohne Prüfung der Bedürftigkeit 
n	 ohne Zwang zu Gegenleistungen
n	 ohne Verrechnung mit anderen 
Einkommen, Steuern, Vermögen etc.

Das höGE koppelt die finanzi-
elle Grundversorgung eines jeden 
Bürgers mit einer umwelt- und res-
sourcenbewussten Steuerung un-
serer Wirtschaft. Dienstleistungen, 
Produktionen, Energieverbrauch, 
Transportkosten und Umweltzer-
störung und damit verbundene 
Investitionen oder Subventionen 
werden nicht verboten, sondern 

unter Berücksichtigung eines Ver-
ursacher-, Kosten-, Haftungsprin-
zips konsequent besteuert. Eine 
beabsichtigte Folge dieser system-
relevanten (Um-)Steuerung ist die 
Entschleunigung des Lebens und 
eine Abkehr vom „immer schneller, 

immer höher, immer weiter“, das 
durch die jahrzehntelange Fokus-
sierung auf ein Wachsen von Wirt-
schaft und Konsum entstand. 

Das höGE löst zudem den kaum 
mehr überschaubaren Dschun-
gel an Sozialsicherungsleistungen 
samt deren vor- oder nachrangigen 
Gesetzen ab und ermöglicht somit 
einen Bürokratieabbau. Die hier-
durch frei werdenden finanziellen 
Mittel können wiederum zur Fi-
nanzierung des höGE dienen. Da 
es sich um eine bundesstaatliche 

Leistung handeln soll, werden die 
Haushalte der Länder und Kom-
munen von sozialen Aufgaben und 
Ausgaben entlastet – und können 
sich konsolidieren und stabilisie-
ren. Das eröffnet ihnen neue Hand-
lungsmöglichkeiten. 

Vorausschauend handeln,  
statt nur reagieren

Der Gang der Geschichte scheint 
zu belegen, dass notwendige Sys-
temänderungen immer erst dann 
ernsthaft angegangen werden, wenn 
uns die Probleme unmittelbar be-
treffen. Die aktuelle Situation um 
die Flüchtlingsströme bestätigt dies. 
Allerdings ist vorausschauendes, 
langfristiges Planen oft nur noch 
sehr eingeschränkt möglich, wenn 
die Probleme plötzlich da sind und 
nach kurzfristigen Lösungen ver-
langen: Hohe finanzielle Sonder-
aufwendungen werden nötig. Das 
höGE verfolgt den Ansatz, statt in 
immer mehr „Feuerwehren“ in ei-
nen soliden „sozialen und ökolo-
gischen Brandschutz“ zu investie-
ren.

Die aktuellen Flüchtlingsproble-
me, Sozialverwerfungen und Um-
weltveränderungen sind nur schwa-
che Vorboten von dem, was uns bei 
unverändertem Verhalten blüht. 
Eine aktuelle Studie der UNICEF 
belegt, dass aufgrund der bereits 
jetzt absehbaren Folgen des Kli-
mawandels – Überschwemmungen 
und Dürren – weltweit rund 700 
Mio. Kinder existenziell gefährdet 
sind. Unruhen und Wanderungsbe-
wegungen werden eine der Folgen 
sein. Die Welt gerät immer mehr 
aus dem Gleichgewicht – ökolo-
gisch und sozial. 

Änderung des Sozialsystems 
ist unvermeidlich

Das bismarcksche Sozialsystem hat 
ausgedient, denn es ist nicht mehr 
in der Lage, für einen sozialen Aus-
gleich zu sorgen. Seit Jahrzehnten 
schrumpfen die Einkommen aus 
abhängiger oder selbstständiger 
Erwerbsarbeit, während die Ein-
kommen aus Vermögen und die 
Transfereinkommen steigen. Die 
Erwerbsarbeit entpuppt sich für 

eine immer größere Bevölkerungs-
gruppe als „Fata Morgana“, da 
durch Digitalisierung, Automati-
sierung, Rationalisierung und Glo-
balisierung in Zukunft hauptsäch-
lich hoch spezialisierte Fachkräfte 
benötig werden – und auch diese 
nur in begrenzter Zahl für eine be-
stimmte Dauer. Andere Arbeiten 
verlieren an Bedeutung und damit 
auch an finanzieller Akzeptanz. 

Schon heute ist fast jeder dritte 
Hartz-IV-Empfänger ein sogenann-
ter „Aufstocker“, also jemand, der 
zwar arbeitet, aber davon nicht 
leben kann. Würden alle, denen 
solche staatlichen Subventionshil-
fen eigentlich zustehen, diese auch 
beantragen, so wären mindestens 
dreimal so viele im Grundsiche-
rungssystem – und dieses würde in 
kürzester Zeit implodieren. 

Nur aus Unkenntnis oder 
Schuldgefühlen stellen viele keinen 
Antrag und führen stattdessen ein 
unwürdiges Arbeitsleben unterhalb 
des Existenzminimums. Nur des-
halb funktioniert unser jetziges So-
zialsystem noch. Das wird ignoriert, 
verharmlost und statistisch beschö-

nigt. Ansätze einer Systemänderung 
werden entweder als utopische 
Spinnerei mitleidig belächelt oder 
es wird mit den Totschlagargumen-
ten „Arbeitsplatzsicherung“ und 
„sozialer Abstieg“ gedroht. Die seit 
Jahrzehnten schrumpfende Mittel-
schicht und andere gesellschaftliche 
Gruppen werden gegeneinander 
ausgespielt. 

Es wird – obwohl alle Erfah-
rungen der letzten Jahrzehnte das 
Gegenteil beweisen – immer noch 

suggeriert, dass derjenige, der nur 
fleißig seine Arbeitspflichten erfüllt, 
auch zu adäquatem Wohlstand, Le-
bensglück und gesellschaftlicher 
Teilhabe kommt. In Wirklichkeit 
kommt seit vielen Jahren Geld zu 

Geld: Kapital zieht noch mehr Ka-
pital an. Hocharbeiten? Das hat sich 
für viele Menschen eh schon mit 
der Geburt in ein sozial-prekäres 
Umfeld erledigt. Und für andere 
bringt es nur ein am Ende enttäu-
schendes, dauergestresstes, so nicht 
gewolltes Leben.

Weniger Stress bedeutet mehr 
Wohlbefinden

Ein höGE für jeden Bürger schafft 
nicht nur die Neid-Debatten ab, 
sondern sorgt zumindest im Ansatz 
auch dafür, den Grundbedarf des 
Lebens gesichert zu haben, ohne 
auf die (Dauer-)Beantragung von 

staatlichen Ersatzleistungen an-
gewiesen zu sein oder der Illusion 
hinterherzujagen, mit einer system-
relevanten Arbeit sein Scherflein 
zum Wirtschaftswachstum beitra-
gen zu müssen, um eine legitime 
Daseinsberechtigung zu haben. 

Eine Abkehr vom Ziel eines stän-
dig steigenden Konsums einerseits 
und einer ständig zunehmenden 
Produktion andererseits würde sich 
auf die menschliche Gesundheit 
positiv auswirken. Die Zahl der 

psychischen Erkrankungen hat sich 
seit 2007 um ein Drittel erhöht – 
und damit auch die Kosten und Fol-
gekosten. Eine Vielzahl von Men-
schen leidet am „immer schneller, 
immer höher, immer weiter“ und ist 

unserer Hektik-Jugendwahn-Spaß-
Gesellschaft nicht mehr gewachsen. 

Unser Lebensschwerpunkt soll-
te endlich wieder auf mehr Mitei-
nander, auf gegenseitiges Gespräch 
und Hilfe, aber auch auf Selbstver-
wirklichung gelegt werden. Für die 
Umsetzung des höGE braucht es 
keine Krämerseelen und Bedenken-
träger. Es bedarf vielmehr kreativer 
Visionäre und einer mutigen Partei, 
die dieses Vorhaben in konsequente 
Politik umsetzt. Wer außer der ÖDP 
eignet sich hierfür?	             n

Weitere Informationen und einen Ge-
samtfinanzierungsplan können beim Au-
tor angefordert werden. Er hält darüber 
auch Vorträge.

Eine intakte Umwelt, Bildung, sinnvolle 
Beschäftigung und Gesundheit sind die am häufigsten 

genannten Glücksfaktoren.

Das human-ökologische Grundeinkommen 
will statt in „Feuerwehren“ in einen „sozialen und 

ökologischen Brandschutz“ investieren.

Fast jeder dritte Hartz-IV-Empfänger ist ein 
sogenannter „Aufstocker“, also jemand, der zwar 

arbeitet, aber davon nicht leben kann. 

Würden alle, denen staatlichen Subventionshilfen 
zustehen, diese auch beantragen, würde 

unser Grundsicherungssystem implodieren. 

Kurt Rieder, 
Jahrgang 1960, ist 
Dipl.-Verwaltungs-
wirt (FH) und seit 
1983 in verschiede-
nen Funktionen in 
Arbeitsagenturen 
und Jobcentern tätig. Er ist Vorsitzender 
im ÖDP-Kreisverband Aachen-Düren-
Heinsberg und im Landesarbeitskreis 
„Grundeinkommen“ der ÖDP NRW. 
Zudem ist er Mitglied im „Bundesnetz-
werk Grundeinkommen“ und in der 
regionalen „Netzwerkinitiative Grund-
einkommen Aachen“. 

kurt.rieder@oedp.de 
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Globalisierte Wirtschaft 

„Grüner Kolonialismus“
Deutschland setzt auf „grünes Wachstum“. Öko-Siegel und Nachhaltigkeitszertifikate sorgen 
bei den Konsumenten für ein gutes Gewissen. Doch dahinter steckt oft nur ein geschicktes 
Greenwashing. Die sozialen und ökologischen Schäden, die international agierende Großkonzerne 
anderswo anrichten, sind enorm, berichtet eine Münchner Journalistin. 

Interview mit Kathrin Hartmann 

Emittenten der Welt gemacht – aber 
das wird in Europa schlicht nicht in 
die Klimabilanz eingerechnet. Auch 
Menschenrechtsverbrechen, die mit 
dem Palmölanbau systematisch ver-
bunden sind, illegale Abholzung, 

Ausbeutung, Landraub, Vertrei-
bung, Gewalt gegen Indigene und 
Bauern bis hin zum Mord, werden 
von diesem Nachhaltigkeitsregime 
in Kauf genommen. Trotzdem be-
kommt dieses Palmöl ein Nachhal-
tigkeitszertifikat – verliehen vom 
„Roundtable on Sustainable Palm 
Oil“ (RSPO), dessen Mitglieder fast 
alle aus der Palmölindustrie und 
ihren Abnehmern stammen. Der 
RSPO besteht seit mehr als zehn 
Jahren, ohne dass sich auch nur 
irgendetwas an den Praktiken der 
Palmölkonzerne geändert hätte. 
Und trotzdem akzeptiert die EU das 
RSPO-Siegel als Nachhaltigkeits-
nachweis. Das ist staatlich sanktio-
niertes Greenwashing. 

ÖkologiePolitik: Frau Hartmann, Sie 
kommen gerade aus Indonesien. Was 
haben Sie dort gemacht? 

Kathrin Hartmann: Ich habe 
dort die Folgen der Waldbrände an-
geschaut, die seit dem Sommer 2015 
dort gewütet und eine entsetzliche 
Verheerung zurückgelassen haben. 
Mindestens eine halbe Million 
Menschen muss wegen Rauchver-
giftung behandelt werden, mehr als 
20 Menschen, darunter Babys und 
Kinder, sind an den Rauchpartikeln 
erstickt. Um die 20.000 Brände ha-
ben Wälder der Größe Teneriffas 
vernichtet – und die Brandherde 
befanden sich fast ausnahmslos 
in Konzessionsgebieten der Palm-

öl- und Papierindustrie, darunter 
Palmöl- und Papiergiganten wie 
Wilmar, der größte Exporteur an-
geblich nachhaltigen Palmöls nach 
Europa, Sinar Mas oder Asian 
Pulp  &  Paper. Obwohl ein Regie-
rungsbericht zu den Bränden Ab-
kürzungen von 100 Firmennamen 
aufführt, obwohl bereits Firmen-
manager angeklagt sind oder in 
Untersuchungshaft sitzen, versucht 
die Palmölindustrie, die Brandstif-
tungen Kleinbauern in die Schuhe 

zu schieben. Dabei leiden sie mit 
am meisten unter den Folgen der 
Feuer, weil sie Missernten zu erwar-
ten haben. Außerdem habe ich vor 
Ort sehen können, dass da, wo die 
Aschefelder quasi noch gedampft 
haben, bereits Ölpalmensetzlinge 
standen. 

In Ihrem neuen Buch sind zahl-
reiche Auslandsreportagen zu finden. 
Warum?

Weil die Menschen in den Län-
dern des Südens die Folgen unseres 
imperialen Lebensstils ausbaden 
müssen. Der Raubbau an Natur 
und Mensch macht sie zu Armen, 
Hungernden, Kranken, Sklaven, 
Unterdrückten, Enteigneten und 

Vertriebenen. Ich wollte diese Men-
schen treffen, wollte sehen, welche 
Auswirkungen unser Wirtschaften 
auf ihr Leben hat, und erfahren, 
wie sie dagegen kämpfen. Denn 
jetzt ist es so, dass der reiche Wes-
ten den Menschen dort auch noch 
die Folgen seiner katastrophal fal-
schen Klimapolitik aufbürdet – ein 
grüner Kolonialismus. Palmöl ist 
dafür das beste Beispiel: Der „nach-
wachsende Rohstoff“ steckt auch 
in Biodiesel, der in der EU dem 

fossilen Diesel verpflichtend beige-
mischt werden soll, um den CO2-
Ausstoß des europäischen Verkehrs 
zu senken. In der Realität aber treibt 
Palmöl den Klimawandel voran, 
weil für die riesigen Monokulturen 
Wälder gerodet und Torfböden zer-
stört werden. Das hat Indonesien 
zeitweise zum drittgrößten CO2-

Wohin sind Sie gereist und was 
haben Sie dort gesehen?

Ich bin nach Indonesien gereist, 
um das nachhaltige Palmöl zu su-
chen, das es gar nicht gibt, habe 
zu einem mit westlichem Geld 

finanzierten Klimaschutzwald re-
cherchiert, der gegen den Willen 
der darin lebenden Indigenen und 
Kleinbauern eingerichtet wurde. 
In Bangladesch habe ich mir die 
verheerenden Folgen der export-
orientierten Shrimps-Aquakultur 
angesehen, die unter dem Deck-
mäntelchen der Entwicklungshilfe 
ebenfalls gegen den Willen der Be-
völkerung mit Gewalt eingerich-
tet wurde, und außerdem Bauern 
besucht, die mit dem Anbau der 
jüngst in Bangladesch getesteten 
gentechnisch veränderten Aubergi-
ne komplett gescheitert sind. Und 
in El Salvador habe ich zur Ausbeu-
tung in den Maquilas, den Textilfa-
briken, recherchiert.

Was interessiert Sie an der The-
matik? 

Es muss uns alle interessieren, 
welche globalen Schäden unser 
Wirtschaftssystem hat und wie ge-
walttätig es ist. Nicht zuletzt, weil 
auch wir die Folgen zu spüren be-
kommen werden, wenn Wälder 
brennen, Rohstoffe gnadenlos aus-
gebeutet und Biodiversität, Klima, 
Böden und Wasser zerstört wer-
den. In diesem Jahr fiel der Earth 
Overshoot Day bereits auf den 13. 
August. An diesem Tag hat die Welt-
bevölkerung ihr Jahres-Budget an 
Ressourcen verbraucht und die Auf-
nahmekapazität der Erde für Treib-

Kathrin Hartmann, Jahrgang 1972, stu-
dierte Kunstgeschichte, Philosophie und 
Skandinavistik. Nach einem Volontariat 
bei der „Frankfurter Rundschau“ war 
sie dort als Redakteurin für Nachrichten 
und Politik tätig, anschließend als Re-
dakteurin bei „Neon“. Seit 2009 arbeitet 
sie als freie Autorin, veröffentlichte bis-
her drei Bücher und zahlreiche Artikel 
zu ökologisch-sozialen Themen. 

www.ende-der-maerchenstunde.de 
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Kathrin Hartmann
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Raubbau
Wie Politik und  
Wirtschaft das Klima 
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Blessing, August 2015 
448 Seiten, 18.99 Euro
978-3-89667-532-3

Kathrin Hartmann
Wir müssen leider  
draußen bleiben
Die neue Armut in der 
Konsumgesellschaft
Blessing, März 2012
416 Seiten, 18.95 Euro
978-3-89667-413-5 

Kathrin Hartmann
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Märchenstunde
Wie die Industrie die 
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Ökos vereinnahmt
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384 Seiten, 16.95 Euro
978-3-89667-413-5 

Palmölplantage in Indonesien

Fo
to

: F
er

i I
ra

w
an

/r
eg

en
w

al
df

ot
os

.d
e

„Die Menschen in den Ländern des Südens müssen die 
Folgen unseres imperialen Lebensstils ausbaden.“

„Der reiche Westen bürdet den Menschen  
dort auch noch die Folgen seiner 

katastrophal falschen Klimapolitik auf.“
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hausgase überschritten. 1987 lag 
der Tag noch am 19. Dezember. Der 
Erdüberlastungstag wird von Jahr 
zu Jahr schneller erreicht. Mich in-
teressiert aber auch, wie die sozialen 
Bewegungen vor Ort gegen Ausbeu-
tung und Zerstörung und für wel-
che Alternativen sie kämpfen. Ich 
habe also auch ein intaktes indone-
sisches Walddorf besucht, das die 
Bewohner vor der Palmöl-industrie 
schützen. Eine bangladeschische In-
sel mitten in den Shrimps-Gebieten, 
die erfolgreich gegen die Aquakul-
tur und ihre Ernährungsunabhän-
gigkeit gekämpft hat und davon 
sehr viel besser lebt als mit dem Ex-
port von Shrimps. Und in El Salva-
dor habe ich mutige Frauen getrof-
fen, die dem Weltkonzern Adidas 
die Stirn geboten und eine eigene 
Kooperative gegründet haben. Alles 
sehr ermutigende Beispiele, für die 
es aber kein Entwicklungsgeld oder 
andere institutionelle westliche Un-
terstützung gibt – denn sie sind für 
den Kapitalismus nicht nützlich. Im 
Gegenteil: Sie stören die Ausbeu-

tungspraxis, die diesem zugrunde 
liegt.

Wie wird der schöne Schein bei 
uns erzeugt und aufrechterhalten?

Durch Greenwashing der Indu-
strie, die sich in ihren Marketing- 
und PR-Abteilungen umso größere 
grüne Lügen ausdenkt, je schädli-
cher und ausbeuterischer ihr Kern-
geschäft ist. So halten sie die Leute 
bei Konsumlaune und verkaufen 
ihnen auch noch ein gutes Gewis-
sen – außerdem halten sie sich Re-
gulierungen und Gesetze vom Hals, 
die ihren Profit schmälern. Der ist 

umso größer, wenn Unternehmen 
ihre Produkte dort herstellen las-
sen oder ihre Rohstoffe von dort 
beziehen, wo auf Arbeits- und Men-
schenrechte sowie Umweltschutz 
keine Rücksicht genommen wird. 
Und durch die Politik, die uns seit 
Jahren mit dem Mythos der Green 
Economy einen grünen Kapitalis-
mus verspricht, in dem Wachstum 
und Naturzerstörung voneinander 

„entkoppelt“ werden könnten und 
in der Konsum und Verschwen-
dung sogar gut sind für die Welt. 
Ein grünes Perpetuum mobile also. 
Aber Wachstum ist nicht ohne den 
Verbrauch von Energie und Roh-
stoffen zu haben. Und das bringt 
unweigerlich Schäden mit sich. 

Warum funktioniert das so gut? 
Weil diejenigen, die von diesem 

System profitieren, also Wirtschaft 
und Elite, alles tun, um an ihrem 
Profit und ihren Privilegien festzu-
halten. Sie haben außerdem gro-
ßen Einfluss auf die Politik. Und 

sie haben die Mittelschichten auf 
ihrer Seite, die so gern glauben wol-
len, dass alles so weitergehen kann 
wie bisher: überbordender Kon-
sum, Verschwendung, Hypermobi-
lität, viele Flugreisen, gigantischer 
Fleischverzehr und so weiter. Kann 
es aber nicht – und es gibt auch kein 
Recht auf einen Lebensstil, der an-
deren schadet.

Was tun?
Das reichste eine Prozent besitzt 

mehr als die Hälfte des globalen 
Vermögens. Gleichzeitig hat das 
reichste eine Prozent einen 175-mal 
höheren CO2-Ausstoß als die ärms-
ten zehn Prozent. Während die arme 
Hälfte der Welt für nur zehn Pro-
zent der Klimagase verantwortlich 
ist, sind die reichsten zehn Prozent 
für die Hälfte der globalen Emis-
sionen verantwortlich. Gegen diese 
extreme Ungerechtigkeit und dieses 
Machtgefälle können wir Wider-
stand leisten. Gleichzeitig müssen 
wir alternative Wirtschaftsmodelle 
diskutieren – und zwar gemeinsam 
mit den sozialen Bewegungen in 
den Ländern des Südens. Diese Al-
ternativen müssen vor allem eines 
sein: gerecht.

Frau Hartmann, herzlichen Dank 
für das interessante Gespräch.         n

Landraub für eine Palmölplantage
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Gemeinwohl-Ökonomie

Fünf Jahre jung – 
Zeit für eine Bilanz

Zwar fordern viele Verfassungen, dass die Wirtschaft dem 
Gemeinwohl zu dienen hat, doch die Realität sieht allzu  
oft genau umgekehrt aus: Das Gemeinwohl wird den  
Profitinteressen einflussreicher Branchen und Konzerne 
geopfert. Hier setzt die Gemeinwohl-Ökonomie mit ihren 
Konzepten an – und findet immer mehr Anhänger. 

von Jörn Wiedemann

„Trotzdem bekommt dieses Palmöl 
ein Nachhaltigkeitszertifikat. 

Das ist staatlich sanktioniertes Greenwashing.“

Damit das Eigennutzstreben 
nicht in Widerspruch zum 
Gemeinwohl gerät, sondern 

ihm dient, braucht es andere öko-
nomische Rahmenbedingungen. Es 
braucht intelligentere Spielregeln, 
starke Rückkopplungsmechanis-
men, die das Gemeinwohl fördern-
de Handeln belohnen. Die Gemein-
wohl-Ökonomie setzt auf nur einen 
Rückkopplungsmechanismus: die 
sogenannte „Gemeinwohl-Bilanz“. 
Mit ihr können Unternehmen ihren 
Nutzen für das Gemeinwohl mes-
sen lassen. Je höher der ist, desto 
leichter sollte einem Unternehmen 
der wirtschaftliche Erfolg gemacht 
werden – durch konkrete Vorteile: 
z. B. niedrigere Steuern oder eine 
bevorzugte Behandlung bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge. 

Bis dies politisch durchgesetzt 
ist, ist die Erstellung einer Gemein-
wohl-Bilanz ein Signal an die Öf-
fentlichkeit und an die Politik, dass 
eine bessere Wirtschaftsordnung 
sehr wohl möglich und auch rela-
tiv einfach umzusetzen ist. Damit 
stieß sie auf offene Ohren: Laut ei-
ner Emnid-Umfrage wünschen sich 
88 % der Deutschen eine bessere 
Wirtschaftsordnung. 

Seit die Gemeinwohl-Ökonomie 
2010 initiiert wurde, hat sie eine 
erstaunliche Entwicklung genom-

men. Gestartet von einem Dutzend 
Unternehmer in Wien, ist sie heute 
im öffentlichen Diskurs angekom-
men. Artikel im „Guardian“, der 

„Süddeutschen Zeitung“ sowie Be-
richte und Diskussionsrunden im 
öffentlich-rechtlichen Fernsehen zei- 
gen, dass das Interesse an diesem 
alternativen Wirtschaftsmodell be-
ständig gestiegen ist. 9.000 Unter-
stützer zählt es heute weltweit. 

Organisation
Die Bewegung der Gemeinwohl-
Ökonomie hat prinzipiell eine of-
fene Struktur. Anfangs gab es nur 
den „Verein zur Förderung der 
Gemeinwohl-Ökonomie“ in Öster-
reich. In den Folgejahren entstan-
den dann auch regionale Vereine, 
meist aus dem Bedürfnis heraus, 
vor Ort Spenden und Unterstüt-
zung zu generieren. In Deutschland 
gibt es inzwischen regionale Verei-
ne in Stuttgart, Berlin, in der Region 

Rhein-Neckar und seit Neuestem 
auch in Bayern.

International macht die Gemein-
wohl-Ökonomie inzwischen auch 

Außerhalb des deutschsprachigen Raums 
ist das Interesse an der Gemeinwohl-Ökonomie 

besonders in Spanien stark. 

Ortsschild von Miranda de Azán, der ersten Gemeinde mit einer Gemeinwohl-Bilanz

Fo
to

: G
em

ei
nw

oh
l-Ö

ko
no

m
ie

30 ÖkologiePolitik  Nr. 169  2016 31ÖkologiePolitik  Nr. 169  2016



  |  WOHLSTAND OHNE WACHSTUMSZWANG

deutliche Fortschritte. Außerhalb 
des deutschsprachigen Raums ist 
das Interesse an der Gemeinwohl-
Ökonomie besonders in Spanien 
stark. Sie ist dort mit 23 Regional-
gruppen, vier regionalen Vereinen 
und einem bundesweiten Dachver-
ein verankert. Seit zwei Jahren ist 
darüber hinaus die Gründung eines 
internationalen Verbands in Vorbe-
reitung. Die Idee verbreitet sich vor 
allem durch die vielfache Überset-
zung des gleichnamigen Buchs – 

auch im englischsprachigen Raum, 
in Lateinamerika und in etlichen 
europäischen Ländern.

Unternehmen
Rund 2.000 Unternehmen unter-
stützen die Gemeinwohl-Ökono-
mie inzwischen. Immer mehr lassen 
eine Gemeinwohl-Bilanz erstellen – 
bisher rund 240. Mit der „BKK Pro-
Vita“ befindet sich gerade die erste 
Krankenkasse weltweit im abschlie-
ßenden Auditierungsprozess. Im Be-
zirk Oberbayern des „Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes“ befinden sich 
derzeit vier Unternehmen in einer 
sogenannten „Peer Group“ im Pro-
zess der Bilanzerstellung. In Mün-

chen haben gerade drei weitere Un-
ternehmen ihre erste Bilanz erstellt 
und im Mangfalltal befindet sich 
eine Gruppe von Unternehmen im 
Prozess. 

Wissenschaft
Der „Gemeinwohl-Ökonomie Ber-
lin-Brandenburg e. V.“ hat in Ko-
operationen mit der „Technischen 
Universität Berlin“ und der „Hoch-
schule für nachhaltige Entwicklung 
Eberswalde“ je ein Projekt zur Ge-

meinwohl-Bilanzierung abgeschlos-
sen. Die spanische UNESCO-Kom-
mission hat den Antrag auf einen 
UNESCO-Lehrstuhl „Economía del 
bien común“ abgesegnet. Der An-
trag ging direkt zur UNESCO nach 
Paris, wo in den nächsten Wochen 
die finale Entscheidung fällt.

Politik
Der Europäische Wirtschafts- und 
Sozialausschuss (EWSA) hat in sei-
ner Plenarsitzung am 17. September 
2015 die Initiativstellungnahme zur 
Gemeinwohl-Ökonomie mit einer 
Mehrheit von 86 % der Stimmen 
angenommen. Das positive Ab-
stimmungsergebnis stellt eine klare 
Aufforderung an die Europäische 
Kommission dar: Im Rahmen der 
neuen EU-Strategie für soziale Ver-
antwortung sollen Unternehmen 
für den Nachweis höherer ethischer 
Leistungen künftig belohnt werden. 

Das Land Salzburg fördert die 
Bilanzerstellung von Unternehmen 
mit einer 50-prozentigen Kosten-
übernahme. Nachdem sich bereits 
im Vinschgau vier Gemeinden zur 
„Gemeinwohl-Region“ zusammen-
geschlossen haben, hat nun auch 

der Südtiroler Landtag im Dezem-
ber 2014 drei Maßnahmen beschlos-
sen, um das Gemeinwohl in der 
Region besser zu verankern: Ers-
tens sollen Förderrichtlinien an 
eine gemeinwohlorientierte Wirt-
schaftsweise angepasst werden, 
zweitens will das Land bei öffent-
lichen Aufträgen gemeinwohlori-
entierte Unternehmen bevorzugen 
und drittens Gemeinwohl-Gemein-
den besonders fördern. 

Miranda de Azán in Spanien 
ist als erste Gemeinde mit einer 
Gemeinwohl-Bilanz bekannt. Dort 
gibt es seit Kurzem auch das welt-
weit erste Ortseingangsschild für 
eine Gemeinwohl-Gemeinde. Die-
sem Vorbild folgen nun demnächst 
die Gemeinden Carcaboso und 
Orendain. 		             n

Jörn Wiedemann, 
Jahrgang 1968, 
absolvierte eine 
Ausbildung zum 
Bankkaufmann und 
arbeitete anschlie-
ßend mehrere Jahre 
im Vermögensmanagement. 2013 grün-
dete er die Münchner Niederlassung des 
Terra-Instituts, wo er als Berater und 
Trainer für nachhaltiges Wirtschaften 
tätig ist. Seit 2015 ist er Vorstand im 
„Gemeinwohl-Ökonomie Bayern e. V.“, 
seit 2013 Mitglied in der ÖDP.

www.joernwiedemann.de 

Die Idee verbreitet sich vor allem durch die 
vielfache Übersetzung des gleichnamigen Buchs.

GEMEINWOHL-FEST
13. Februar 2016, 18 – 2 Uhr

Volkstheater Wien

5 Jahre Gemeinwohl-Ökonomie
mit Christian Felber, Artemis 

Stavridi, Klaus Maria Brandauer,  
Klangforum Wien, Thomas Maurer,  

Konstantin Wecker,  
Tatjana Rasa und anderen

www.ecogood.org/gemeinwohl-fest 

Über Charles Eisensteins Kulturtheorie

Verbinden statt trennen 
Ständiges Wirtschaftswachstum zu fordern und zu fördern, kann nur scheitern. Das gibt 
es nur zum Preis eines zerstörerischen Ausbeutens von Mensch und Natur. Der amerikanische 
Kulturphilosoph Charles Eisenstein plädiert für einen entschiedenen Wandel hin zu einer 
„Ökonomie der Verbundenheit“. Damit ist er für viele zum Hoffnungsträger geworden. 

von Jürgen Osterlänger

Unser Geldsystem lässt Schul-
den unerbittlich wachsen. 
Deshalb ist ökonomisches 

Wachstum unabdingbar. Tag für 
Tag treten die Schuldner mehr 
von ihrem Leben an die Gläubiger 
ab. Es ist effizienter und dient der 
heutigen Wirtschaft in größerem 
Maße, wenn eine Kindergärtnerin 

auf 50 Kinder aufpasst, als wenn 
jede Familie ihre Kinder selbst be-
treut. Es ist effizienter, wenn Ma-
schinen physische Arbeit von Men-
schen ersetzen und Computer die 
geistige. 

Die Ökonomen können erklä-
ren, was das Geld tut, aber nicht, 
was es ist. Durch das Eingeben ei-
niger Symbole in die Tastatur eines 
Computers kann man in der Reali-
tät Gebäude entstehen oder sich Pa-
kete vor die Haustüre stellen lassen. 
Geld ist ein Zauber, dem wir ver-
fallen scheinen und der es schafft, 
unsere Sinne derart abzustumpfen, 
dass wir gravierende Krisen auf al-
les Mögliche zurückführen – nur 
nicht auf das Geld. Dabei bekom-
men wir es mit einer zunehmenden 
Zahl an Krisen zu tun. Energie-, 

Wasser-, Gesundheits- und andere 
Krisen deuten an, wohin das nur 
führen kann: zum totalen Kollaps. 

Und doch bleibt das Geld auf 
eine gespenstische Weise außen 
vor. Schuldner wissen nicht, dass 
sie Schuldner sind, weil sie den-
ken, dazu gehöre es, persönlich 
verschuldet zu sein. Oder die Schul-

den müssten ihr Vermögen deutlich 
übersteigen, um sie zu Schuldnern 
zu machen. Im Geldsystem liegt 
eine undurchschaubar scheinende 
Finsternis, in die einzudringen ver-
mieden wird. 

Natur des Gebens
Charles Eisenstein zeigt auf, wie es 
zu allen Zeiten – bis zum heutigen 
Tag – Gruppen von Menschen gab, 
die viele Transaktionen organisie-
ren konnten und dafür kein Geld 
brauchten, z. B. Familien. Der Geist 
innerhalb von Familien scheint ein 
vollkommen anderer zu sein als 
jener in der harten ökonomischen 
Außenwelt. Warum das so ist und 
wie es gelingen kann, das „Terrain“ 
der Gabenkultur zu erweitern, das 
sind für Eisenstein wichtige Zu-

kunftsfragen. Die menschliche Na-
tur ist das Geben. Der Mensch lebt 
in diesen Gemeinschaften das aus, 
was ihn eigentlich ausmacht: Wir 
sind von Natur aus alle „Gebende“. 
So wie auch alles in der Natur von 
einem bedingungslosen Geben ge-

Geld muss in seiner heutigen Form 
verschwinden und in 

anderer Form völlig neu geschaffen werden. 

BUCHTIPP

Christian Felber
Gemeinwohl- 
Ökonomie 
Deuticke, Neuauflage, 
Dezember 2014
280 Seiten, 17.90 Euro 
978-3-552-06291-7

Charles Eisenstein, Jahrgang 1967, 
studierte Mathematik und Philosophie, 
arbeitete anschließend jeweils mehrere 
Jahre als Dolmetscher und als Lehrer, 
widmete sich dann aber nach einer 
intensiven Beschäftigung mit Wirt-
schaftstheorie, Wirtschaftsgeschichte 
und spiritueller Philosophie ganz einer 
freien Tätigkeit als Schriftsteller und 
Vortragsredner. Er gilt heute als einer 
der wichtigsten Theoretiker der Occupy-
Bewegung. 
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prägt ist. Der Zweck des Lebens ist 
das Geben. 

Wer hat das Erdöl gemacht? Das 
Eisen? Die Bäume? Den Boden? 
Niemand! Weil die natürlichen Res-
sourcen von niemandem gemacht 
wurden, muss es doch selbstver-
ständlich sein, dass auch niemand 
zu deren Eigentum kommt und an 
diesem Eigentum auch noch verdie-
nen kann. Die mit Arbeit verbun-
dene Nutzbarmachung der Natur-
schätze darf Einkommen erzeugen, 
aber nicht der Besitz an sich. 

Es ist, als lebten wir in zwei 
voneinander getrennten Welten: 
einerseits in einer künstlich ge-
schaffenen, ökonomisch rationalen 
Welt und andererseits in einer na-
turverbundenen, die Gemeinschaft 
suchenden. Leider begräbt aber 
erstere die letztere gerade auf zer-
störerische Weise unter sich. Für 
Eisenstein ist gewiss, dass es der 
Freisetzung dessen bedarf, was von 
Natur aus in uns steckt: das Geben. 

Eine „Gaben-Ökonomie“ ist 
die nur verschüttete, wahre Form 
des Austauschs. „Mehr für dich ist 
mehr für mich“, lautet die dahin-
terstehende Philosophie. Die vom 
kapitalistischen Geldsystem ge-
prägte besagt dagegen: „Mehr für 
dich bedeutet weniger für mich“ 
und führt zwangsläufig zu einer in 
diesem Geiste bewussten Verknap-
pung aller Gaben, die verschwende-
risch zu geben wir eigentlich in der 
Lage wären. 

Geist des Geldes
Die Sehnsucht nach einem Leben 
in Verbindung und in Beziehung zu 

unseren Mitmenschen lässt sich er-
füllen, wenn wir uns vom Geldsys-
tem heutiger Prägung befreien. Ei-
senstein sagt bei aller Begeisterung 
für die Gabenkultur klar, dass er 
das Geld nicht abschaffen will. Aber 
es muss in seiner heutigen Form 
verschwinden und in anderer Form 

völlig neu geschaffen werden. In der 
Folge besteht die Chance, dass die 
Menschen sich in ihrer Totalität be-
greifen können: der „Totalität aller 
Verbindungen und Netzwerke von 
Fähigkeiten, Gedanken und Ideen“. 

So wie heute das Geld funktio-
niert, führt es zum menschlichen 
Erblinden hinsichtlich der Wir-
kungszusammenhänge. Es folgt das 
„Entfühlen“ und „Abwesendwer-
den“ und enden wird es schließlich 
mit dem Zerstören. Eine zyklisch 
sich verstärkende Ökonomie der 
Auslöschung, die im Grunde nur 
pathologisch genannt werden kann, 
gilt dennoch als normal, weil um 

uns herum alle das Gleiche tun und 
denken. Das hat die Charakteristi-
ka des Fundamentalismus. Durch 
ein ausbeuterisches System kommt 
es zu einer Art kollektiver Verskla-
vung, die jedoch kaum jemand als 
solche wahrnimmt.

Das Leben ist zur anonymen 
Privatsache geworden. Intimität 
und Verbundenheit sind uns unan-
genehm geworden, obwohl gerade 
dies die unerfüllten Bedürfnisse 
unserer Zeit sind. Von jemand ande-
rem wirklich gesehen und gehört zu 
werden, ist ein tiefes menschliches 
Bedürfnis, und der Hunger und die 
Sehnsucht danach sind so sehr Teil 
unserer Lebenserfahrung, dass wir 
noch nicht einmal merken, dass uns 
etwas fehlt. Wir haben die Ideolo-
gie, dass wir eigenständige, getrenn-
te Individuen sind, die miteinander 
im Wettstreit um knappe Ressour-
cen stehen und eine Maximierung 
unseres Eigeninteresses anstreben, 
so verinnerlicht, dass wir auch 
dann nicht damit aufhören können, 
wenn uns das Wasser bis zum Hals 
steht und unsere Seele krank wird.

Um eine den Bedürfnissen der 
Menschen angepasste Ökonomie 
zu schaffen, ist es notwendig, dem 

Geld den ursprünglichen Geist 
des Schenkens, des Teilens und der 
Großzügigkeit zurückzugeben. Geld 
war einmal ein Symbol für Dank-
barkeit und trat anstelle der per-
sönlichen Anerkennung von Ge-
schenken, als die Reichweite unserer 
Geschenke über den Kreis der uns 
bekannten Personen hinausging.

Wie kann Geld wieder ein 
Tauschmittel werden, dass unse-
ren Bedürfnissen mehr entspricht 
und das nicht ständig nach mehr 
Wachstum verlangt und uns zwingt, 
immer mehr billige und hässliche 
Dinge zu produzieren, die wir nicht 
brauchen? Indem wir in uns die Er-
kenntnis stärken, dass dem Materi-
ellen das Heilige innewohnt. Indem 
wir unsere Arbeit mit dieser Heilig-
keit in Einklang bringen, dann le-
gen wir den gesellschaftlichen und 
geistigen Grundstein für eine Wirt-
schaft, in der immer mehr von dem, 
was wir füreinander herstellen und 
tun, schön, persönlich, lebendig 
und seelenvoll ist.

Gemeingüter 
Viele von uns möchten aus dem 
alten System aussteigen. Wir ver-
zweifeln an den Institutionen, füh-
len uns allein oder spüren, dass die 
Rückkehr zu mehr Selbstversor-
gung kaum ausreichen wird, um 
das Leid des Planeten und seiner 
Bewohner zu beenden. Etwas Grö-
ßeres muss her, das den Wandel be-
wirkt. Das Instrument, das wir da-
für haben, ist nach Eisenstein eben 
jenes, welches das zerstörerische 
System unserer Tage einst erschuf: 
das Geld. 

In der alten Wirtschaft ist das 
Geld zur abstrakten Größe gewor-
den, mit der alles gekauft werden 
kann. Der Besitz von Geld hat daher 
den höchsten Wert erhalten. Besitz 
oder Eigentum ist allerdings nichts 
anderes als eine soziale Überein-

kunft darüber, wer was wie nutzen 
darf. Diese Übereinkunft stammt 
aus einer Zeit, in der die Menschen 
sich als getrennt – voneinander und 
von ihrer Umwelt – ansahen. 

Mehr und mehr wurde uns je-
doch bewusst, dass die Geschichte 
vom getrennten und eigenständigen 
Selbst in einem objektiven Univer-
sum nicht mehr wahr ist. Eisenstein 
erzählt daher eine neue Geschichte 
vom Wert und schlägt vor, das Geld 
von seiner Abstraktheit zu befreien 
und es an das zu koppeln, was uns 
wirklich etwas wert ist: Gemein-
schaft, Natur, unsere kulturellen 
und technischen Errungenschaften. 
Ausgehend von den Fehlentwick-

lungen und Fehlannahmen der al-
ten Ökonomie entwirft er eine neue 
Wirtschaft, in der das Geld durch 
Gemeingüter gedeckt ist. Mit die-
sem Vorschlag gibt er bereits beste-
henden Modellen einen Rahmen.

Kultur des Schenkens
Basis der Ökonomie der Verbunden-
heit ist eine Kultur des Schenkens: 
Wenn unsere Beziehungen nicht 
mehr auf anonymen Geldtransfers 
beruhen, werden wir die verlorene 
Gemeinschaft wiederfinden. Wenn 
wir unsere Gaben und Fähigkeiten 
so frei schenken können wie die Na-
tur die ihrigen, dann werden wir in 
einer wahrhaft schönen Welt leben.

Zur Realisierung macht Eisen-
stein sieben konkrete Vorschläge: 
eine Negativzinswährung, die Ab-
schaffung der ökonomischen Ren-
ten, die Internalisierung der sozi-
alen und ökologischen Kosten, die 
wirtschaftliche Regionalisierung 

und Einführung von Regiogeld, die 
soziale Dividende, die wirtschaft-
liche Rücknahme des Wachstums 

und die Stärkung der Schenk- und 
P2P-Wirtschaft. Sie bilden zusam-
men eine Alternative zum zinsba-
sierten Geldsystem, eine organische 
Matrix, deren Entstehung in Zeiten 
gesättigter Märkte wir schon heute 
als einen Phasenübergang erleben 
können.

In dieser Betrachtung werden die 
Lösungsansätze nur genannt, sie 
verdienen jedoch meines Erachtens 
viel mehr Beachtung. Eisenstein 
entwickelt die Ansätze der besten 
Vordenker weiter, die sonst oft nur 
Schlagworte sind. Wir sollten uns 
als ÖDP an die Ursachen heran-
trauen und auch manche Debatte, 
z. B. zu einer Geldreform mit Ne-
gativzins/Regiogeld oder einer Bo-
denreform, führen. Ich halte Eisen- 
steins Gedanken postwachstums-, 
gemeinwohl-, commons-, men-
schen- und enkeltauglich – eine 
realistische Utopie versus einer Re-
alität, die nach Utopia strebt.     n 

BUCHTIPP
Charles Eisenstein
Ökonomie der 
Verbundenheit
Wie das Geld die Welt 
an den Abgrund führte – 
und sie dennoch jetzt 
retten kann
Scorpio, März 2013
496 Seiten, 19.99 Euro
978-3-943416-03-9

Der Geist innerhalb von Familien scheint  
ein vollkommen anderer zu sein als jener in der 

harten ökonomischen Außenwelt.

Wenn unsere Beziehungen nicht mehr auf 
anonymen Geldtransfers beruhen, werden wir die 

verlorene Gemeinschaft wiederfinden. 
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Ausschüsse und Transparenz 

Politik in kleinen Runden
Parlamente debattieren und entscheiden zwar öffentlich, die im Vorfeld zur Entscheidungs- 
findung einberufenen Ausschüsse jedoch nicht. Die Gründe, die dafür genannt werden,  
überzeugen nicht. Diese fehlende Transparenz ist undemokratisch, widerspricht dem Geist 
unseres Grundgesetzes und unterhöhlt das Vertrauen in unser politisches System. 

von Hermann Striedl 

Demokratiegebot: „Die parlamen-
tarische Demokratie basiert auf 
dem Vertrauen des Volkes; Vertrau-
en ohne Transparenz, die erlaubt, zu 

verfolgen, was politisch geschieht, 
ist nicht möglich.“

Sicherlich macht es der Umfang 
der Aufgaben der Parlamente erfor-
derlich, dass Ausschüsse gebildet 
werden. Soweit diese Ausschüsse 
die Sitzungen des Bundestags oder 
der Landtage vorbereiten, ist dage-
gen kaum etwas einzuwenden. Hier 
ist die Behauptung der Zweckmä-
ßigkeit und der Funktionsfähigkeit 
sicherlich begründet. Verfassungs-
widrig ist jedoch, dass die Sitzungen 
der Ausschüsse grundsätzlich nicht 
öffentlich sind. Dies wird von der 
Geschäftsordnung des Bundestags 
in ihrem § 69 Abs. 1 bestimmt. Nicht 
verkannt wird, dass der Bundestag 
die Geschäftsordnungsautonomie 
besitzt. Trotzdem darf er nicht ver-
fassungswidrig handeln.

Artikel 42 des Grundgesetzes 
spricht von der Öffentlichkeit der 
Verhandlungen, d. h. der Entschei-
dungsfindung. Ausschüsse sind ein 
besonderes Organ des Bundestags 

Politik in kleinen Runden – so 
war ein dpa-Bericht vom 23. 
September 2015 überschrie-

ben. Anlass war eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts. Eine 
Nichtregierungspartei, Die Linke, 
hatte erreichen wollen, dass alle im 
Vermittlungsausschuss vertretenen 
Parteien am parlamentarischen Ent-
scheidungsprozess beteiligt werden. 
Die Verfassungsbeschwerde wurde 
zurückgewiesen.

Es ging um die grundsätzliche 
Frage, wie weit Parteien und Par-
lamentsmitglieder vom Entschei-
dungsfindungsprozess durch eine 
Parteienmehrheit ausgeschlossen 
werden können – und im konkreten 
Streit um die Änderung der Hartz-
IV-Bestimmungen. Bundestag und 
Bundesrat fanden im Plenum keine 
Einigung. Es wurde der Vermitt-
lungsausschuss angerufen. Dieser 
besteht aus 16 Mitgliedern des Bun-
desparlaments – spiegelbildlich zur 
Parteienstärke im Parlament – und 
aus 16 Mitgliedern der Länderregie-
rungen. Da auch durch ihn keine 
Einigung erzielt wurde, bestimmte 
er ein Gremium mit der Ausarbei-
tung eines Kompromissvorschlags. 

Sowohl der Vermittlungsaus-
schuss als auch das von ihm be-
stimmte Gremium tagten im Gehei-
men. Nicht nur die Öffentlichkeit, 
sondern auch die Parlamentarier, 
die nicht zum Ausschuss oder zum 

Gremium gehörten, wurden ausge-
schlossen. 

Zweckmäßigkeit politischen 
Handelns kontra Demokratie 

Es ist der alte Streit: Wie weit darf 
die – nicht bewiesene! – Erforder-
lichkeit der Entscheidungsfähigkeit 
eines Parlaments gegen Demokra-
tievorstellungen verstoßen? Wie in 
der Verfassungsbeschwerde zutref-
fend ausgeführt, führt die Über-
betonung der Zweckmäßigkeit zur 

Beseitigung von Bürgerbeteiligung – 
noch schlimmer: zum Ausschluss 
der Beteiligung der von den Bür-
gern gewählten Vertreter – an der 
Entscheidungsfindung oder sogar 
an den Entscheidungen. 

Das Bundesverfassungsgericht 
hat seine die Verfassungsbeschwer-
de zurückweisende Entscheidung 
damit begründet, dass der Vermitt-
lungsausschuss nicht den Regeln 
einer demokratischen Legislative 
unterliege, sondern vielmehr einen 
anderen Zweck und eine andere 
Zielsetzung habe. Seine Aufgabe 

sei es, einen politischen Kompro-
miss zu erzielen. Man kann über 
diese Logik streiten. Verbietet es die 
Zweckmäßigkeit, einen Kompro-
miss zwischen allen zur Entschei-
dung zuständigen Parlamentariern 
zu suchen?

Nochmals: Wie weit darf die 
Behauptung des gut funktionieren-
den Staates gegen demokratische 
Grundsätze verstoßen? Wie weit ist 
es erträglich, dass von Bürgern ge-
wählte Vertreter, die zu kleinen Par-

teien oder zur Opposition gehören, 
von der Entscheidung oder zumin-
dest von der Entscheidungsfindung 
ausgeschlossen werden?

Entscheidungsprozesse müssen 
transparent ablaufen 

Das Grundgesetz bestimmt grund-
sätzlich: „Der Bundestag verhandelt 
öffentlich.“ Dieser Grundsatz ist 
auch in den Landesverfassungen 
und den Gemeindeordnungen ent-
sprechend enthalten. Der Grund-
satz entspricht auch der Forderung 
des Bundesverfassungsgerichts zum 

mit der Aufgabe, in kleinen Gremi-
en die Entscheidung des Parlaments 
vorzubereiten. Sie sind bei der Ent-
scheidungsfindung ein verkleiner-

tes Parlament. Gerade deshalb ist 
es erforderlich, dass der Weg der 
Entscheidungsfindung transparent 
ist. Die Öffentlichkeit muss nach-
vollziehen können, wie es zu Ent-
scheidungen kommt. Noch weniger 
nachvollziehbar ist, wenn Parla-
mentarier, die schließlich entschei-
den müssen, von der Teilnahme an 
Ausschusssitzungen ausgeschlossen 
werden.

Sicherung der Funktionsfähig-
keit oder Sicherung der Macht? 

Die Tendenz der Gerichte führt 
mehr und mehr dazu, dass aus rei-
ner Zweckmäßigkeit demokratische 
Grundregeln zugunsten der herr-
schenden Parteien beseitigt werden. 
Geht es dabei tatsächlich um die 
Funktionsfähigkeit des Staates oder 
geht es vielmehr darum, die Macht 
der etablierten Parteien zu sichern? 
Es geht jedenfalls um die Frage, ob 
durch Parteienmehrheiten von den 
Bürgern gewählte Volksvertreter von 

der Entscheidungsfindung – teilwei-
se sogar von der Entscheidung! – 
ausgeschlossen werden können.

Tatsächlich mag es Notwendig-
keiten geben, die den Ausschluss 
der Öffentlichkeit ausnahmsweise 
erforderlich machen. Dies erfordert 
jedoch eine genaue Abwägung und 
Begründung. Vor allem bedürfen 
die Behauptung des Erfordernisses 
eines funktionierenden Rechtsstaa-
tes, der Vertraulichkeit der Verhand-
lung, der Interessen des Staates oder 
seiner wirtschaftlichen Interessen 
einer Abwägung, wie weit sie mit 
den Grundwerten unserer Verfas-
sung vereinbar sind. Ansonsten 
ist es eine Diktatur der mächtigen 
Parteien, die durch ihre Mehrheiten 
und durch ihre Gesetzgebungsho-
heit in erster Linie ihre Interessen 
wahrnehmen. 		             n

Hermann Striedl,
Jahrgang 1938, ist 
Jurist und war von 
1967 bis 1969 Staats-
anwalt und von 1969 
bis 2003 Richter 
am Landgericht 
Regensburg. 2003 trat er in die ÖDP ein 
und war von 2008 bis 2010 ihr Stellver-
tretender Bundesvorsitzender. Außerdem 
ist er Mitglied bei Mehr Demokratie und 
Pax Christi.

www.hermannstriedl.wordpress.com

Die parlamentarische Demokratie basiert auf  
dem Vertrauen des Volkes; Vertrauen ohne 

Transparenz, die erlaubt, zu verfolgen, was politisch 
geschieht, ist nicht möglich. 

Ausschüsse sind bei der Entscheidungsfindung ein 
verkleinertes Parlament. Deshalb ist es erforderlich, dass 

der Weg der Entscheidungsfindung transparent ist.
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system mit Ersatzstimme.

info@wahlreform.de

  |  LEBENDIGE DEMOKRATIE

Wiedereinführung der EU-Sperrklausel

Das tote Pferd 
wird neu gesattelt

Prozenthürden sollen, so die landläufige Meinung, der  
Zersplitterung von Parlamenten vorbeugen. Oftmals dienen 
diese jedoch dem reinen Machterhalt etablierter Parteien 
und verhindern die Beweglichkeit einer Demokratie. Der Autor 
des Textes beschäftigt sich mit den gegenwärtigen Diskussionen 
um die Wiedereinführung einer Sperrklausel für Europawahlen, 
welche auch das Europamandat der ÖDP gefährden würde.

von Dr. Björn Benken

Nachdem jahrzehntelang eine 
5 %-Hürde auch bei Europa-
wahlen dafür sorgte, nur die 

großen Parteien ins Parlament hi-
neinzulassen, erklärte das Bundes-
verfassungsgericht im November 
2011 diese Sperrklausel für verfas-
sungswidrig. Die Richter mussten 
für ihre mutige Entscheidung har-

sche Kritik einstecken, denn viele 
sahen das EU-Parlament damit zu 
einem Parlament zweiter Klasse de-
gradiert.

Die großen Parteien wollten 
den Richterspruch nicht akzeptie-
ren und führten zu viert (nur Die 
Linke machte nicht mit) die EU-
Sperrklausel durch die Hintertür 
wieder ein – diesmal in Form einer 
3 %-Hürde. Allerdings hatte man-
cher Beteiligte schon damals ein 
ungutes Gefühl. So orakelte Wolf-
gang Wieland von Bündnis 90/Die 

Grünen in der Bundestagsdebatte: 
„Wir sollten uns hier nichts vorma-
chen … wir begeben uns auf dünnes 
Eis. Das ist so etwas wie ein Ritt 
über den Bodensee und die vier 
Fraktionen, die diesen Gesetzent-
wurf eingebracht haben, können 
nur hoffen, dass wir am Ende nicht 
tot wie dieser Reiter sind.“ Am 

Ende waren zwar nicht die Reiter 
tot, aber ihr geliebter Gaul – denn 
die Karlsruher Richter machten 
kurzen Prozess und kassierten auch 
die 3 %-Hürde. Im Mai 2014 fanden 
somit erstmals Europawahlen ganz 
ohne Sperrklausel statt.

„Wenn du merkst, dass du ein 
totes Pferd reitest, steig ab!“ So 
lautet eine Weisheit der Dakota-
Indianer. Aber so tot fanden die EU-
Parlamentarier ihr Pferd nun auch 
wieder nicht. Es wurden Gutach-
ten in Auftrag gegeben und Pläne 

geschmiedet, wie man das Urteil 
des Verfassungsgerichts doch noch 
umgehen könnte. Im November 
2015 beschloss das Europäische 
Parlament mit der Mehrheit von 
EVP, S&P und ALDE (also jener 
Fraktionen, denen CDU, SPD und 
FDP angehören), eine europaweit 
verbindliche Sperrklausel zwischen 
3 und 5 % im Direktwahlakt, dem 
europäischem Wahlgesetz, zu ver-
ankern. Diesmal stimmten fast 
alle Grünen gegen den Plan, nur 
sechs (4 Deutsche, 1 Spanier, 1 Bri-
te) enthielten sich. Offenbar hatten 
der ÖDP-Abgeordnete Prof. Klaus 
Buchner und seine Mitarbeiter Paul 
Diegel und Justyna Wladarz gute 
Überzeugungsarbeit in ihrer Frakti-
on geleistet.

Von den Befürwortern der Wahl-
rechtsreform wurden teils abenteu-
erliche Erklärungen aufgetischt. 
Zum Beispiel: Weil ja in Ländern 
wie Zypern und Malta 10 % oder 

mehr erforderlich seien, um eines 
von sechs Mandaten zu erreichen, 
würden verbindliche Mindest-
schwellen die Bedingungen in den 
Mitgliedsstaaten angleichen. Dass 
in Zypern jedoch bereits 30.000 
Stimmen für einen Abgeordneten-
sitz ausreichen, in Deutschland 
hingegen ohne Sperrklausel mehr 
als 180.000 Stimmen nötig sind bzw. 
900.000 im Falle einer 3 %-Hürde, 
wurde verschämt verschwiegen.

Faktisch würde sich der Ge-
setzesvorstoß ohnehin nur auf 
Deutschland und Spanien auswir-
ken. Das erhöht die Wahrschein-
lichkeit, dass im EU-Rat („Minis-
terrat“) mindestens eine Regierung 

dagegen stimmt und die Wahl-
rechtsänderung damit gescheitert 
wäre. So könnte sich z. B. die briti-
sche Regierung fragen, warum sie 

den deutschen Großparteien einen 
Gefallen tun solle, wenn gleichzeitig 
in der von den britischen Konser-
vativen dominierten ECR-Fraktion 

acht deutsche Kollegen von AfD/
Alfa bzw. Familienpartei sitzen, de-
ren Wiedereinzug in das Parlament 
durch eine neu errichtete Sperr-
klausel bedroht wäre.

Spannend würde es werden, 
wenn die Wahlrechtsänderung tat- 

sächlich den EU-Rat passieren soll-
te. Denn das Bundesverfassungsge-
richt wird sich nicht von Trojani-
schen Pferden täuschen lassen, die 

Faktisch würde sich der Gesetzesvorstoß 
ohnehin nur auf 

Deutschland und Spanien auswirken.

Spannend würde es werden, 
wenn die Wahlrechtsänderung tatsächlich 

den EU-Rat passieren sollte.

von außen eine Wahlungleichheit 
ins Land zu bringen versuchen 
und damit den sogenannten Kern 
der Verfassungsidentität angreifen. 

EU-Recht geht zwar in aller Regel 
nationalem Recht vor, doch wenn 
Grundrechte, welche durch das 
Grundgesetz garantiert werden, 
durch EU-Recht verletzt werden, 
dann muss das Verfassungsgericht 
einschreiten. 

Dieser Fall ist extrem selten, weil 
in Grundgesetz und EU-Charta 
mittlerweile fast alle Grundrech-
te analog geregelt sind. Nur das 
(grundrechtsgleiche) Recht auf glei-
che Wahl gewährleistet die EU eben 
nicht, weder staatenübergreifend 
noch innerhalb eines nationalen 
Wahlgebiets. Laut Bundesverfas-
sungsgericht (vgl. Urteil zum Lis-
sabon-Vertrag, Rz. 208 ff.) besteht 
die demokratische Legitimation des 
europäischen Staatenbundes nur 
solange, wie dessen Handeln durch 
in freier und gleicher Wahl gewähl-
te Abgeordnete bestimmt wird. Was 
also reitet CDU und SPD, das tote 
Pferd immer wieder aufs Neue re-
animieren zu wollen?	           n

Wenn Grundrechte, welche durch das Grundgesetz 
garantiert werden, durch EU-Recht verletzt werden, 

dann muss das Verfassungsgericht einschreiten. 

5 %
5 %

5 %
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Geplante Freihandelsabkommen

Kampagne „Klaus graust‘s“
Von den geplanten Freihandelsabkommen würden vor allem international operierende 
Großkonzerne profitieren. Unter anderem kämen künftig Millionen Tonnen 
Billigfleisch zusätzlich auf den europäischen Markt. Die brutale Massentierhaltung 
würde weltweit expandieren – mit katastrophalen Folgen für unsere Gesundheit. 
Um die geht es in der neuen Aufklärungskampagne „Klaus graust’s“.

Interview mit Prof. Dr. Klaus Buchner, MdEP 

ÖkologiePolitik: Herr Prof. Buchner, 
Ihre neue Aufklärungskampagne 
heißt „Klaus graust’s“. Wovor graust 
es Ihnen?

Prof. Dr. Klaus Buchner: Es graust 
mich, wenn ich sehe, was mit CETA 
und TTIP auf den Weg gebracht 
werden soll. Lange Zeit wurde das 
Verhandlungsmandat geheim ge-
halten. Dieses Vorgehen ist empö-

rend, nachdem es sich um einen 
Vertrag handelt, der unser Leben 
in negativer Weise verändern wird. 
Es ist auch nicht akzeptabel, dass 
die Verhandlungen selbst geheim 
sind. Schließlich wird über Dinge 
verhandelt, welche die Bevölkerung 
ganz eindeutig nicht will, z. B. gen-
technisch veränderte Organismen 
oder Hormonfleisch oder bestimm- 
te Desinfektionsmethoden von Mas- 
sentierfleisch, welche in Kanada 
und USA längst akzeptiert sind.

In Ihrer Kampagne wenden Sie 
sich gegen Massentierhaltung als 
Brutstätten für multiresistente Keime. 
Was hat Sie dazu veranlasst? 

Die qualvolle Massentierhaltung 
ist ein Milliardengeschäft, auch 

hierzulande. Schauen Sie nach Nie-
dersachsen, da reihen sich die Tier-
fabriken aneinander und es wird im 
Sekundentakt geschlachtet. Wenn 
ich von Massentierhaltung spreche, 
dann meine ich die in keiner Wei-
se tiergerechten Ställe mit mehr als 
2.000 Rindern oder Hühnerfarmen 
mit 200.000 Tieren. Durch CETA 
und TTIP kämen weitere Millionen 

Tonnen billiges Massenfleisch aus 
industrialisierter Tierhaltung auf 
den europäischen Markt, welcher 
schon übersättigt ist und dringend 
verändert und reduziert werden 
muss. Bei den geplanten Freihan-
delsabkommen sind es vorwiegend 
die international einflussreichen 
globalen Industrieunternehmen, wel- 
che hier rücksichtslos profitieren 
möchten. Allein durch CETA könn-
te aus Kanada 16-mal mehr Schwei-
nefleisch und 10-mal mehr Rind-
fleisch auf den EU-Markt kommen. 
Ein wahrer „Fleisch-Tsunami“.

Wollen Sie die Massentierhaltung 
generell abschaffen?

Die Massentierhaltung ist eine 
fürchterliche Tierquälerei und eine 

bekanntlich jeder Dritte. Meine 
Kampagne setzt sich ein für die Ge-
sundheit von Mensch und Tier. Ich 
fordere alle auf, sich zu informieren, 
mit Freunden und Bekannten da-
rüber zu sprechen und ihre Politiker 
damit zum Handeln zu zwingen! 

Und eine dieser Handlungen 
müsste die Verhinderung der Frei-
handelsabkommen sein?

Ja! Zum einen wegen des schon 
erwähnten „Fleisch-Tsunamis“, der 
dann mit Sicherheit über uns he-
reinbrechen würde. Zum anderen, 

weil durch die Freihandelsabkom-
men der Verbraucherschutz und die 
Gesundheitsvorsorge viel schwieri-
ger würden. Es geht in den Abkom-
men ja nicht nur um freien Han-
del, sondern auch um den Schutz 
von Investoren. Ändert der Staat 
seine Gesetze und treten dadurch 

Einbußen bei den „erwarteten Ge-
winnen“ eines Investors auf, dann 
kann dieser den Staat auf Scha-
denersatz verklagen. Dabei geht es 
um hohe Summen im drei- oder 
gar vierstelligen Millionenbereich. 
Der Wirtschaftsnobelpreisträger 
Joseph E. Stiglitz verdeutlichte dies 
vor Kurzem in einem Artikel in der 
schweizerischen „Handelszeitung“ 
am Beispiel Asbest: Hätte es damals 
die Investorenschutz-Bestimmun-
gen gegeben, hätte der Staat nicht 
die Produktion stilllegen und die 
Hersteller dazu verpflichten dür-
fen, die Geschädigten zu entschä-
digen, sondern dann hätten die 
Regierungen die Hersteller dafür 

entschädigen müssen, die Bürger 
nicht weiter den Gesundheitsgefah-
ren auszusetzen. Der Steuerzahler 
hätte sowohl für die vom Asbest 
verursachten Gesundheitsschäden 
aufkommen müssen als auch für 
die vom Hersteller erwarteten Ge-
winne. Und das wäre künftig bei 
den Gesundheitsschäden durch 
Massentierhaltung und resistente 

Keime sicherlich genauso. Deshalb 
die Kampagne.

Mehr als drei Millionen Unter-
schriften gegen die Freihandels-
abkommen, Demonstrationen mit 
hunderttausenden Bürgern – warum 
zeigt sich die EU so völlig unbeein-
druckt? 

Weil sie völlig unabhängig von 
der Bevölkerung ist. Das ist ja das 
Undemokratische an der EU. Hier 
ist eine Institution entstanden, die 
Teile aller drei Gewalten in einem 
Staat innehat. Exekutive, sprich Re-
gierung, Legislative, in unserem Fall 
die Formulierung von Gesetzen, 
und die Judikative, hier die erste 
Instanz bei vielen Vertragsverlet-
zungsverfahren. Und diese zentrale 
Organisation ist nicht dem Bürger 
verpflichtet. Das hat die EU-Kom-
missarin Cecilia Malmström deut-
lich gemacht. Ich war dabei, als sie 
sagte, was gehe sie der Bürgerwille 
an und die expliziten 150.000 Briefe, 
die sich gegen Schiedsgerichte aus-

sprechen. Ihr Auftrag sei, das Ganze 
durchzusetzen. Natürlich stimmt 
das Parlament auch darüber ab, 
doch wir wissen ja, was die großen 
Parteien schon im Koalitionsvertrag 
beschlossen haben und dass es ihr 
Ziel ist, die Freihandelsabkommen 
durchzupeitschen.

Die Bundesregierung betont, dass 
bestehende Standards nicht gesenkt 

Prof. Dr. Klaus Buchner, Jahrgang 
1941, war als Atomphysiker von 1973 
bis 2006 am Mathematischen Institut 
der TU München tätig und erhielt für 
seine wissenschaftliche Arbeit zahlrei-
che Auszeichnungen. 1983 trat er in die 
ÖDP ein und war von 2003 bis 2010 ihr 
Bundesvorsitzender. 2014 gewann er als 
ÖDP-Spitzenkandidat ein Mandat im 
Europaparlament. Dort ist er Mitglied 
im Ausschuss für Auswärtige Angele-
genheiten, im Unterausschuss Men-
schenrechte sowie im Unterausschuss 
Sicherheit und Verteidigung, Stellvertre-
tendes Mitglied im Ausschuss Internati-
onaler Handel sowie Vollmitglied in der 
Delegation für die Beziehungen zu Iran.

www.klausbuchner.eu 

„Massentierhaltung funktioniert nur mit hohen 
Mengen an Antibiotika. Doch diese Wunderwaffe der 

Medizin wird zunehmend wirkungslos.“

„Der Druck auf die Regierungen,  
diese Abkommen abzuschließen, kommt ganz 

klar von den Großkonzernen.“
Katastrophe für die Menschheit. 
Denn Massentierhaltung funkti-
oniert nur mit hohen Mengen an 
Antibiotika. Doch diese Wunder-
waffe der Medizin wird gegen Bak-
terien zunehmend wirkungslos und 
dann sprechen wir von Antibiotika-
Resistenzen. Die multiresistenten 
Keime sind auf dem Fleisch, in der 
Gülle, sie kommen ins Grundwas-
ser. Sie gelangen auf vielen Wegen 
zum Menschen und die Verbreitung 
funktioniert wie ein Schneeball-
system. Jedes Jahr sterben weltweit 
immer mehr Menschen in rasch 
zunehmendem Ausmaß an Infek- 
tionen, weil Antibiotika wegen die-
ser fortschreitenden Resistenzen 
nicht mehr wirken. Massentier-
haltung ist eine Brutstätte für die 
Killerbakterien, wesentliche Ursa-
che für sogenannte Krankenhaus-
keime, das ist vielen noch nicht 
bewusst.

Multiresistente Keime – sind diese 
die Ursache der sogenannten „post-
antibiotischen Ära“, vor der zurzeit 
so viele Mediziner warnen? 

Ja! Das weltbekannte Universi-
tätsklinikum Berliner Charité pro-
phezeit, dass im Jahr 2050 weltweit 
mehr Menschen an antibiotika-
resistenten Keimen sterben werden 
als an Krebs, wenn nicht endlich 
schnellstens etwas unternommen 
wird. Und an Krebs stirbt heute 

„TTIP soll ein sogenanntes ‚lebendiges Abkommen‘ 
werden, d. h. Details können verändert werden, ohne 

dass irgendein Parlament zustimmt.“
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werden. Aber zu lasche Standards 
würden dann wohl auch nicht ver-
bessert?

Zuerst einmal: Die Standards 
sind unterschiedlich. Manche sind 
tatsächlich höher in den USA, an-
dere Standards sind deutlich höher 
in Europa, denken Sie an Nah-
rungsmittel. In den USA ist soeben 
der Gen-Lachs zugelassen worden. 
Das Problem liegt darin, dass mit 
TTIP die Standards vereinheitlicht 
werden sollen und wenn die Wirt-
schaft mitreden kann, dann wird 
es sicherlich nicht auf die höheren 
Standards hinauslaufen. Bleiben 
wir bei der Gentechnik. Wir haben 
TTIP noch nicht explizit im Wort-
laut vorliegen, doch wir wissen, die 
amerikanische Fleischindustrie hat 
allergrößtes Interesse daran, solche 
Produkte auf den europäischen 
Markt zu bringen. Ob das direkt 
in TTIP stehen wird oder ob es 
nachher im Rahmen der regulato-
rischen Kooperation durchgesetzt 
wird: Klar ist, es wird kommen, der 
Druck ist enorm.  

Wenn von den Freihandelsab-
kommen gesprochen wird, dann geht 
es um Europa und USA. Aber dreht 
es sich in Wirklichkeit nicht vielmehr 
um Geldflüsse zu Großkonzernen, 
was in der Konsequenz den Ruin von 
kleinen und mittleren Betrieben be-
deutet?

Definitiv. Egal ob es um land-
wirtschaftliche Produkte geht oder 
um Industrieprodukte, die kleinen 
Betriebe können nicht konkurrie-
ren, auch wenn Sie qualitativ besse-
re Waren anbieten. Sie werden mit 
Sicherheit ins Abseits gedrängt. Die 
großen Gewinner sind die Groß-
konzerne, die mit billigen Massen-
produkten unsere Welt überfluten. 

Klingt wie ein ausgeklügelter Mas-
terplan. Einige große Unternehmen 
teilen die Welt unter sich auf und die 
anderen bleiben auf der Strecke?

Der Druck auf die Regierungen, 
diese Abkommen abzuschließen, 
kommt ganz klar von den Groß- 
konzernen. Wir sehen doch, wer bei 
den Verhandlungen dabei ist. Das 

sind nicht die Bürger oder die Bür-
gervertreter oder NGOs, sondern 
das sind die Vertreter der Großkon-
zerne. 

Die Verhandlungen verlaufen also 
undemokratisch. Mit wie viel Demo-
kratie können wir bei den Freihan-
delsabkommen selber rechnen?

TTIP soll ein sogenanntes „le-
bendiges Abkommen“ werden, d. h. 
Details können verändert werden, 
ohne dass irgendein Parlament 
zustimmt. Außerdem gibt es eine 
regulatorische Kooperation, wie 
schon im Zusammenhang mit 
den Standards angesprochen, d. h. 
Gesetze kommen in Zukunft nur 
noch ins Parlament, wenn vorher 

ein Rat ein Gutachten erstellt hat, 
ob dieses Gesetz für die Wirtschaft 
nützlich ist oder nicht. Hier werden 
ganz zentrale Rechte des Bürgers 
beschnitten. Von Demokratie kann 

nicht mehr die Rede sein. Deshalb 
müssen wir gemeinsam in den Pro-
test gehen. Nur wenn die großen 
Parteien Angst haben, nicht mehr 
gewählt zu werden, werden sie ge-
gen TTIP und CETA stimmen. Der 
Bürger hat große Macht, er muss sie 
aber auch nutzen!

Herr Prof. Buchner, vielen Dank 
für das interessante Gespräch.         n

Ausführliche Infos zur Kampagne gibt 
es auf www.klausgrausts.eu und auf 
www.facebook.com/klausgrausts. Das 
Gespräch führte Angelika Demmer-
schmidt, Referentin Kommunikation/
Medien im EU-Team. Fragen oder Anre-
gungen bitte an sie: demmerschmidt@
klausbuchner.eu

„Gesetze kommen in Zukunft nur noch 
ins Parlament, wenn vorher ein Rat 

ein Gutachten erstellt hat, ob dieses Gesetz für 
die Wirtschaft nützlich ist oder nicht.“

Ökologisches Handeln

Eine Sache der Vernunft 
oder des Gefühls?

Ob das menschliche Handeln mehr vom Kopf oder vom Herzen oder gar vom Bauch bestimmt wird, 
ist eine uralte philosophische Frage. Es kommt wohl immer auf die jeweilige Situation an. Aber 
was ist beim ökologischen Handeln, das ja großen Weitblick verlangt, wichtiger? Unzeitgemäße 
Gedanken zu einem wichtigen Thema – und ein Plädoyer für mehr Resultatorientierung. 

von Günther Hartmann 
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Obwohl die Zerstörung der 
Welt fortschreitet, setzt kein 
radikaler Bewusstseins- und 

Verhaltenswandel ein. Das hat auch 
damit zu tun, dass wir so gut wie 
nie mit den negativen Folgen un-
seres Tuns konfrontiert werden. Sie 
ereignen sich irgendwann irgendwo 
anders. Aus den Augen, aus dem 
Sinn. „Ich gehe auf die Toilette, 
spüle – und alles verschwindet“, 
beschreibt der Philosoph Slavoj 
Žižek dies bildhaft. „Ich weiß, es 
gibt die globale Klimaerwärmung, 
aber kaum habe ich eine Abhand-
lung darüber gelesen, was zu tun 
ist, gehe ich raus – und sehe was? 
Schöne Bäume. Und höre Vogel-
gezwitscher. Rational weiß ich, wir 
sind in großer Gefahr, aber ich will 
es nicht wahrhaben.“ Wann will 
man es wahrhaben? Eine spontane 
emotionale Reaktion ist so gut wie 
ausgeschlossen. 

Liebe zum Leben 
oder Liebe zum Toten?

Warum engagieren sich Menschen 
für den Schutz des Klimas oder 
etwas anderes? Eine emotionale 
Grundeinstellung zum Leben und 
zur Welt ist wohl entscheidend. Der 
Psychoanalytiker Erich Fromm un-
terschied in seiner Charakterologie 

primär zwischen einer biophilen 
Wachstums- und einer nekrophi-
len Verfallsorientierung. Biophilie 
bedeutet „Liebe zum Leben“, Ne-
krophilie „Liebe zum Toten“. Sei-
ne Ethik basiert entsprechend auf 
einfachen Prinzipien: „Gut ist alles, 
was dem Leben dient; böse ist al-
les, was dem Tod dient. Gut ist die 
Ehrfurcht vor dem Leben, alles, was 
dem Leben, dem Wachstum, der 
Entfaltung förderlich ist. Böse ist al-
les, was das Leben erstickt, einengt, 
und alles, was es zerstückelt.“

„Ehrfurcht vor dem Leben“ – 
damit bezieht er sich auf Albert 

Schweitzer. Der war der Auffassung, 
dass wer über die Welt und sich 
selber nachdenkt, merkt, dass alles, 
was ihn umgibt – Mitmenschen, 
Tiere, Pflanzen –, genauso am Leben 
hängt wie er selber: „Ich bin Leben, 
das leben will, inmitten von Leben, 
das Leben will.“ Allem Willen zum 
Leben soll der Mensch die gleiche 
Ehrfurcht entgegenbringen wie dem 
eigenen. Als gut gilt ihm: „Leben er-

halten, Leben fördern, entwickelba-
res Leben auf seinen höchsten Wert 
bringen; als böse: Leben vernichten, 
Leben schädigen, entwickelbares 
Leben niederhalten.“ 

Warum existiert etwas 
und ist nicht nichts? 

Aber warum soll man sich ethisch 
verhalten? Diese Frage führt zur 
Religion. Doch da gibt es nicht 
nur eine, sondern mehrere, und die 
splitten sich nochmals in konkur-
rierende Glaubensrichtungen auf. 
Also ist es doch sinnvoll zu versu-
chen, die Frage philosophisch zu be-

antworten. Der Begriff „Ehrfurcht“ 
klingt heute ziemlich angestaubt. 
Und die in ihm steckende „Furcht“ 
gehört nicht gerade zu den belieb-
ten Gefühlszuständen. Trotzdem 
ist Furcht von zentraler Bedeutung 
im menschlichen Dasein, denn sie 
ist die emotionale Reaktion auf die 
Frage aller Fragen: „Warum exis-
tiert etwas und ist nicht nichts?“ 
Das Normalste wäre, dass nie etwas 

Plakate der Aufklärungskampagne „Klaus graust’s“ hängen und stehen bisher in 
München, Nürnberg und Augsburg. 
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Fromm unterschied in seiner Charakterologie 

primär zwischen einer biophilen Wachstums- und 
einer nekrophilen Verfallsorientierung. 
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  |  ETHIK

existiert hat und nie etwas existie-
ren wird. Dass trotzdem etwas ist, 
lässt sich nicht erklären. 

Im Denken des Philosophen 
Hans Jonas spielt diese Frage eine 
Schlüsselrolle. Sie ist für ihn der 
Ausgangspunkt für eine weitere 
Frage: „Soll denn überhaupt etwas 
sein? Oder wäre es besser, wenn 
nichts wäre?“ Aus der Antwort „Ja, 
es soll etwas sein!“ entwickelt er 
dann eine komplexe Ethik für un-
ser technologisches Zeitalter. Sein 

Kategorischer Imperativ lautet: 
„Handle so, dass die Wirkungen 
deiner Handlungen verträglich sind 
mit der Permanenz echten mensch-
lichen Lebens auf Erden.“ 

Der Psychiater Hanspeter Padrutt 
sieht im „Ja, es soll etwas sein!“ die 
Grundvoraussetzung für Liebe zum 
Leben. Für ihn ist aber noch etwas 
anderes von großer Bedeutung – 
eine bestimmte Daseinshaltung: 
„Weniger Welt-Anschauung! Mehr 
Welt-Anhörung!“ In die Welt hi-
neinhören, ihren Ruf vernehmen – 
und mit seinem Tun darauf antwor-
ten: Ver-Antwort-ung. Statt der Welt 
distanziert und berechnend gegen-
überzustehen, sollten wir mit ihr in 
einen existenziellen Dialog treten, in 
eine lebendige Beziehung mit Ge-
ben und Nehmen. 

Gut gemeint ist noch lange 
nicht gut gemacht 

Furcht, Ehrfurcht vor und Liebe 
zum Leben, Weltanhörung, Dialog, 
Beziehung – es scheint auf die rich-
tige Haltung, auf die richtige emo-
tionale Grundbefindlichkeit anzu- 
kommen. Wenn diese stimmt, wird 

dann alles automatisch gut? Wohl 
eher nicht! Die Gefühle sind zwar 
die Voraussetzung für richtiges 
Handeln, doch ohne den Verstand 
läuft der gute Wille ins Leere. Die 
aktuelle Umweltpolitik ist auch 
deshalb so unwirksam, weil sie oft 
irrational ist – gut gemeint, aber 
nicht gut gemacht. Deshalb ist es 
durchaus sinnvoll, sich mit moder-
ner Management-Lehre zu befassen. 

Sehr empfehlenswert ist Fred-
mund Maliks Klassiker „Führen 

Leisten Leben“. In seinen Ausfüh-
rungen über das Erreichen von 
Zielen zitiert er Peter Drucker, den 
Urvater modernen Managements: 
„Effective executives do first things 
first and second things ...“ – Ach-
tung, jetzt kommt die große Überra-
schung! – nicht „second“, sondern 
„not at all“. Wer etwas bewirken 
will, muss sich auf wenige, aber 
wichtige Ziele konzentrieren. Er 
muss tunlichst darauf achten, sich 
nicht in der Vielzahl an Nebensäch-
lichkeiten zu verzetteln. Weniger ist 
mehr! Das klingt logisch. Das klingt 
banal. Doch in der Realität geschieht 
viel zu oft genau das Gegenteil. 

Zusammen ist es Klimaschutz – 
wirklich? 

Das Bundesumweltministerium 
startete 2014 die Kampagne „Zu-
sammen ist es Klimaschutz“. Der 
neueste Werbespot heißt „Ge-
danken auf dem 10er“ und zeigt 
zwei Synchronspringer auf dem 
10-Meter-Turm. Weltmeisterschaft. 
Halbfinale. Beide gehen vor zur 
Absprungkante und dort in den 
Handstand. Die Luft knistert vor 

Spannung. Großaufnahme ihrer 
Gesichter. Da sagt der eine zum an-
deren: „Sag mal, hast du eigentlich 
das Licht in der Umkleidekabine 
ausgemacht?“ Stimme aus dem Off: 
„Klimagipfel ist überall. Und jeder 
kann etwas tun. Zum Beispiel mit 
weniger Strom CO2 sparen.“ Die 
Verpackung: witzig. Der Informa-
tionsgehalt: gleich null. 

Nützlich wäre die Information, 
welche Bedeutung das Licht denn 

überhaupt hat, wie hoch sein Anteil 
am Energieverbrauch eines durch-
schnittlichen Privathaushalts ist. 
Das ist kein Geheimnis: nur 1 %. 
35 % Anteil hat dagegen das Au-
tofahren, 49 % das Heizen. Durch 
diese Zahlen wird erst offensicht-
lich, wo sich wirklich große Ein-
sparungen erzielen lassen, wo der 
Hebel anzusetzen ist. Davon ist in 
der Kampagne aber seltsamerweise 
nicht die Rede. 

Was spricht dagegen, sich auch 
den vielen kleinen Dingen zu wid-
men? Zum einem die Begrenztheit 
des menschlichen Auffassungsver-
mögens, das man nicht überstra-
pazieren sollte. Zum anderen ein 
Phänomen, das die Psychologie 
„licensing effect“ nennt: Durch ver-
meintlich besonders korrektes Ver-
halten entsteht ein Gefühl morali-
scher Überlegenheit, aus dem dann 
die Berechtigung abgeleitet wird, an 
anderer Stelle sündigen zu dürfen. 
Wenn also bei vielen unbedeuten-
den Kleinigkeiten streng auf kli-
mafreundliches Handeln geachtet 
wird, kann das dazu führen, dass 
es in wirklich wichtigen Bereichen 
unterbleibt. 

Was soll dieser Werbespot be-
wirken? Ist er nur das Abbild einer 
weitgehend orientierungslosen Um- 
weltpolitik, die statt auf schlüssige 
Konzepte auf blinden Aktionismus 
setzt? Oder soll er von den Ver-
säumnissen der Umweltpolitik ab-
lenken, den „Schwarzen Peter“ den 
Bürgern zuschieben, ein schlechtes 
Gewissen erzeugen? 

Mehr Wirkung, mehr Weisheit, 
mehr Politik! 

„Wo immer man messen kann, 
soll man messen“, schreibt Malik. 
Erst Zahlen sorgen für eine klare 
Orientierung. Ohne sie tappen wir 
im Dunkeln, können das Wichtige 
nicht vom Unwichtigen unterschei-

den, verheddern uns im Belanglo-
sen. Unser Tun bleibt wirkungslos. 
Um wirksam zu sein, sind klare Zie-
le, Maßnahmen und Zeitpläne un-
verzichtbar. Regelmäßige Messun- 
gen zeigen an, ob der Kurs und die 
Geschwindigkeit noch stimmen. Nur 
so lassen sich die ergriffenen Maß-
nahmen frühzeitig nachbessern. 

Das heißt jedoch noch lan-
ge nicht, dass alles berechenbar 
sein muss, dass nur das wirklich 
und wahr ist, was sich in Zahlen 
ausdrücken lässt. Wie dargestellt, 
stoßen wir auf der existenziellen 
Ebene an die Grenzen der Logik. 
Dort fallen Entscheidungen intui-
tiv, dort braucht es etwas, was sich 
am besten mit einem aus der Mode 
gekommenen Begriff umschreiben 
lässt: Weisheit. Weisheit bedeutet 
nicht, alles zu wissen, sondern ge-
rade dort, wo es kein Wissen und 
keine eindeutige Regel mehr gibt, 
das Richtige zu denken, zu sagen 
und zu tun. Zur Weisheit gehören 
das Wissen und das Nicht-Wissen 
gleichermaßen.

Nun ist aber Weisheit nicht im 
Überfluss vorhanden. Und Wissen 
auch nicht. Die Menschen sind 
angesichts der Komplexität unse-
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Die Gefühle sind zwar die Voraussetzung 
für richtiges Handeln, doch ohne den Verstand 

läuft der gute Wille ins Leere. rer technisierten und globalisier-
ten Welt irgendwann überfordert. 
Umso mehr ist die Politik gefordert. 
Sie muss die gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen so setzen, dass 
auch unethisches Eigennutzstreben 
nicht im Widerspruch zum Ge-
meinwohl steht, sondern es fördert. 
Beim Klimaschutz bedeutet das: 
eine konsequente CO2-Steuer oder 
CO2-Budgetierung. So entstünde 
ein kreativer Wettbewerb um die 
effizienteste CO2-Einsparung. Denn 
wie die Zukunftsforscherin Hazel 
Henderson so schön sagte: Der 
Markt ist ein schlechter Meister, 
aber guter Diener. 		           n

Werbespot „Gedanken auf dem 10er“ der Kampagne „Zusammen ist es Klimaschutz“
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An alle Mitglieder 
von Gabriela Schimmer-Göresz

nicht wir, kann sich erheben gegen eine Politik, die alles 
andere als enkeltauglich ist? Kritik allein ist nicht genug. 
Es braucht unser aller aktive Beteiligung, damit das „Be-
triebssystem“ unserer Gesellschaft, unsere Demokratie, 
nicht noch weiter Schaden nimmt. 

An diesem von Ziegler geforderten „Umsturz“ arbeitet 
die ÖDP seit vielen Jahren. Ob lokal, regional, auf Lan-
des-, Bundes- oder europäischer Ebene. Ganz aktuell 
arbeiten Kandidatinnen und Kandidaten sowie ÖDP-Ak-
tive für die Teilnahme an den Landtagswahlen in Baden- 
Württemberg, Rheinland-Pfalz sowie in Sachsen-Anhalt 
(13. März). Programme werden abgestimmt, Werbemittel 
und Wahlstrategien entworfen. Die Landesverbände im 
Landtagswahlkampf Anfang 2016 brauchen unsere Un-
terstützung, die Landesverbände, deren Wahlen im Herbst 
2016 stattfinden, selbstverständlich auch. 

Und darum möchte ich Sie heute herzlich bitten: Hel-
fen Sie mit, die ÖDP bekannter zu machen. Helfen Sie mit, 
neue Mitglieder zu gewinnen, und empfehlen Sie die ÖDP 
als einzig wählbare Alternative. ÖDP: besser wählen – 
besser leben!

Ihre 

Gabriela Schimmer-Göresz
Bundesvorsitzende

  |  ÖDP INTERN

Liebe Mitglieder, liebe Freundinnen 
und Freunde, 
ein Bekannter schrieb mir vor einigen Tagen:

„… weil es an allen Ecken und Enden brennt. Ich 
habe große Sorge. Ich bin zornig. Ich muss raus auf die 
Straße gegen die Ungerechtigkeiten von TTIP, das die 
Armen noch ärmer und die Reichen noch reicher macht. 
Ich will mich erheben gegen die Kriegspropaganda, 
den verdammten Krieg und die Waffenlieferungen aus 
Deutschland. Ich will anklagen die milliardenfache Tier-
quälerei, um unseres Wohlstandes willen. Ich muss mich 
erheben gegen Atomkraft und die Energiewendebremse, 
gegen Glyphosat und Co. und gegen all die Zerstörung 
der biologischen Vielfalt, unserer Umwelt und unseres 
Klimas.“

Ja, wir müssen uns erheben, wir müssen mitwirken an 
einem politischen und gesellschaftlichen Wandel. Weg von 
einem ausbeuterischen System des ständigen Wirtschafts-
wachstums hin zu einer am Gemeinwohl orientierten Po-
litik, die niemanden ausgrenzt und allen Menschen Chan-
cen für ein gutes Leben lässt. 

„Diese absurde Weltordnung ist von Menschen ge-
macht, also kann sie auch von Menschen gestürzt wer-
den“, schreibt Jean Ziegler. Und recht hat er. Wer, wenn 

Neues aus dem Bundesverband
von Dr. Claudius Moseler

Dr. Claudius 
Moseler
Generalsekretär, 
ÖDP Bundes- 
politisches und 
Kommunalpoliti-
sches Büro  
Neckarstr. 27 – 29, 55118 Mainz 
Tel.: (0 61 31) 67 98 20  
Fax: (0 61 31) 67 98 15  
Mobil: (0 61 31) 87 10 542

politik@oedp.de
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Aufbau- und Strukturkonzept 
für die ÖDP
Das Landesverbändetreffen am 21. 
November 2015 in Zell (bei Würz-
burg) hat sich ausführlich mit dem 
Aufbau- und Strukturkonzept für 
die ÖDP befasst und es im Grund-
satz beschlossen. Darin wird eine 
Reihe von Sitzungsterminen zur 
gemeinsamen Koordination pro-
jektiert. Hinzu kommen etliche 
personelle Entscheidungen, die 
der Bundesvorstand auf den Weg 
bringen muss und die durch die 
Haushaltshoheit des Bundespar-
teitags finanziell beschlossen wer-
den müssen. Da wir nicht mit der 
Gießkanne arbeiten können, ori-
entiert sich die Unterstützung der 
Landesverbände ganz eng an den 
anstehenden Landtags- und Kom-
munalwahlen. Neben dem Aufbau 
von unten nach oben hat auch die 
Bundestagswahl 2017 einen wichti-
gen Raum in diesem Konzept. Die 
Landesverbände der ÖDP streben 
einen flächendeckenden Antritt 
zur Bundestagswahl an. Dabei sol-
len sie entsprechend unterstützt 
werden. Konkretere Informationen 
hierzu bekommen die Landesver-
bände noch direkt zugeleitet.

Unterstützung kleiner  
Landesverbände

Ein wichtiger Schwerpunkt des 
Bundesvorstands ist die Reakti-
vierung von Landesverbänden, 
die seit einiger Zeit über keinen 
Landesvorstand verfügen. Am 31. 
Oktober 2015 wurde in Berlin ge-
meinsam mit Unterstützung von 
Bundesvorstandsmitglied Dr. Man-
fred Link und der Berliner ÖDP ein 

neuer Landesvorstand für die ÖDP 
Brandenburg gewählt. Neuer Vor-
sitzender wurde Jörn-Rainer Col-
lin aus Brandenburg an der Havel. 
Herzlichen Glückwunsch an den 

neuen Vorstand auch von meiner 
Seite. Dank auch an alle, die hier 
unterstützend mitgewirkt haben. 
Als nächstes steht die Neuwahl des 
Landesvorstands in Mecklenburg-
Vorpommern auf der Agenda. Im 
Frühjahr 2016 wird dann nochmals 
im Saarland ein Landesparteitag 
stattfinden, um dort Aktivitäten an-
zustoßen.

Sammeln von Unterstützungs-
unterschriften

Das Generalsekretariat möchte in 
den folgenden Wochen die aktu-
ellen Erfahrungen beim Sammeln 
von Unterstützungsunterschriften 
für Wahlteilnahmen zusammenstel-
len. Was für die einen eine lockere 
Wahlkampfübung ist, ist für andere 
harte Kärrnerarbeit. Dazu werden 
alle aktiven Mitglieder gebeten, ihre 
aktuellen Erfahrungswerte mitzu-
teilen: Infostände, Klemmbrettak-
tionen, Haustürsammlungen, Ver-
sandaktionen – was hat es gebracht? 
Welche Formen von Ansprachen 
haben sich als wirkungsvoll erwie-
sen. Die Ergebnisse sollen analysiert 
werden, um sie in entsprechende 
Schulungen einfließen zu lassen. 

Die Frage wird auch sein, wie sich 
ein ÖDP-Landesverband aufstellen 
muss, um mit Blick auf die bevor-
stehende Bundestagswahl die meist 
2.000 Unterstützungsunterschriften 

möglichst eigenständig sammeln zu 
können. Bitte schicken Sie Ihre Er-
fahrungen an die unten angegebene 
Adresse oder E-Mail-Adresse.

Darüber hinaus möchten wir 
eine ständige „Feuerwehrtruppe“ 
oder „schnelle Einsatztruppe“ zum 
Sammeln von Unterstützungsun-
terschriften zusammenstellen. Wir 
bitten um Rückmeldung, wenn Sie 
sich als Unterschriftensammlerin 
bzw. -sammler für Einsätze in ande-
ren Regionen Deutschlands zur Ver-
fügung stellen können. Ich stehe für 
Rückfragen gerne zur Verfügung 
und freue mich auf Ihre Rückmel-
dung.

Das Generalsekretariat möchte in den folgenden 
Wochen die aktuellen Erfahrungen beim 

Sammeln von Unterstützungsunterschriften für 
Wahlteilnahmen zusammenstellen.

ÖDP-Bundesvorsitzende Gabriela Schimmer-Göresz (2. v.r.) demonstrierte gemeinsam mit dem ÖDP-Europaabgeordneten Prof. Dr. Klaus 
Buchner (2. v.l.) und dem gesamten ÖDP-Bundesvorstand bei der Demonstration gegen TTIP & CETA am 10. Oktober 2015 in Berlin.

„Wer will, dass die Welt so bleibt, wie sie ist,  
der will nicht, dass sie bleibt.“  (Erich Fried)
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Rheinland-Pfalz 

Programm zur Landtagswahl  
verabschiedet – Alternative zu Rot-Grün
Traben-Trarbach. Die Ökologisch-Demokratische Par-
tei (ÖDP) hat auf ihrem Landesparteitag am 7. Novem-
ber 2015 einstimmig ihr Wahlprogramm zur Landtags-
wahl am 13. März 2016 in Rheinland-Pfalz beschlossen. 
„Da derzeit das Thema der Flüchtlingsströme viele po-
litische Debatten dominiert, hat sich die ÖDP natürlich 
auf ihrem Landesparteitag mit dieser Thematik ausei-
nandergesetzt“, so Landesvorsitzender und Spitzenkan-
didat Rainer Hilgert (Münstermaifeld). Die ÖDP for-
dert die konsequente Bekämpfung von Fluchtursachen, 
wie z. B. ungerechte Weltwirtschaftsstrukturen und vor 
allem Rüstungsexporte in Krisengebiete. Das Asylrecht 
gilt es zu schützen, die Verfahren sind zu beschleunigen 
und die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer besser 
zu unterstützen. „Das zögerliche und planlose Han-
deln der Bundesregierung muss beendet werden“, un-
terstrich auch Landesvorstandsmitglied Dr. Claudius 

Moseler, Stadtratsmitglied in Mainz, „denn bei der Un-
terbringung der Flüchtlinge und Asylbewerber müssen 
die Kommunen stärker finanziell durch den Bund un-
terstützt werden“.

Weitere Schwerpunkte des Wahlprogramms sind 
der konsequente Einsatz für Lärmschutz, z. B. im Mit-
telrheintal und im Umfeld von Flughäfen, die Anstel-
lung von mehr Lehrern und Polizisten im Land und der 
Verzicht auf Großprojekte: „Die rot-grüne Landesre-

Kongress in Freiburg dazu wieder die Gelegenheit. Die 
Veranstaltung wurde u. a. von drei ÖDP-Kreisverbänden 
und zwei Bürgerinitiativen organisiert. Für mich war das 
eine rundum gelungene Veranstaltung, die das Thema 
Mobilfunk aus verschiedenen Blickrichtungen beleuchtete. 

Ebenfalls im November habe ich im Europäischen 
Parlament eine Konferenz zum Urmia-See im Iran veran-
staltet. Der Urmia-See, ein UNESCO-Biosphärenreservat 
und einst einer der größten Salzwasserseen der Welt, ist 
um dramatische 90 % geschrumpft. Die Austrocknung des 
Sees hat nicht nur verheerende Auswirkungen auf die ört-
liche Flora und Fauna, sondern auch auf die Gesundheit 
der Bevölkerung in den umliegenden Regionen. Der Sedi-
mentsand hat einen größeren Urangehalt als die ertrag-
reichsten Uranminen der Welt und die gesundheitlichen 
Folgen für die umliegende Bevölkerung sind dementspre-
chend fatal. Durch die Winde wird der Sand in einem Um-
kreis von bis zu 500 km weit fortgetragen und umliegende 
Felder sind für den Anbau von Nahrungsmitteln kaum 
noch zu gebrauchen. Die Konferenz zeigte: Es ist noch viel 
Arbeit nötig, um die iranische Regierung zum Handeln zu 
bewegen. Der Nukleardeal öffnet hoffentlich neue Wege. 
Ich setze mich im Europäischen Parlament für die Men-
schen im Iran und gegen die Zerstörung der Umwelt ein.

Es grüßt Sie herzlich
Ihr

 Klaus Buchner

Neues aus dem Europaparlament
von Prof. Dr. Klaus Buchner

Liebe Leserinnen, liebe Leser!
Ereignisreiche Wochen liegen hinter mir: Im Herbst war 
ich z. B. in Franken auf Vortragstour. Ich habe über die 
Auswirkungen der Freihandelsabkommen auf die Kom-
munen referiert und bin auf große Resonanz gestoßen. 
Das Thema TTIP und Co. trifft den Nerv der Bevölke-
rung und löst berechtigte Befürchtungen darüber aus, 
dass unsere Demokratie, unser Sozialstaat und unsere 
Rechtsstaatlichkeit zugunsten der Großkonzerne geop-
fert werden. Ich bleibe natürlich weiter am Thema dran 
und bereite regelmäßig aktuelle Informationen über TTIP, 
CETA und TiSA auf meiner Homepage für Sie auf. Schau-
en Sie doch mal vorbei: www.klausbuchner.eu

Die Vortragstour in Franken habe ich zudem dazu ge-
nutzt, um Pressegespräche zu führen. Auch hier kritisierte 
ich immer wieder die Freihandelsabkommen und stellte 
mein Motto „Mensch vor Wirtschaft“ in den Mittelpunkt 
der Diskussion. 

Auch das Thema Tierschutz hat mich in den vergange-
nen Wochen beschäftigt. Das Europäische Parlament hat 
ein Votum auf den Weg gebracht, wonach keine indirekten 
Subventionen für Stierkampf mehr möglich sind. Diese 
Entscheidung muss jedoch noch vom Europäischen Rat 
bestätigt werden. Tierschutz bewegt immer viele Bürgerin-
nen und Bürger – zum Thema Stierkampf haben wir viele 
Hundert E-Mails bekommen, in denen ich aufgefordert 
wurde, mich für die Rechte von Tieren einzusetzen. Jede 
Einzelne haben meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beantwortet und auf mein Engagement hinsichtlich des 
Tierschutzes hingewiesen.

Unter anderem auch um Tierschutz geht es in meiner 
neuen Kampagne „Klaus graust’s“. Die Massentierhal-
tung ist schädlich für Tiere und Menschen, denn durch die 
Verabreichung von Antibiotika an Tiere entstehen Krank-
heiten, die nicht mehr mit Antibiotika behandelt werden 
können und dadurch für Menschen lebensgefährlich wer-
den. Sollte das Freihandelsabkommen CETA zwischen 
der Europäischen Union und Kanada in Kraft treten, 
dann werden große Mengen Fleisch aus Massentierhal-
tung auf den europäischen Markt geschwemmt. Auf diese 
Zusammenhänge möchte ich hinweisen – alle relevanten 
Informationen finden Sie auf meiner Kampagnenseite: 
www.klausgrausts.eu

Schon lange kläre ich über die Gesundheitsgefahren 
beim Mobilfunk auf. Im November hatte ich bei einem 
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Im Europäischen Parlament veranstaltete ich einen Kongress zum 
Urmia-See. 

Die Mosel ist ausreichend ans 
Autobahnnetz angebunden – 
jetzt reicht es! 
Schluss mit dem Weiterbau des Hochmosel- 
übergangs! Die Stabilität der Hochmoselbrücke 
ist bis heute nicht geklärt!
Fakt ist: Ein Teil der Brückenpfeiler soll in dem gefährlichs-
ten Rutschhang an der Mosel mit Bewegungen bis in 
70 Metern Tiefe gegründet werden. Auch der frühere Lei-
ter des rheinland-pfälzischen Landesamts für Geologie 
und Bergbau (LGB), Prof. Dr. Harald Ehses, wies im Dezem-
ber 2013 öffentlich auf eine unzureichende Baugrund-
untersuchung hin. Er kritisierte, dass das Baurisiko nicht 
kalkulierbar sei. Daraufhin fiel er bei der Landesregierung 
in Ungnade. Ausgerechnet das zuständige grüne Wirt-
schaftsministerium verhängte alsbald einen „Maulkorb“ 
gegen ihn und sorgte in der Folge für seine Versetzung.

Kein gutes Geld schlechtem hinterherwerfen!
Wenn die Voraussetzungen für eine sichere Baugrün-
dung gefunden werden sollten – was wir bezweifeln –, 
würden die Kosten für den Weiterbau die Kosten für die Be-
endigung des Vorhabens (u. a. Schadensersatz) bei Weitem 
übersteigen. Es ist daher weitaus sinnvoller, sich Gedanken 
über eine andere Nutzung der schon errichten Bauten wie 
Pfeiler und Zubringer zu machen – sei es zum Beispiel ein 
Hochseilklettergarten, eine Sommerrodelbahn …

Kein Geld, das wir nicht haben, für Sachen,  
die wir nicht brauchen!
Selbst nach den amtlichen Verkehrsschätzungen rei-
chen die erwarteten Zahlen bei Weitem nicht an die 
heran, die eine vierspurige Straßenführung sinnvoll 
machen. Mit entschieden weniger Geld sollten die vor-
handenen Straßen so ausgebaut werden, dass an Stei-
gungsstrecken keine Staus entstehen müssen und – 
wo nötig – Umgehungsverkehr möglich gemacht wird. 
Diese Methode hätte noch dazu den Vorteil, dass die 
Mosel nicht „übergangen“ wird. Es ist nämlich ein Mär-
chen, dass der Hochmoselübergang das Moseltal vom 
Durchgangsverkehr befreien würde: Dieser beträgt – 
nach Gutachten der zuständigen Behörde – nicht ein-
mal 10 %. Für die übrigen Verkehre (mehr als 90 %) 
ins und aus dem Moseltal braucht es – wie gesagt – 
eine Optimierung der vorhandenen Straßenverbin-
dungen.

Nur eine solche Handlungsweise ist im Sinne 
der Steuerzahler!

Der Wahlkampf läuft – hier bei der Unterschriftensammlung für 
die Wahlteilnahme in Bingen (v.l.n.r.): Walter Konrad, Dr. Claudius 
Moseler, Annette Rößler und Andreas Rößler.
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gierung sollte viel mehr in den Erhalt der vorhandenen 
Straßen und Brücken investieren, als für viele Millionen 
Euro den Hochmoselübergang zu bauen“, so die ÖDP. 
Die Landesregierung wird von der ÖDP aufgefordert, 
die Entwicklung von Speichertechnologien für Er-
neuerbare Energien zu fördern und ihre Erforschung 
schnellstmöglich durch Pilotprojekte zu unterstützen: 
„Hier versagt die Regierung mit Blick auf die Energie-
wende“, so Spitzenkandidat Hilgert.

Die ÖDP ist in Rheinland-Pfalz landesweit mit der 
Landesliste wählbar, darüber hinaus wurden 10 Wahl-
kreiskandidatinnen und -kandidaten aufgestellt. Weite-
re Informationen: www.oedp-rlp.de

Kontakt:  
ÖDP-Landesverband Rheinland-Pfalz
Neckarstr. 27 – 29, 55118 Mainz
Tel.: (061 31) 67 98 20, Fax.: (061 31) 67 98 15
buero@oedp-rlp.de, www.oedp-rlp.de

Baden-Württemberg

Auf der Zielgeraden zur Landtagswahl

Die gesamte zweite Hälfte des Jahres 2015 war von 
großem Einsatz für den flächendeckenden Antritt der 
ÖDP bei der Landtagswahl geprägt. Inwieweit das Ziel 
erreicht wird, stand bei Redaktionsschluss nicht fest. 
Ein ausführlicher Bericht zur Landtagswahl folgt in der 
nächsten Ausgabe der ÖkologiePolitik.

Prägend waren auch zahlreiche Vortrags- und Dis-
kussionsveranstaltungen mit unserem Europaabgeord-
neten Prof. Dr. Klaus Buchner. Die Vortragsreihe „Die 
Risiken der Freihandelsabkommen und ihre gravie-
renden Auswirkungen auf die Kommunen“ erfolgte in 
Wahlkreisen, in denen bis dahin eine äußerst schwa-
che Mitgliederstruktur keine Wahlkreisversammlun-
gen zwecks Aufstellung von Bewerber(inne)n und 
Ersatzbewerber(inne)n zur Landtagswahl erlaubte. 
Durch die Vorträge und die damit verbundene Öffent-
lichkeitsarbeit konnten gleich drei positive Effekte er-
reicht werden: Die Besucher(innen) der Vortragsabende 
wurden fundiert über die Freihandelsabkommen (ins-
besondere TTIP) informiert, die ÖDP wurde bekannter 
gemacht und in verschiedenen Fällen kam es auch zu 
Neueintritten.

Ein voller Erfolg war das Mobilfunk-Forum in Frei-
burg, an dem der dortige Kreisverband und weitere 
südbadische Kreisverbände entscheidend als Mitorga-
nisatoren aufgetreten sind. Hierzu ein ausführlicher 

11 Thesen
der Ökologisch-Demokratischen Partei  
zur Landtagswahl in Rheinland-Pfalz 
am 13.03.2016

1. Keine öffentliche Finanzierung 
von Prestigeobjekten

Keine öffentliche Förderung des Nürburgrings. Die 
ÖDP fordert die Betreiber des Nürburgrings auf, 
die eigenen und die staatlichen Umweltvorschriften 
konsequent umzusetzen. Die Bauarbeiten am Hoch-
moselübergang müssen sofort eingestellt und die 
freiwerdenden Gelder für den Unterhalt des vorhan-
denen Straßennetzes sowie den Ausbau des Schie-
nennetzes verwendet werden. Wir verlangen endlich 
neutrale Gutachten, die die Standfestigkeit der Hoch-
brücke auf den Ürziger Geröllhang nachweisen. Des 
Weiteren fordern wir genaue Untersuchungen der 
hydrogeologischen Ströme oberhalb des Graacher 
Rutschhangs und die Auswirkungen der Trasse auf 
diesen Hang. Kein Maulkorb für kritische Behörden-
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter.

2. Lärmschutz konsequent umsetzen
Durchsetzung eines konsequenten Nachtflugverbots 
für alle Flughäfen (22 – 6 Uhr). Einsatz von lärm-
reduzierten Flugzeugen. Kein weiterer Ausbau des 
Frankfurter Flughafens, kein Terminal 3. Einrichtung 
eines Runden Tisches zur Reduzierung des Flug-
lärms in Rhein-Main. Einsatz für Maßnahmen des 
Lärmschutzes an der Eisenbahn im Mittelrheintal 
(z. B. keine alten Güterwagen, Einbau von sog. „Flüs-
ter-Bremsen“), Verringerung des Verkehrsaufkom-
mens. Prüfung einer Alternativstrecke für das Mittel-
rheintal.

3. Mehr Personal bei der Polizei
Massiver Personalmangel bei Polizei und Justiz füh-
ren dazu, dass sie den modernen Methoden der Kri-
minalität nicht mehr gewachsen sind. Rheinland-
Pfalz muss daher die Zahl der Polizistinnen und 
Polizisten deutlich erhöhen. Die Strafvollstreckung 
muss bei Wahrung der Rechtsstaatlichkeit sowohl 
der Abschreckung, der Wiedergutmachung als auch 
der Resozialisierung dienen.

4. Asylrecht schützen und Fluchtursachen 
bekämpfen

Die ÖDP fordert die konsequente Bekämpfung von 
Fluchtursachen, wie z. B. ungerechte Weltwirtschafts-
strukturen, Klimawandel und Rüstungsexporte in Kri-
sengebiete und an Staaten, welche die Menschenrechte 
nicht einhalten. Das Asylrecht gilt es zu schützen, die 
Verfahren sind zu beschleunigen und die ehrenamtli-
chen Helferinnen und Helfer besser zu unterstützen, 
z. B. durch Freistellungen und Ausgleich des Verdienst-
ausfalls. Das zögerliche und planlose Handeln der Bun-
desregierung muss beendet werden. Wir fordern die 
Solidarität der anderen europäischen Staaten bei der 
Aufnahme von Flüchtlingen ein, denn es ist unklar, wie 
vielen Flüchtlingen Deutschland in der Lage ist, Zu-
flucht zu gewähren. Wir brauchen zudem eine Agenda 
2016, die allen sozial Benachteiligten in Deutschland 
gerecht wird, damit es nicht zu Neid und Rivalität zwi-
schen bedürftigen Gruppen kommt.

5. Mehr Bürgerbeteiligung
Bürgerentscheide und Bürgerbegehren sind auf kom-
munaler Ebene und Volksbegehren und Volksentschei-
de auf Landesebene zu erleichtern. Die großen Hürden 
bei der Zulassung von Bürgerentscheiden sind auf ein 
sinnvolles Maß zu reduzieren, wie es z. B. der Verein 
„Mehr Demokratie“ fordert. Bürgerinnen und Bürger 
sind im Rahmen von „Kommunalen Bürgerhaushal-
ten“ an der Ausgabenpolitik der Kommune zu beteili-
gen.

6. Firmenspenden an Parteien verbieten
Über den Bundesrat: Konzern- und Firmenspenden an 
Parteien sind zu verbieten, damit wir wirklich unab-
hängige Parteien und Volksvertreterinnen sowie -ver-
treter haben.

7. Keine Freihandelsabkommen zulasten 
der Kommunen
Die ÖDP lehnt die geplanten Freihandelsabkommen 
(z. B. TTIP, TiSA, CETA) ab, die sich durch Demokra-
tiefeindlichkeit und Bevorzugung von Großkonzernen 
auszeichnen. Kommunale Einrichtungen dürfen nicht 
durch diese Abkommen unwiderruflich privatisiert wer-
den. Keine Privatisierung kommunaler Aufgaben der Da-
seinsvorsorge! Sie führt zu hohen Preisen, einer schlech-
teren Qualität, z. B. des Trinkwassers, und schlechterer 
Versorgung vor allem im ländlichen Raum.

8. Ökologische Landwirtschaft fördern

Beibehaltung der Förderung des ökologischen Land- 
und Weinbaus: Die Umstellung auf biologische Wirt-
schaftsweisen und die Regionalisierung der land-
wirtschaftlichen Direktvermarktung sind zu fördern. 
Steigerung des ökologischen Landbaus auf 50 % der 
Bewirtschaftungsfläche bis 2030. Rheinland-Pfalz 
muss zur gentechnikfreien Zone erklärt werden. 
Einführung eines Gütesiegels „gentechnikfrei produ-
ziert“ auch im konventionellen Weinbau! Einrichtung 
des Amts eines unabhängigen Landes-Tierschutzbe-
auftragten mit Klagebefugnissen, der von den Tier-
schutzverbänden vorgeschlagen wird! Die ÖDP lehnt 
Massentierhaltung ab: Großmästereien oder Geflü-
gelfarmen sollen im Land nicht zugelassen werden.

9. Speichertechnologien für 
Erneuerbare Energien
Die Landesregierung wird aufgefordert, die Erfor-
schung und Entwicklung von Speichertechnologien 
für Erneuerbare Energien schnellstmöglich zu för-
dern. Das Land muss entsprechende Modellvorha-
ben finanzieren.

10. Mehr Personal für unsere Kinder 
an den Schulen
Die ÖDP möchte erreichen, dass mehr Schulsozial- 
arbeiter und -psychologen zur Unterstützung der 
Lehrerinnen und Lehrer eingestellt werden. Zudem 
brauchen wir mehr Lehrerinnen und Lehrer (ohne 
Kurzzeit- oder Kettenverträge). Die ÖDP fordert eine 
Begrenzung der Klassenstärke auf maximal 20 Schü-
lerinnen und Schüler.

11. Familien besser unterstützen
Über den Bundesrat: Einsatz für ein gerechtes steuer- 
und sozialversicherungspflichtiges Erziehungsgehalt. 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
21.07.2015, das die Zuständigkeit für ein Betreuungs-
geld den Ländern zuweist, ist ein Landesbetreuungs-
geld als Übergangslösung bis zur Einführung eines 
Erziehungsgehalts durch den Bund einzuführen. 
Es sollte wesentlich höher liegen als das bisherige 
Bundesbetreuungsgeld von 150 Euro, um gegenüber 
der weit kostenträchtigeren öffentlichen Krippenfi-
nanzierung mehr Gleichberechtigung für Eltern zu 
schaffen, die ihre Kinder länger als 12 (14) Monate 
selbst betreuen wollen.
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Bayern

Kleiner Parteitag der ÖDP Bayern in 
Regensburg: ÖDP fordert glaubwürdige 
Fluchtursachenbekämpfung  

Die ÖDP Bayern hat bei ihrem kleinen Parteitag am 
14.11.2015 in Regensburg eine „glaubwürdige Flucht-
ursachenbekämpfung und ein Ende der Kungelei mit 
der Rüstungsexportindustrie“ gefordert. „Wenn in den 
Krisengebieten der Welt ständig deutsche Waffen auf-
tauchen, dann zeigt das doch deutlich, dass es mit der 
angeblich restriktiven Politik in Sachen Waffenexporte 
von Sigmar Gabriel und seinen Amtsvorgängern nicht 
weit her sein kann“, sagte Landesvorsitzender Klaus 
Mrasek. 

Paradebeispiel der Kungelei sei die sogenannte 
Deutsche Wehrtechnische Gesellschaft – ein Gremi-
um, in dem sich regelmäßig Abgeordnete und Mi-

Gesellschaft, in der sich Abgeordnete und Beamte des 
Verteidigungsministeriums regelmäßig mit der Rüs-
tungsindustrie treffen, war zu Gast bei einer Diskus-
sionsveranstaltung der Universität Passau und auf 
ein freundliches Grußwort des Zweiten Bürgermeis-
ters eingestellt. Doch Urban Mangold formulierte vor 
vollem Hörsaal die ÖDP-Kritik an der Rüstungskun-
gelei.

Schempp fragte darauf zurück, ob dem Passau-
er Bürgermeister bekannt sei, wie viel von den in der 
Zahnradfabrik Passau hergestellten Getrieben in Rüs-
tungsgütern eingesetzt werden. Nach Ansicht der ÖDP 
trifft dies genau die zentrale Fragestellung: Sind wir 
bereit, Fluchtursachenbekämpfung auch dann ernst zu 
nehmen, wenn es unseren Wohlstand betrifft, wenn es 
um Arbeitsplätze geht? Dazu gibt es nach Ansicht der 
ÖDP keine Alternative, „wenn wir Fluchtursachenbe-
kämpfung ernst nehmen“. 

Urban Mangold hat deshalb eine Musterbriefaktion 
an die Bundestagsabgeordneten entwickelt, in der diese 
aufgefordert werden, die Kungelei mit der Rüstungs-
industrie zu beenden. Die Aktion kann in allen ÖDP-
Kreisverbänden durchgeführt werden. Infos unter: 
www.oedp-bayern.de/aktuelles/aktionen.

Landtagspräsident a. D. Johann Böhm 
Gastredner beim Niederbayerntag der ÖDP

Die ÖDP hat sich bei ihrem Niederbayerntag in Platt-
ling gegen die von Heimatminister Söder angestrebte 
Lockerung des Anbindegebots für Gewerbebauten au-
ßerhalb von Ortschaften ausgesprochen. Dieses besagte 
bisher, dass Gewerbegebiete an bestehende Siedlungen 
anzugliedern sind und nicht willkürlich auf der grünen 
Wiese ausgewiesen werden können. Als Gastredner hat 
ÖDP-Bezirksvorsitzender Urban Mangold den früheren 
Landtagspräsidenten Johann Böhm (CSU) gewonnen, 
der in seiner Funktion als Vorsitzender des Landesver-
eins für Heimatpflege dafür eintrat, die lebendige Viel-
falt der Landschaften und den erlebbaren Wechsel von 
offenen Flächen und Siedlungen zu bewahren.

„Die Vielfalt der Landschaften mit ihrem erlebbaren 
Wechsel von offenen Flächen und kompakten dörfli-
chen und städtischen Siedlungen muss auch weiterhin 
vor Zersiedlung und beliebig angeordneten Gewerbe-
arealen bewahrt werden. Die problematischen Verhält-
nisse, beispielsweise in Oberitalien, mahnen uns zu 
besonnenem Vorgehen und zu klaren Vorgaben für Pro-
jektträger und Kommunen“, sagte Böhm. Gerade ein 

Klar, warum Gerhard Schempp (2. v. l.), Präsident der Deutschen Wehrtechnischen Gesellschaft, so entspannt lächelt: Die Kungelei mit 
der Politik funktioniert wie am Schnürchen. Das kritisierte bei einer Veranstaltung an der Universität Passau ÖDP-Bürgermeister Urban 
Mangold (rechts). 
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Bericht an anderer Stelle in dieser Ausgabe der Ökolo-
giePolitik.

Ein weiterer Höhepunkt war die von drei Kirchen-
gemeinden organisierte Podiumsdiskussion zum bri-
santen Thema „Wenn der Mensch nur Ware ist. Mo-
derne Sklaverei und Menschenhandel“ in Siegelsbach 
im Landkreis Heilbronn, an der neben Prof. Dr. Klaus 
Buchner u. a. auch die SPD-Bundestagsabgeordnete 
Dr. Dorothee Schlegel, die Ordensschwester Dr. Lea 
Ackermann, der Journalist und Bestsellerautor Dr. 
Franz Alt sowie der Kriminalbeamte Helmut Sporer 
teilnahmen. Es wurde aufgedeckt, wie die Zusam-
menhänge sind und dass es sich bei Prostitution um 
ein kaum zu kontrollierendes Terrain handelt, in dem 
Menschenverachtung regiert und die „Ware“ Frau 
traumatisiert wird. Als Vorkämpfer gegen Prostitution 
wurde Schweden dargestellt, wo die Prostitution seit 
1998 verboten ist.

Der nächste Landesparteitag wird am Wochenende 
23./24. April 2016 stattfinden und sich in erster Linie 
der Neuwahl des Landesvorstands und einem Rück-
blick auf die Landtagswahl widmen.

Kontakt:  
Landesgeschäftsführer Uli Stein  
Tel.: (07 11) 636 46 44 
info@oedp-bw.de

Regionalbeauftragter Matthias Dietrich  
Tel.: (071 21) 88 01 04 
matthias.dietrich@oedp-bw.de

nisterialbeamte des Verteidigungsministeriums mit 
Rüstungslobbyisten treffen. „Wir fordern die Bundes-
tagsabgeordneten auf: Geben Sie sich endlich einen 
Ehrenkodex, der dieser Kungelei mit den Rüstungslob-
byisten Einhalt gebietet. So würde Deutschland dazu 
beitragen, dass Menschen nicht vor dem Terror in ihren 
Heimatländern fliehen müssen“, forderte ÖDP-Chef 
Mrasek weiter. 

Auf der Tagesordnung des Kleinen Parteitags stand 
auch eine Positionsbestimmung zur Einführung einer 
Steuer auf Finanzspekulationen, die nach Ansicht der 
ÖDP-Spitze als „Soli der Starken für die Schwächeren“ 
eingeführt werden soll. So könne vermieden werden, 
dass die Aufwendungen für anerkannte Asylbewerber 
gegen die Ansprüche von Bürgern mit geringeren Ein-
kommen ausgespielt werden.

Außerdem startete der Landeshauptausschuss eine 
Petition zur Einführung eines bayerischen Erziehungs-
gehalts. Die familiäre Kindererziehung soll finanziell 
besser anerkannt werden, als es die CSU mit ihrem Be-
treuungsgeld bislang wollte. Wer seine Kinder in den 
ersten drei Lebensjahren zu Hause betreut, soll laut 
ÖDP hierfür ein Entgelt in der Höhe des Betrags erhal-
ten, den auch ein Krippenplatz pro Kind und Monat 
kostet. 

Mangold kritisiert Chef der 
deutschen Rüstungslobby  
Der niederbayerische ÖDP-Vorsitzende und Passauer 
Bürgermeister Urban Mangold konfrontierte den Chef 
der Rüstungslobbyisten mit scharfer Kritik an den 
deutschen Waffenexporten. Gerhard Schempp, Prä-
sident der sogenannten Deutschen Wehrtechnischen 

Landesvorsitzender Klaus Mrasek bei seiner Rede am Kleinen 
Parteitag
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Tourismusland wie Bayern müsse seine sichtbar hoch-
wertigen Landschafts- und Ortsbilder erhalten und ein 
lebendiges Bild unserer Heimat vermitteln. 

Die niederbayerische ÖDP setzt darauf, dass die 
Debatte hierüber „nicht rein parteipolitisch ausgetra-
gen wird, sondern dass jetzt auch in der CSU kritische 
Stimmen hörbar werden. Schließlich gehe es um die 
Erhaltung der bayerischen Kulturlandschaft, betonte 
Mangold, der im Bezirkstag zudem für einen höheren 
Einsatz des Bezirks zur Rettung niederbayerischer Bau-
denkmäler kämpft.

Die Forderung nach einem Überholverbot für Lkw 
auf der A3 will die Niederbayern-ÖDP mit einem Zwei-
schritte-Plan durchsetzen. Den Startschuss hierfür 
gab die Versammlung in Plattling. „Eigentlich könn-
te das ganzjährige und durchgängige Überholverbot 
für Lkw zwischen Regensburg und Suben schon jetzt 
ausgesprochen werden. Die Verwaltungsvorschriften 
zur Straßenverkehrsordnung geben das her“, meinte 
Mangold. Deshalb will der ÖDP-Politiker zunächst 
eine Unterschriftenaktion an die Autobahndirektion 
Südbayern als zuständige untere Straßenverkehrsbe-
hörde richten. Falls das nicht zum Erfolg führt, startet 
die ÖDP in Niederbayern und der Oberpfalz eine Peti-
tionsaktion an den Bundestag. In den Wintermonaten 

gab es zwischen Regensburg und Passau über weite 
Strecken bereits ein Lkw-Überholverbot auf der A3. Es 
wurde eingeführt, weil es bei Überholmanövern im-
mer wieder zu schweren Verkehrsunfällen gekommen 
war. Die Gefahrensituation ist jedoch von Frühling bis 
Herbst kaum geringer. Zuletzt hat sich am 11. Septem-
ber 2015 bei Passau ein schwerer Verkehrsunfall durch 
einen Lkw-Überholvorgang ereignet. Bis der von der 
Staatsregierung favorisierte Autobahnausbau auf zwei 
mal drei Fahrspuren zwischen Regensburg und Suben 
realisiert wäre, dauert es Jahrzehnte. Außerdem wäre 
der Ausbau erneut ein gigantischer Flächenverbrauch, 
den die ÖDP ablehnt. Viel sinnvoller, flächensparender 
und sofort wirkend wäre ein Lkw-Überholverbot. Das 
verstetigt den Verkehrsfluss und trägt zur Abgasredu-
zierung und zur Stauvermeidung bei, findet die ÖDP 
Niederbayern.

Toller Erfolg der Vortragsreihe der ÖDP 
Bayern in Oberfranken – hunderte hoch 
interessierte und motivierte Besucher
Aufbauarbeit und Stärkung der ÖDP-Basis – das sind 
die Ziele, die sich der Landesvorstand Bayern für die 
wahlfreien Jahre auf die Fahne geschrieben hat. Denn 
eine starke ÖDP-Basis mit kommunalen Mandaten ist 
aus Sicht des Landesvorsitzenden Klaus Mrasek die 
wichtigste Grundlage für Erfolge auch bei überregio-
nalen Wahlen. Dies zeigen die flächendeckend besse-
ren Ergebnisse bei Landtags- oder Europawahlen in 
Stimmkreisen mit aktiven ÖDP-Kommunalpolitikern. 
„Ohne starke Wurzel keine Früchte“, ist Mrasek sicher. 
Deshalb haben Neugründung und Stabilisierung von 
Kreisverbänden oberste Priorität, u. a. als Vorbereitung 

Landesvorsitzender Volker Behrendt
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für neue ÖDP-Listen bei den nächsten Wahlen. 
In Oberfranken, einem Bezirksverband mit rund 130 

Mitgliedern im Nordosten Bayerns, fiel Anfang Novem-
ber der Startschuss zu einer mehrteiligen Vortragsreihe 
mit dem Ziel, möglichst viele interessierte, nachdenk-
liche Menschen für die ÖDP und ihr zukunftweisen-
des Programm zu gewinnen. EU-Abgeordneter Prof. 
Dr. Klaus Buchner, die Vorsitzenden der Landes- und 
Bundes-ÖDP, Mrasek und Schimmer-Göresz, sowie 
der ÖDP-Mitgründer Bernhard Suttner sprachen vor 
hunderten Zuhörern u. a. in Bayreuth, Bamberg, Lich-
tenfels und Forchheim über Freihandelsabkommen, 
Postwachstumsökonomie, alternatives Wirtschaften 
und fairen Handel. Die Referenten führten engagierte 
Diskussionen und erlebten viel Motivation bei den Teil-
nehmern. Tausende Einladungen, Veranstaltungsplaka-
te und Postwurfsendungen haben sich gelohnt. Viele 
neue Kontakte, neue Mitglieder und viel Schwung wer-
den hoffentlich bald zur Neugründung von Kreisver-
bänden führen. Der Landesvorstand wird den Prozess 
weiter tatkräftig unterstützen und aktiv begleiten. 

Großartig war und ist die Unterstützung der Ver-
anstaltungen durch die ÖDP-Aktiven vor Ort, beson-
ders die Zusammenarbeit mit dem oberfränkischen 
Bezirksvorstand um den Vorsitzenden Thomas Müller 
klappte fantastisch. Im März 2016 wird eine weitere 
Veranstaltungsreihe als Auftakt für die Aufbauarbeit in 
Unterfranken beginnen. Der Landesvorstand freut sich 
auf diese Aufgabe.

Kontakt:
ÖDP-Bayern, Heuwinkel 6, 94032 Passau
Tel.: (08 51) 93 11-31, Fax: (08 51) 93 11-92
bayern@oedp.de, www.oedp-bayern.de

Hamburg

Enttäuschung über das Verfassungs- 
gerichtsurteil zur Prozenthürde
Das Hamburgische Verfassungsgericht hat Anfang 
Dezember entschieden, dass die neu in die Hambur-
gische Verfassung aufgenommene Sperrklausel für 
Bezirksversammlungswahlen in Höhe von 3 % nicht 
gegen die Verfassung verstoße. Nach der Urteilsverkün-
dung zeigte sich der Kläger der ÖDP, der Hamburger 
Landesvorsitzende und zugleich erster stellvertreten-
der Bundesvorsitzender Volker Behrendt, enttäuscht 
über das Ergebnis: „Das Gericht hat bestätigt, dass 
sich die großen Parteien das Wahlrecht weitgehend so 
zurechtbasteln können, wie es ihnen passt. Vorausset-Volles Haus bei der ÖDP in Bayreuth
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zung ist, dass sie es direkt in die Verfassung schreiben 
und bei der Diskussion über die Verfassungsände-
rung nicht offenlegen, was sie wirklich bezwecken.“ 
So hätte das Gericht in der Urteilsbegründung auf 
den Gesetzgebungsantrag und die öffentlichen Dis-
kussionen abgestellt, in denen eine Zersplitterung der 
Parteienlandschaft und mögliche Funktionsstörungen 
thematisiert worden seien. Dies aber seien von der 
Politik vorgeschobene Argumente, tatsächlich gehe 

Über TTIP und Fluchtursachenbekämpfung sprachen ÖDP-Landes- 
vorsitzender Klaus Mrasek (l.) und Bundesvorsitzende Gabi Schim-
mer-Göresz (2. v. l.) beim Niederbayerntag, der darüber hinaus 
hauptsächlich die Landesentwicklungsplanung thematisierte. 
Hierzu hatte Bezirksvorsitzender Urban Mangold (r.), Landtags-
präsident a. D. Johann Böhm (2. v. r.) eingeladen, der in seiner Rede 
auf Distanz zu aktuellen Vorhaben von Minister Söder ging.
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Parteien. Behrendt: „Viele Städte und Großstädte ar-
beiten auch ohne Prozenthürde seit Jahrzehnten ohne 
Probleme, Hamburg wirbt für Demokratie und Vielfalt 
und macht ohne Not das Tor zu mehr Parteienvielfalt 
zu. Die Wahlmüdigkeit wird sich weiter verschärfen. 
Die Hamburger ÖDP setzt jetzt auf das Volksbegehren 
„Rettet den Volksentscheid“ im Juni 2016. Bei einem 
erfolgreichen Ausgang des Volksbegehrens und des an-
schließenden Volksentscheids hätten die Wählerinnen 
und Wähler zukünftig nicht nur ein Mitspracherecht 
bei Verfassungsänderungen, sondern würde auch die 
Prozenthürde wieder aus der Verfassung gestrichen 
werden. 

Noch eine wichtige Notiz für alle ÖDP-Mistreite-
rInnen: Die Bezirksversammlungen in Hamburg sind 
Ausschüsse und keine kommunalen Parlamente. Daher 
hat das Hamburger Urteil aus Sicht der ÖDP keine Sig-
nalwirkung für andere Bundesländer, in denen eben-
falls an einer Verfassungsänderung gearbeitet wird. Die 
Kommunen sind durch Art. 28 GG nochmal besonders 
geschützt.

Kontakt:
ÖDP Hamburg, Curt-Bär-Weg 118, 21035 Hamburg 
Tel.: (01 76) 573 95 893,info@oedp-hamburg.de,  
www.oedp-hamburg.de 
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Der Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenkasse 
verletzt Frauen- und Patientenrechte
Seit dem 12. November 2015 gilt für Hebammen und 
gesetzliche Krankenversicherer (GKV) verbindlich ein 
neuer Rahmenvertrag, der u. a. die Abrechnungen von 
Hebammenleistungen regelt. Zuvor wurden die Ver-
handlungen zwischen Hebammenverband und GKVen 
als für gescheitert erklärt. Kern der Uneinigkeit war 
dabei ein Katalog von Ausschlusskriterien, die die au-

ßerklinische Geburt im häuslichen Umfeld stark ein-
schränkt. Insbesondere ein Ausschlusskriterium steht 
in der Kritik: Hausgeburten sollen nun bei Überschrei-
tung des errechneten Geburtstermins um drei Tage nur 
nach ärztlicher Zustimmung möglich sein. Leider ist 
aber davon auszugehen, dass Ärzte aus Angst vor haf-
tungsrechtlichen Folgen diese Zustimmung nicht geben 
werden, auch wenn es für die Frau unbedenklich wäre. 

„Diese Vorgehensweise ist ein massiver Eingriff in 
das Berufsrecht der Hebammen!“, sagt dazu die ÖDP-
Politikerin Mechthild Hofner. Die Überschreitung des 
errechneten Geburtstermins um drei Tage ist physiolo-
gisch, denn nur 4 % aller Kinder kommen exakt am er-
rechneten Geburtstermin zur Welt, 70 % werden dage-
gen in den zehn Tagen um die Geburt herum geboren. 
„Diese Regelung betrifft einen großen Teil der Schwan-
geren und behindert massiv deren Wahlfreiheit!“, so 
Hofner. „Das von der GKV aufgestellte Kriterium ist 
völlig willkürlich gewählt und entbehrt jeglicher wis-
senschaftlichen Grundlage. Es hebelt nicht nur das 
Hebammenberufsrecht aus, sondern greift auch massiv 
in das Selbstbestimmungsrecht der Frauen ein (Art. 2 
Abs. 1 GG). Auch sind laut EU-Recht (Tschernovsky-
Urteil) alle EU-Mitgliedsstaaten dazu verpflichtet, eine 
freie Wahl des Geburtsortes und der Geburtsbegleitung 
zu gewährleisten“, ergänzt Franziska Kliemt, bundes-
politische Sprecherin der ÖDP zum Thema Schwanger-
schaft & Geburt und Aktivistin im Verein Motherhood. 

Der Deutsche Hebammenverband (DHV) mit der-
zeit rund 19.000 Hebammen als Mitglieder hat ange-
kündigt, gegen diesen Schiedsspruch nach § 134a SGB 
Klage zu erheben. Die ÖDP unterstützt derartige Be-
mühungen ausdrücklich und kritisiert den Schieds-
spruch insbesondere in Anbetracht der vermehrten 
Schließungen geburtshilflicher Stationen in Deutsch-
land. Eine flächendeckende Versorgung durch Heb-
ammen sieht die ÖDP als als Grundvoraussetzung für 
unsere Gesellschaft und fordert alle Bürgerinnen und 
Bürger dazu auf, bei ihrer gesetzlichen Krankenkasse 
gegen den Schiedsspruch Protest einzulegen. Die ÖDP 
bekennt sich in ihrem bundespolitischen Programm zu 
einer sicheren Geburtshilfe durch eine 1:1-Betreuung, 
also eine Hebamme pro Frau. 

Weitere Infos: www.hebammenverband.de,  
www.mother-hood.de, www.change.org/elternprotest
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Von Politikverdrossenheit 
keine Spur!
Rund 250.000 Menschen haben am 10. Oktober 2015 in 
Berlin unter dem Motto „TTIP & CETA stoppen! Für 
einen gerechten Welthandel!“ gegen die geplanten Frei-
handelsabkommen demonstriert. Bei schönstem Okto-
berwetter verstärkten rund 150 ÖDP-Mitglieder, die aus 
der ganzen Republik angereist waren, den Widerstand 
gegen die Abkommen und gingen für unsere Demokra-
tie und unsere hohen Standards auf die Straße. Dabei 
trugen einige TeilnehmerInnen in einem Trauerzug 
symbolisch die Demokratie, den Sozialstaat und den 
Umweltschutz zu Grabe. Der gesamte ÖDP-Bundes-
vorstand sowie der Europaabgeordnete Prof. Dr. Klaus 
Buchner und einige Landesvorsitzende begleiteten den 
„Trauerzug“. Die Berliner Demo gilt als eine der größ-
ten Demonstrationen der letzten Jahre. 

„Ich sehe unsere Demokratie durch diese Demo ge-
stärkt. Die große Zahl gibt ein deutliches Signal: Volks-
abstimmung zu CETA und TTIP, jetzt!“, so Bundesvor-
sitzende Gabriela Schimmer-Göresz.
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Programmierung einer ÖDP-App
Gibt es in unserer Partei Menschen, die Erfahrung mit 
der Programmierung von Smartphone-Apps besitzen?

Ich hätte die Idee, einen ökologischen 
Einkaufsführer als App zu entwickeln. 
Wer möchte mich bei dieser Idee unter-
stützen? Bitte kontaktiert mich unter:  
martin.schauerte62@gmx.de
Martin Schauerte

Ökologisch  
einkaufen
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AUFRUF!

Einige ÖDP-Mitglieder trugen auf der Demo symbolisch Demokra-
tie, Sozialstaat und Umweltschutz zu Grabe.
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Mobilfunk und 
kein Ende:  
Ein Forum fragt nach

Das Thema Mobilfunk stieß bereits schon über län-
gere Zeit im KV Freiburg auf großes Interesse bei den 
Mitgliedern. Nach einiger Zeit fragten wir bei unserem 
ÖDP-Europaabgeordneten Prof. Klaus Buchner an, ob 
er nicht Lust auf einen Vortrag in Freiburg hätte. Nach 
und nach entwickelte sich aus diesen kleinen Anfän-
gen ein recht breites Bündnis: Zunächst ergab sich der 
Kontakt zur Initiative zum Schutz gegen Elektrosmog 

Südbaden. Dann war auf einmal mit Reinhard Lang der 
ÖDP KV Waldshut an Bord, dem wiederum der Verein 
„Lebenswerter Hochrhein“ und „AB-Strahl. Aktions-
bündnis für strahlungsfreie Lebensräume e. V.“ folgte. 
Die ÖDP-Kreisverbände Ortenau und Emmendingen 
konnten als weitere Mitveranstalter gewonnen werden 
und – last but not least – das Freiburger Institut für 
Umweltchemie sowie der Verein für Elektrosensible 
und Mobilfunkgeschädigte e. V. eingebunden werden. 
Je breiter sich dieses Bündnis aufstellte, desto größer 
wurde auch die Idee. Statt eines einzelnen Vortrags soll-
te es nun ein Nachmittag mit vier Vorträgen werden. 
Die Idee der Veranstaltung „Mobilfunk und kein Ende? 
Ein Forum fragt nach.“ war geboren.

Am 13. November war es dann soweit. Unsere Mo-
deratorin Florence von Bodisco konnte im Beisein von 

Michael Kefer vom ÖDP KV Emmendingen und Beisit-
zer im Landesvorstand der ÖDP Baden-Württemberg 
mehr als 200 Teilnehmer und Interessierte zu dieser 
Veranstaltung begrüßen, darunter zwei Stadträte der 
oppositionellen Liste „Freiburg Lebenswert“.

In erster Linie ging es bei dieser Veranstaltung um 
die Kehrseite des Mobilfunks, d. h. um die gesundheit-
lich bedenklichen Strahlungen, aber auch um die un-
natürliche Art der Kommunikation, auf die etwa der 
Referent Dr. med. Wolf Bergmann kritisch hinwies. Be-
eindruckend war auch die Gesprächsrunde mit Rein-
hard Lang aus Herrischried, früherer Leistungssport-
ler, und Ulrich Weiner, ehemals Nachrichtentechniker, 
die davon berichteten, wie das Leben eines von starker 
Elektrosensibilität Betroffenen ausschaut. Von Ulrich 
Weiner, der heute zum Schutz vor Mobilfunkstrahlung 
im Wohnwagen im Wald lebt, wurde dabei v. a. bemän-
gelt, dass dieses Thema in der ärztlichen Ausbildung 
bisher überhaupt nicht berücksichtigt werde. 

Unser ÖDP-Europaabgeordnete Prof. Klaus Buch-
ner zeigte ebenfalls gravierende Mängel der deutschen 
Politik im Mobilfunkbereich auf. Unverantwortlich 
und beschämend seien v. a. die extrem hohen deutschen 
Grenzwerte. 

Zur Schlussrunde stieß schließlich Frau Dipl.-
Geologin Maike Brabenec vom Freiburger Institut für 
Umweltchemie (FIUC) hinzu, die auf die Querver-
bindungen von Mobilfunkbelastungen und 
Chemikalienallergien hinwies. Ebenso 
trat Frank Berner vom Verein für Elek- 
trosensible und Mobilfunkgeschädig-
te e. V. für einen verstärkten Schutz 
der Betroffenen ein. Das Forum 
forderte schließlich einmütig Be-
bauungspläne für die Schaffung 
sogenannter mobilfunkreduzier-
ter und einiger weniger gänzlich 
mobilfunkfreier „Weißen Zonen“ 
für von Elektrosensibilität betrof-
fene Mitmenschen.

Als um 22 Uhr Florence von 
Bodisco den Abend beendete, war 
spürbar, dass die Veranstaltung 
„Mobilfunk und kein Ende?“ ein 
voller Erfolg gewesen war.

Kontakt: Stephan Heider,  
stephanheider66@gmx.de

Weitere Infos unter:  
www.heiko-stiftung.de
www.oedp-freiburg.de
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Ein tolles Team: Moderatorin Florence von Bodisco und Organisa-
tor Stephan Heider

Beitrittsantrag

Ich beantrage die Mitgliedschaft in der 

Ökologisch-Demokratischen Partei (ÖDP) 
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  Schnuppermitgliedschaft.
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X Pflichtfeld, bitte ausfüllen!

Ich zahle (als Schnuppermitglied nach dem ersten Jahr) den 
satzungsgemäßen

	 Regelbeitrag von 7,00 Euro pro Monat

	 Familienbeitrag von 7,00 pro Monat (bitte Daten der Familien- 
	 mitglieder gesondert auflisten und mitschicken)

	 ermäßigten Beitrag von 1 Euro pro Monat laut § 2.2 der Finanz- 
	 ordnung der ÖDP.

	 Ich zahle freiwillig 12 Euro/Jahr für die Mitgliederzeitschrift 
	 „ÖkologiePolitik“. 

	 Ich zahle außerdem einen zusätzlichen jährlichen Förderbei- 
	 trag (Zuwendung) in Höhe von                       Euro.
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Herbst-Mitgliederversammlung 
des BAK Christen und Ökologie
Schwerpunkt war diesmal die Überarbeitung der Ab-
schnitte des Bundespolitischen Programms (BPP), zu 
denen sich der BAK berufen fühlte, einen Beitrag zu 
leisten. Das sind die Abschnitte II 10 „Schutz von Fa-
milie und Ehe“, III „Leben schützen von Anfang bis 
Ende“ und V 8 „Einwanderung und Integration“. In 
vielstündiger intensiver Arbeit wurde der bisherige Text 
durchgegangen und sachlich sowie sprachlich der Ge-
genwart angepasst. Die Änderungsvorschläge wurden 
der Bundesprogrammkommission zugeleitet.

Zum aktuellen Thema „Sterbehilfe“ ist im neuen 
Faltblatt „Christen und Ökologie – Leben mit Zu-
kunft“ des BAK unter dem Kapitel „Für alte Menschen“ 
bereits ausgesagt, dass wir aktive Sterbehilfe ablehnen. 

Unser Mitglied Dieter Nießner stellte Teile der 
päpstlichen Enzyklika „Laudato si“ vor. Darin enthal-
tene Aussagen haben wir bei unseren Vorschlägen zur 
Überarbeitung des BPP berücksichtigt. 

Die Teilnahme mit unserem Stand am Evangeli-
schen Kirchentag (Juni 2015 in Stuttgart) bearbeiteten 
wir nach. Was machen wir künftig anders bzw. besser?

Diesmal waren wir mit unserer Herbstversammlung 
von Freitag, den 25., bis zum Sonntag, den 27. Septem-
ber 2015, in Langwaden, einem Ortsteil, der im Rheini-
schen Braunkohlerevier gelegenen Stadt Grevenbroich 
(64.000 Einwohner, Kreis Neuss, NRW) im dortigen 
Zisterzienserkloster. Die Mönche, gar nicht so wenige 

und gar nicht so alte, bieten dort auch ein Wohnprojekt 
für alleinstehende und wohnungslose Männer und des-
gleichen ein Altenheim an und betreiben eine ökologi-
sche Gärtnerei mit Öko-Laden zum Hl. Famian.

Den Samstagnachmittag nutzten wir zu einer weit-
räumigen Umrundung des Klosters im dortigen Na-
turschutzgebiet mit Blick auf die umweltschädigenden 
Braunkohlekraftwerke um Garzweiler. 

Wie bei uns üblich kam auch das Gebet nicht zu 
kurz und so nahmen wir am Morgen- und am Abend-
gebet der Mönche teil oder gestalteten es selbst. Auch 
den Sonntagsgottesdienst feierten wir mit den Mön-
chen, den diese auf „orthodoxe Länge“ ausdehnten. 

Unser nächstes Treffen wird von Freitag, den 29., bis 
zum Sonntag, den 31. Januar 2016, in Friedberg-Ott-
maring bei Augsburg stattfinden. Die BAK-Mitglieder 
erhalten dazu noch eine Einladung. Gäste sind uns 
immer willkommen. Anmeldungen gerne bei unserem 
Vorsitzenden Dirk Uehlein unter dirk.uehlein@web.de.

Das Bild zeigt vor dem Zisterzienserkloster Langwaden v. l. n. r.:  
Dieter Nießner, Axel Gebhardt, Dirk Uehlein, Michael Andres, 
Martin Weinmann, Dirk Zimmermann, Helmut Graf. 

ÖDP Mainburg organisiert 
prominent besuchten Bauernmarkt

Bereits mit mehrjähriger Tradition organisiert die ÖDP 
Mainburg jährlich im Herbst einen Bauernmarkt für 
lokale Produzenten. Dabei werden regionale Lebens- 
und Genussmittel genauso angeboten wie Handwerk 
und Kunst aus der Region Hallertau, dem größten zu-
sammenhängenden Hopfenanbaugebiet der Welt, rund 
um die niederbayerische Kleinstadt im Landkreis Kel-
heim. Sogar die Bundesvorsitzende schaute dieses Mal 
vorbei und zeigte sich sehr beeindruckt von dieser er-
folgreichen Aktion. Garniert wurden die Verkaufsange-
bote von einem kunterbunten Kinderprogramm. 

Am Stand der ÖDP und des BUND konnte man sich 
für eine Massenpetition für den Schutz der heimischen 
Böden vor der überhandnehmenden Versiegelung ein-
tragen, von dem viele Marktbesucher Gebrauch mach-
ten. Für die Bewirtung sorgte auf bewährte Weise das 
emsige ÖDP-Organisationsteam des Ortsverbandes. 
Zudem wurde ein regionaler ÖDP-Einkaufsführer auf-
gelegt, in dem die regionalen Direktvermarkter der Re- 
gion mit ihren landwirtschaftlichen Produkten vorge-

stellt werden. Dieser steht für jedermann zum Download 
unter www.oedp-mainburg.de bereit. Auf dem Markt 
wurde die ÖDP-Programmatik dem Bürger schmack-
haft nähergebracht und am Ende des Tages hatte der 
Orts-, bzw. Kreisverband auch in diesem Jahr wieder 
ein paar neue Mitglieder in seiner Kartei. Die Nach-
ahmung wird daher auch andernorts wärmstens emp-
fohlen! Viele Infos mit Fotos sind auf www.facebook. 
com/Regionaler.Bauernmarkt.Mainburg zu finden. 

Alle Rückfragen zu dieser Aktion beantwortet gerne 
der Ortsvorsitzende Bernd Wimmer, info@oedp-main-
burg.de. Übrigens: Der Termin für 2016 steht bereits fest! 
Die ÖDP Mainburg würde sich freuen, wenn am 24. Sep-
tember 2016 viele ÖDPler von nah und fern den Markt-
tag besuchen würden!
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V. l. n. r.: Anne Rottengruber, Gabriela Schimmer-Göresz, Bernd 
Wimmer und Annette Setzensack

Danke, Martin!
Am 4. November verstarb 
völlig überraschend Martin 
Brock im Alter von 64 Jah-
ren. Als Gründungsmitglied 
der ÖDP war er von Anfang 
an in seinem Kreisverband 
Schwandorf und seinem 
Bezirksverband Oberpfalz 
aktiv und hat im Laufe seines jahrzehntelangen En-
gagements alle Parteifunktionen auf diesen Ebenen 
bekleidet. Als Kommunalpolitiker wurde Martin 
Brock von Freunden und Gegnern geschätzt, die 
Schwandorfer Bürgerinnen und Bürger wählten 
ihn deshalb insgesamt dreimal in den Stadtrat. Er 
hat gegen die Wiederaufarbeitungsanlage WAA in 
Wackersdorf gekämpft. Beruflich und ehrenamtlich 
hat er sich um die Betreuung unbegleiteter minder-
jähriger Flüchtlinge gekümmert. Wir verlieren mit 
Martin Brock einen überzeugten und engagierten 
Öko-Demokraten. Danke, Martin! 

Was läuft vor Ort?
Haben Sie einen guten Aktionsvorschlag von Ihrer politi-
schen Arbeit vor Ort? Melden Sie sich bei uns und wir stellen 
Ihre Arbeit gerne in der ÖkologiePolitik vor und geben damit 
allen unseren Aktiven die Möglichkeit zur Nachahmung.

Bitte schreiben Sie dazu an presse@oedp.de.

die ÖDP-Stadtratsfraktion in Zwei-
brücken, initiierte den Bundesar-
beitskreis Familienpolitik der ÖDP, 
gehörte wechselweise dem Landes-
schiedsgericht und dem Bundes-
schiedsgericht der ÖDP an, zuletzt 
auch dem ÖDP-Landesvorstand in 
Rheinland-Pfalz. Das Hauptaugen-
merk seiner Arbeit lag lange auf 
der Familienpolitik; heute steht der 

Einsatz für die Ökumene wie für eine gerechte und 
nachhaltige Entwicklung vor Ort und in der Dritten 
Welt im Vordergrund. ÖkologiePolitik gratuliert und 
dankt Herrn Dr. Schanne für sein vielfältiges politi-
sches Engagement für unsere Partei.

Bundesverdienstkreuz 
für Rainer Schanne
Am 29. Oktober erhielt Dr. Rainer 
Schanne aus Zweibrücken für seine 
Verdienste in sozialen, kirchlichen 
und kommunalpolitischen Berei-
chen das Bundesverdienstkreuz am 
Bande. Lange Jahre brachte er sich 
in verschiedenen Bistumsgremien 
ein, u. a. als Stellvertretender Vorsitzender des Famili-
enbundes der Katholiken im Bistum Speyer. Bis heute 
ist er in seiner Kirchengemeinde ehrenamtlich tätig. 
Daneben engagierte er sich seit seinem Eintritt in die 
ÖDP auch politisch. Über zwei Wahlperioden führte er 

Fo
to

: G
er

tr
ud

 S
ch

an
ne

-R
aa

b

Fo
to

: B
A

K 
Ch

ris
te

n 
&

 Ö
ko

lo
gi

e

60 ÖkologiePolitik  Nr. 169  2016 61ÖkologiePolitik  Nr. 169  2016



  |  ÖDP INTERN  |  Presseticker

Zusammengestellt von Pablo Ziller

Raabs (ÖDP) fordert 
von SPD und CDU 
sachliche Debatte über 
Flüchtlingspolitik

(11.12.2015) Anlässlich der bevor-
stehenden Bundesparteitage von 
CDU und SPD warnt das Bundes-
vorstandsmitglied der Ökologisch-
Demokratischen Partei 
(ÖDP), Christoph Ra-
abs, die Regierungspar-
teien davor, sich weiter 
vor klaren Aussagen 
 zur Flüchtlingsfrage he- 
rumzudrücken. „Die 
Mitglieder der Regie-
rungsparteien müssen, 
ebenso wie die Wähler, 
endlich erfahren, wie 
der Masterplan der Re-
gierung in Bezug auf 
die Bewältigung der Flüchtlingssi-
tuation aussieht“, so Raabs.

Wolle man französische Ent-
wicklungen vermeiden, sei es aus 
Sicht der ÖDP zwingend notwen-
dig, die Bevölkerung wie auch die 
Flüchtlinge über unumstößliche 
Fakten zu unterrichten, einerseits, 
um Ängste in der Bevölkerung ab-
zubauen, andererseits, um uner-
füllbare Hoffnungen nicht weiter 
aufkommen zu lassen. Deutsch-
land müsse sich klar zur Einhal-
tung internationaler Abkommen 
über Aufnahme und Versorgung 
von Flüchtlingen bekennen. Diese 
Abkommen verpflichten auch un-
ser Land, Schutzsuchende so lange 
aufzunehmen, bis eine gefahrlo-
se Rückkehr in die Heimatländer 
möglich werde. Die entbrannte, 
teils hysterisch geführte Diskussi-
on um eine dauerhafte Integration 
aller Neuankömmlinge hält Raabs 

für eine gefährliche Geisterdebatte. 
Es sei müßig zu betonen, dass kei-
ne Industrienation der Welt in der 
Lage sei, innerhalb kürzester Zeit 
die Einwanderung von Millionen 
von Menschen ohne Verwerfungen 
zu bewältigen. Weder Arbeitsmarkt 
noch Infrastruktur gäben dies her, 
auch in Deutschland nicht.

Es sei für den sozi-
alen Frieden eminent 
wichtig, den Flüchtlin-
gen mit subsidiärem 
Schutz für die Dauer 
ihres Aufenthalts Aus-
bildung und Beschäf-
tigung angedeihen zu 
lassen. „Wenn wir es 
schaffen, bildungsfä-
higen und bildungs-
willigen Menschen 
Schul- und/oder Be-

rufsausbildung zu vermitteln, ist 
dies die Grundlage für eine Ent-
wicklungsperspektive in den Hei-
matländern und führt zu größerer 
Akzeptanz bei der Bevölkerung“, ist 
sich Raabs sicher. Raabs sieht da-
her im Modell 3 + 2 der Wirtschaft 
(3  Jahre ausbilden + 2 Jahre arbei-
ten) ein wirkungsvolles Angebot. 
Den Vorstellungen, Flüchtlinge in 
Ausbildung für unterbezahlte und 
unbeliebte Berufe, wie z. B. in der 
Pflege, zu vermitteln, erteilt Raabs 
eine Absage. Eine Selektion nach 
wirtschaftlichen Bedürfnissen zeu-
ge von mangelndem Respekt und 
lasse Parallelen zur Gedankenwelt 
amerikanischer Sklavenhalter des 
19. Jahrhunderts aufkommen. Zu-
sammenfassend gelte es für die 
Regierungsparteien, drei dringliche 
Aufgaben vorrangig anzugehen und 
zu lösen: Konsequente Benennung 
und Bekämpfung der Fluchtursa-

chen mit allen zur Verfügung ste-
henden politischen und wirtschaft-
lichen Möglichkeiten. Hinwirken 
auf eine bessere Koordination bei 
der Verteilung der Flüchtlinge in der 
EU verbunden mit einer erheblich 
verbesserten Finanzausstattung des 
Internationalen Flüchtlingshilfs-
werks UNHCR. Raabs rät, hierzu 
eine Finanztransaktionssteuer und/
oder einen Eine-Welt-Soli einzu-
führen. Schlussendlich fordert das 
ÖDP-Vorstandsmitglied eine of-
fene und realistische Information 
der Bevölkerung darüber, welche 
Anstrengungen in den kommenden 
Jahren nötig sein werden, um eine 
humanitäre Katastrophe innerhalb 
und außerhalb der EU-Grenzen zu 
verhindern.

ÖDP: Aufruf zur 
Revolution – gemeinsam 
das System fairändern!
(10.12.2015) „Was immer am Ende 
der 21. Weltklimakonferenz in Pa-
ris herauskommt, ob der große 
Wurf gelingt oder sich die großen 
Industrienationen durchsetzen und 
es dabei bleibt, dass Wirtschaft 
vor Klima gesetzt ist, jetzt sind die 
Bürger gefordert, sich aktiv an einer 
Revolution zur menschen- und kli-
mafreundlichen SystemFairÄnde-
rung zu beteiligen“, so der Aufruf 
der ÖDP-Bundesvorsitzenden Gab-
riela Schimmer-Göresz.

Die ÖDP-Politikerin fordert 
eine Informationsoffensive und die 
Vernetzung aller gesellschaftlichen 
Kräfte, weil sich ein Gewissen für 
das Große und Ganze nur entwi-
ckeln könne, wenn ausreichend 
Wissen vorhanden sei. Wo Politik 
versage, müsse der Bürger das Ver-

antwortungsvakuum füllen und 
selbst die Veränderung sein, die er 
sich für diese Welt wünscht. „Ver-
braucher machen tagtäglich Poli-
tik. Wie wir unser Geld einsetzen, 

entscheidet maßgeblich über das 
Wohl und Wehe von Menschen, 
über den Erhalt der biologischen 
Vielfalt, über den Schutz unserer 
Lebensgrundlagen, über Bleiben 
oder Fliehen, über Krieg oder Frie-
den mit allen Konsequenzen“, so 
Schimmer-Göresz. Die ÖDP spre-
che sich seit über 30 Jahren für 
eine wachstumskritische Gegen-
bewegung aus, in der das Gemein-
wohl Vorrang hat vor egoistischen 
Einzelinteressen und einer zerstö-
rerischen Gier nach immer mehr 
und nie genug. „Wir brauchen ein 
anderes Mehr, ein Mehr an Utopis-
ten, Beispielgebern und mutigen 
Vorangehern. Wir brauchen ein 
Mehr an Widerstandsfähigkeit und 
Lebensgewinn. Utopisten sind kei-
ne Spinner, sondern die Realisten 
von morgen. Eine Utopie ist noch 
nicht am geschichtlichen Platz, 
aber zukünftige Wirklichkeit“, so 
die ÖDP-Bundesvorsitzende. Dass 
sich Menschen bereits erfolgreich 
aus dem System verabschiedet hät-
ten, nehme die ÖDP anerkennend 
wahr. Es müssten allerdings viel 
mehr werden und sie müssten sich 

politisieren, damit die Demokratie 
nicht noch weiter Schaden nehme. 
Schimmer-Göresz hält es mit Jean 
Ziegler: „Diese absurde Weltord-
nung ist von Menschen gemacht, 

also kann sie auch von Menschen 
gestürzt werden.“ „Von Paris muss 
dieses Signal ausgehen. Stürzen wir 
diese absurde Weltordnung, werden 
wir zu Geburtshelfern einer neuen 
Welt: fair statt ego“, so Schimmer-
Göresz abschließend.

Lobbyismus in der Politik 
begrenzen und  
transparent machen 
(01.12.2015) Am vergangenen Wo-
chenende hat die Bundestagsver-
waltung schlussendlich eine voll-
ständige Liste vorgelegt, 
in der alle Hausauswei-
se für Interessensvertre-
ter im Deutschen Bun-
destag aufgeführt sind. 
Besonders die Parteien 
der großen Koalition 
hatten sich dagegen 
versucht zu wehren. 
Eine Eilklage des „Ta-
gesspiegels“ erwirkte 
letzten Endes die Ver-
öffentlichung. Für den 
Generalsekretär der Ökologisch-
Demokratischen Partei (ÖDP), Dr. 

Claudius Moseler, ist daher klar: 
„Die Unionsparteien sind die größ-
ten Türöffner für zügellosen Lobby-
ismus in Deutschland!“

Gegen derartig intransparente 
Klüngeleien könne nur die Einfüh-
rung eines Lobbyregisters helfen. 
Die ÖDP unterstütze derartige For-
derungen der Transparenz-NGO 
Lobbycontrol. Auch sollten nach 
Meinung der ÖDP, Minister und 
Abgeordnete auf Bundes- und 
Landesebene keine bezahlten Auf-
sichtsratsposten, Beraterverträge 
oder ähnliche Verpflichtungen in 
der Wirtschaft übernehmen. „Wir 
fordern die klare Trennung von po-
litischem Mandat und wirtschaft-
licher Interessenvertretung! Dazu 
gehört für uns auch das strikte 
Verbot von Firmenspenden an po-
litische Parteien“, so Moseler wei-
ter. Nur so könne der Käuflichkeit 
effektiv vorgebeugt werden. Auch 
Sponsoringmaßnahmen durch Fir-
men, beispielsweise von Parteita-
gen, sieht der Ökodemokrat sehr 
kritisch und wünscht sich ebenfalls 
ein Verbot.

„Die Abgeordneten sind dazu 
gewählt, die Interessen ihrer Wäh-
lerinnen und Wähler zu vertreten 
und nicht einzelnen wirtschaft-
lichen Interessengruppen. Damit 
die Bürger nachvollziehen können, 

welche Parteien und 
Abgeordneten hier-
von besonders betrof-
fen sind, braucht es 
Transparenz und die 
Trennung von Politik 
und Wirtschaft auf 
allen politischen Ebe-
nen.“ Die ÖDP stünde 
den Wählern daher als 
mögliche Alternative 
zu den gegenwärtigen 
Verflechtungen bei den 

nächsten Bundes- und Landtags-
wahlen zur Verfügung. 

Dr. Claudius Moseler

Christoph Raabs
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Zum Titelthema „Inklusion“, ÖP 168

Vollständige Einbindung ist Inklusion
Dass sich die ÖDP des obigen Themas annimmt, ehrt 
sie sehr und zeigt die idealistische Grundlage. In der Tat 
gehört der Lebensleistung Schwerbehinderter Hoch-
achtung. Aber für sie die vollständige Einbindung ins 
öffentliche Leben zu fordern, halte ich für eine Illusion, 
die die Gesellschaft nicht leisten kann – genauso wenig 
wie es möglich ist, das Leid auf der Welt abzuschaffen. 

Ich finde es sinnvoller, hier keine Kräfte zu vergeu-
den und stattdessen für die weltpolitischen Hauptthe-
men einzutreten (Klimawandel, Neokapitalismus) – 
denn die sind für jedermann absolut lebensnotwendig. 

Johannes Jacobs, 61476 Kronberg

Zum Artikel „Quo vadis ÖDP?“ 
von Claudius Bartsch, ÖP 167

Spiegeln Delegierte des Bundesparteitags 
die Meinung der Basis?
Beim Bundesparteitag in Dietzenbach am 11./12.04.2015 
wurden die Anträge „ÖDP als pazifistische Partei po-
sitionieren“ sowie „Waffenexporte“ und „NATO- Aus-
stieg“ abgelehnt. Die im Grundsatzprogramm der ÖDP 
stehende Feststellung, „Die NATO hat sich als Verteidi-
gungsbündnis bewährt und stabilisierend auf Europa 
und Nordamerika ausgewirkt“, ist so nicht haltbar. 

Die NATO als das größte Militärbündnis der Welt 
mit einer riesengroßen Kriegsmaschinerie ist nicht de-
mokratisch organisiert, sondern steht unter dem Ober-
befehl des Pentagons und hat einen Jahresetat von rund 
1 Billion Dollar. 1/10 dieses Etats würden reichen, um 
den Hunger, die Armut und Klimakatastrophen in der 
Welt nachhaltig zu bekämpfen. Das Argument, dass 
ein Austritt aus der NATO Deutschland jeglicher Ein-
flussmöglichkeiten beraubt, sollte also eher andersrum 
beurteilt werden: Die NATO steht unter dem Oberbe-
fehl des Pentagons und ist nicht demokratisch struk-
turiert. Somit kann Deutschland als Befehlsempfänger 
auf Anordnungen aus Amerika kaum Einfluss nehmen. 
Andersrum ist es aber so, dass bei einer Nichtmitglied-
schaft in der NATO wie bei den Ländern Österreich, 
Schweiz und Schweden das Land selber über seinen 
Militäretat bestimmen kann und nicht mehr zur Dul-
dung der nuklearen Teilhabe gezwungen werden kann, 
denn Atomwaffen sind ein untrennbarer Bestandteil der 
NATO-Strategie. Man sollte in Europa nicht vergessen, 
dass die friedliche Wiedervereinigung Deutschlands 

und der Abzug der russischen Truppen zum Großteil 
der Verdienst von Michael Gorbatschow waren, der als 
Gegenzug von den Westmächten damals feste Garan- 
tien erhielt, dass sich die NATO nicht weiter nach Osten 
ausbreitet. Ich stimme Herrn Bartsch in seinem Artikel 
voll und ganz zu, wenn er schreibt, dass für eine Par-
tei, die sich auf Gandhi bezieht (Stichwort: gewaltfreier 
Widerstand, Pazifismus), das Abstimmungsverhältnis 
beim Bundesparteitag in Dietzenbach zu den Anträgen 
Waffenexporte und NATO-Ausstieg hätte völlig anders 
ausfallen müssen.

Spiegelt das Abstimmungsverhalten der Delegierten 
diesbezüglich wirklich die Meinung der Parteimitglie-
der wider? 

Dr. Jürgen Riedler, Eggenfelden

Zum Artikel „Quo vadis, ÖDP?  
Verantwortung macht sexy!“, ÖP 168

Krude Vorschläge
Ich sehe mich als aktiver ÖDPler weder in einer Opfer- 
rolle noch in der Pflicht, auf irgendjemanden sexy 
wirken zu müssen (im Ernst, weder Winfried Kretsch-
mann noch Angela Merkel wirken sexy!). 

Natürlich würde ich mich über mehr Erfolg freuen. 
Und ich jammere auch über die Presse und die Nicht-
wähler. Aber daraus erwächst die Einsicht, dass es 
notwendig ist, sich mehr einzubringen. Wenn wir uns 
wirklich am Erfolg orientieren und tun, was wir gut 
können, dann gilt es, die christlich-konservative Profi-
lierung zu stärken und alles daranzusetzen, dass noch 
mehr Wähler sich mit unserem Programm auseinander-
setzen und unsere Ausrichtung als Alternative wahrneh-
men. Wenn uns das zunehmend in allen Bundesländern 
gelingt, dann brauchen wir uns um „Unser Mandat“ im 
Europäischen Parlament keine Sorgen machen.

Thoms Bergmann, 88339 Bad Waldsee-Michelwinnaden

Persönliche Befindlichkeiten 
im Programm
In diesem Plädoyer von Florence von Bodisco stellt sie 
notwendige gedankliche Grundlagen heraus, die für die 
ÖDP in naher Zukunft von entscheidender Bedeutung 
sein werden. Als Ökodemokraten dürfen wir auf bun-
despolitischer Ebene sowie auf landespolitischer Ebene 
nicht als selektierte Nischenpartei wahrgenommen wer-
den. Unser Grundsatzprogramm als Basis politischen 
Handelns ist umfassend sozial und ökologisch. Die Un-

Sinne konservativ im Sinne von werteerhaltend denkt. 
Dies unterscheidet sie von den anderen Parteien sehr 
wohltuend. Auf Bodiscos „avantgardistische Politik“ 
kann die ÖDP verzichten, sie würde die ÖDP ruinieren!

Bernadette Holzer-Kalkreuth

Süden ist Vorbild!
Wenn die ÖDP in den südlichen Bundesländern auf 
mehr Resonanz stößt als im Norden, sehe ich das eher 
als positives Zeichen. Schließlich sind die südlichen 
Bundesländer auf fast allen Gebieten erfolgreicher 
als die nördlichen (Wirtschaft, Bildung, Kriminalität, 
Staatshaushalt u. a.). Die „Denke“ im Norden dürfte 
also nicht der im Süden überlegen sein. Eher taugt das 
Denken in den südlichen Ländern als Vorbild.

Dr. Johannes Resch, 76855 Annweiler

Ehe ist Arterhaltung!
Es fällt mir schwer, angesichts des Beitrags von Frau 
von Bodisco „... Verantwortung macht sexy“ den Rah-
men der gewaltfreien Kommunikation zu wahren. Was 
soll diese Anbiederung an den Zeitgeist in meiner Par-
teizeitung?

Es ist nichts Neues, dass das Themenspektrum der 
ÖDP bei den Interessenten und potenziellen Wählerin-
nen nur auf eine kleine Schnittmenge trifft. Wenn Frau 
von Bodisco nun meint, die Postwachstumsökonomie, 
von der landläufig noch kaum jemand eine Vorstellung 
hat und die allen gängigen Wirtschaftstheorien und 
-praktiken zuwiderläuft, könne die ÖDP retten, wenn 
wir nur gleichzeitig die alten Zöpfe traditioneller Wert-

klarheiten in verschiedenen Landesprogrammen und/
oder dem Bundesprogramm in Bezug auf einige The-
men jedoch lassen dem geneigten Anhänger manch-
mal keine klare Linie erkennen. Ich greife das Beispiel 
„gleichgeschlechtliche Ehe“ einmal auf. Ich sehe in 
unserer offiziellen Positionierung zum Thema „gleich-
geschlechtliche Ehe“ eine zu weiche Formulierung. Das 
liegt meines Erachtens daran, dass die geäußerten Be-
denken eher persönliche oder religiöse Befindlichkeiten 
widerspiegeln, anstatt dass sie einer objektiven und ver-
nünftigen Betrachtungsweise unterliegen. Die vorsichti-
ge Formulierung in unserem Programm ist da leider ei-
nem Konflikt zwischen zwei Lagern innerhalb der ÖDP 
geschuldet. Die gesellschaftlichen Realitäten sind – zu-
mindest in diesem Punkt – klarer als unser Programm. 
In der Außenwahrnehmung werden wir so als eine Art 
ökologische CDU betrachtet. Diesem Beispiel aber steht 
eine offene, ökologische, soziale und wirtschaftliche 
Flexibilität entgegen, die genau erkennen lässt, wo wir 
jetzt stehen und wo wir hinwollen. Diese Flexibilität ist 
begründet auf Sachverstand und ausführlichen Dis-
kussionen. Ich denke z. B. an Gemeinwohlökonomie vs. 
Postwachstumsökonomie. Da gibt es keine Befindlich-
keiten – da gibt es Argumente. 

Die Wählerinnen und Wähler wollen bei Parteien 
eine klare Linie erkennen, wollen den Parteien eine 
Aufgabe zuschreiben und sich damit identifizieren. Wir 
sollten uns selbst fragen, wo wir in 10 Jahren stehen 
wollen. Ich persönlich sehe die ÖDP in Landtagen und 
im EU-Parlament. Aber um den Wählerinnen und Wäh-
lern zu zeigen, dass wir in der Lage sind, dort Politik mit 
Kompetenz zu betreiben, müssen wir uns gesellschaftli-
chen Realitäten stellen und klarmachen, wo wir stehen.

Benjamin Jäger, Landesvorsitzender NRW, Bochum

Verschwörerische Klientelpolitik
Was sage ich als Mitglied zu dem zur Diskussion ge-
stellten Artikel von Frau von Bodisco? Schlicht und 
einfach: Diese Frau macht Klientelpolitik für Gende-
risten, was bereits anderweitig aufgefallen ist. Sie sollte 
zu den GRÜNEN gehen, denn was sie an Änderungen 
vorschlägt, setzen doch bereits die GRÜNEN 1:1 um, 
und alle anderen Parteien gleich mit. Vielleicht ist Frau 
von Bodisco gar ein von gewissen Kreisen beauftragtes, 
die ÖDP unterwanderndes Element? Ich schließe heute 
gar nichts mehr aus, auch wenn es nach Verschwörung 
klingt.

Ich halte dagegen: Wir brauchen die ÖDP gerade 
deshalb, weil sie ökologisch und gleichzeitig im besten 

Liebe Leserinnen und Leser,
die Leserbrief-Seiten sind Ihr Forum in ÖkologiePolitik. Wir 
freuen uns über Ihre Zuschriften! Es werden jedoch nur Zu-
schriften veröffentlicht, die eindeutig als Leserbrief gekenn-
zeichnet und mit Vor- und Nachnamen, der vollständigen 
Adresse sowie einer Telefonnummer versehen sind. In der 
ÖkologiePolitik abgedruckt werden nur Name, Ort und PLZ. 

Leserbriefe entsprechen nicht zwingend der Auffassung der 
Redaktion. Anonyme Briefe, Beleidigungen sowie „Offene 
Briefe“ und an Dritte gerichtete Schreiben werden nicht ver-
öffentlicht. 

Und bitte bedenken Sie: In der Kürze liegt die Würze! Wir be-
halten uns sinnwahrende Kürzungen vor. Ein Recht auf Ver-
öffentlichung eines Leserbriefes besteht nicht. Bitte senden 
Sie Ihre Zuschriften bis zum 1. März 2016 an:

ÖDP/ÖkologiePolitik, Erich-Weinert-Str. 134, 10409 Berlin 
Fax (0 30) 49 85 40 50, presse@oedp.de
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haltungen abschnitten, dann macht sie sich was vor. 
Eine Ehe ist ein (lebenslang angelegter) Bund zwischen 
einem Mann und einer Frau mit dem Ziel der Arterhal-
tung. Nichts anderes. Alle anderen Liebenden und für-
einander Verantwortung Übernehmenden erfahren mit 
der eingetragenen Partnerschaft Gleichberechtigung. 
Das störrische Beharren auf der „Ehe für alle“ ist nichts 
als Ideologiereiterei. Ja, es gibt viel zu tun. „Los geht’s!“

Gertrud Martin, 78048 VS-Villingen

Mit Fachkompetenz überzeugen
Mit einem Richtungswechsel in der Gesellschaftspoli-
tik würden zwar neue Wählerschichten angesprochen, 
bisherige jedoch vergrault. Erfolgversprechender sind 
folgende Schritte, die zumindest im Ansatz erprobt und 
für gut befunden sind: Zunächst gilt es, durch einen 
ganz sachlichen und unideologischen Blick auf die Fak-
ten Fachkompetenz zu erwerben. Fachkompetenz liegt 
aller Überzeugungskraft zugrunde und vermag durch 
eine differenzierte Betrachtungsweise ideologische 
Gräben zu überwinden. Sind die tatsächlichen Prob-
lemstellungen und Lösungswege erkannt, müssen sie 
klar und deutlich benannt werden. Dadurch erscheint 
die ÖDP nicht nur fachkompetent, sondern auch re-
gierungsfähig. Sie müssen offensiv in die Diskussion 
eingebracht werden, wobei sich eine gute Diskussion 
nicht durch einen ideologischen Kampf von Meinun-
gen auszeichnet, sondern durch das faire und lebendige 
Abwägen von Argumenten. Sowas schlägt eine Brücke 
zwischen den verschiedenen Wählerschichten und ver-
mag, neue zu gewinnen, ohne bisherige zu vergraulen.

Matthias Dietrich, 72770 Reutlingen

Homosexuelle sind in der Mitte 
der Gesellschaft
Sehr geehrte Frau von Bodisco, ich sage JA zum Wahl-
antritt bei der Bundestagswahl, JA zur Verantwortung, 
JA zur Macht und ich sage JA zur „Ehe für alle“, jedoch 
nicht, weil ich mir dadurch mehr Wählerstimmen er-
hoffe, sondern weil ich es für richtig und wichtig halte. 
Die „Ehe für alle“ ist schon lange nicht mehr avant-
gardistisch, Homosexuelle sind Menschen, die schon 
längst in der Mitte unserer Gesellschaft angekommen 
sind, sie gehören zu uns und ich will sie auch nicht mis-
sen. Die Menschen dürsten nach Frieden und Toleranz 
mit allen Lebewesen dieser Erde – sagen wir JA zu die-
ser Zukunft.

Andreas Wagner, Kreisvorsitzender ÖDP-Ortenau

Stellungnahme zu Leserbriefen 
von Florence von Bodisco
Auf meinen Artikel erhielt ich eine große Anzahl an 
Zuschriften. Viele davon waren jenseits dessen, was ich 
unter wertschätzender Kommunikation verstehe. Mir 
wurde vorgeworfen, ich sei ein U-Boot einer anderen 
Partei; mir wurde nahegelegt, ich solle aus der ÖDP 
austreten; mein Chef wurde informiert, um Druck auf 
mich auszuüben; jemand bezeichnete mich als „Ele-
ment“; in einer anderen Zuschrift fiel es der Schrei-
berin nach eigenen Worten schwer, den „Rahmen der 
gewaltfreien Kommunikation zu wahren“.

Ich bin unter anderem deshalb in einer politischen 
Partei, weil ich den politischen Diskurs pflegen möch-
te. Dazu gehört es, sich auch mal eine andere Meinung 
als die eigene anzuhören. Nur im Diskurs miteinander 
kann man sich reiben, kann seine Position überprü-
fen und dann mit der besten Idee, die sich aus einer 
gemeinsamen Diskussion ergibt, Politik nach außen 
vertreten. Als Politikwissenschaftlerin möchte ich diese 
Art der politischen Auseinandersetzung nicht missen, 
denn jeder ist gut beraten, hin und wieder den eigenen 
Standpunkt zu überprüfen.

Bezogen auf einige Zuschriften zu meinem Artikel 
hatte ich jedoch den Eindruck, dass kaum der Wille da 
war, sachliche Argumente auszutauschen. Stattdessen 
waren die Reaktionen z. T. von großer Respektlosigkeit 
gekennzeichnet. Das hat mich sehr erstaunt, denn gera-
de die ÖDP bemüht sich doch um eine bessere, respekt-
vollere politische Kultur als andere Parteien. 

Florence von Bodisco, 10437 Berlin

Zu „Offener Brief im Zorn“, ÖP 168 

Nicht gewaltfrei kommuniziert!
Vielen Dank für das letzte ÖkologiePolitik-Heft, wel-
ches mit seinen Artikeln ein unheimlich breites The-
menspektrum abdeckte, ohne dabei oberflächlich zu 
bleiben. Einer dieser interessanten Beiträge war der 
Artikel über Gewaltfreie Kommunikation, welcher auf 
dem Titelblatt mit dem Schlagwort „Gewaltfreiheit 
statt Polemik!“ angekündigt wurde.

Inhaltlich stimme ich zwar in Teilen seinen Aussagen 
zu, jedoch strotzt dieser Brief von unerträglicher und 
unsachlicher Polemik: So werden die Regierungsvertre-
ter über den ganzen Brief hinweg undifferenziert mit 
„Ihr“ angesprochen und mit verabsolutierten Vorwür-
fen wie „Ihr seid totale Versager“ konfrontiert. Sofern 
Herr Todenhöfer hauptsächlich die westlichen Regie-

rungschefs meint, welche ausnahmslos demokratisch 
legitimiert sind, zeugt es ferner von einem undemo-
kratischen Geist, ihnen obendrein noch ein „Haut ab!“ 
hinterherzurufen. 

Tobias Hamberger

Zum Interview mit Prof. Dr. Jochen Krautz, 
ÖP 168

Schulreform bleibt wichtig
Zu Recht kritisiert Prof. Dr. Jochen Krautz den Trend, 
dass in der öffentlichen Bildungsdebatte die Belange 
der Wirtschaft und eine so fokussierte Anpassung der 
Lehrpläne wie auch der Lehrerausbildung in den Mit-
telpunkt rücken.

Jedoch verliert er in diesem Artikel gleichzeitig den 
Punkt aus den Augen, dass es doch wichtig ist, in nach-
haltiger Art und Weise an einer Schulreform zu arbei-
ten. Diese sollte nicht die Wirtschaftsinteressen im Fo-
kus haben, sondern vielmehr die Schul-Ausbildung der 
Kinder und Jugendlichen zu verantwortungsvollen 
Mitgliedern der Gesellschaft im Blick haben, auch 
weil sie die zukünftig entscheidende Generation sein 
werden.

In dem vorliegenden Artikel wird suggeriert, diese 
wichtigen Möglichkeiten seien die „Totschlagvokabel 
selbstgesteuerten Lernens“ im Geiste einer „reform-
pädagogisch verkleisterten Semantik“ und scheinbar 
unwirksamer und nicht ernstzunehmender schulpä-
dagogischer Alternativen. Ebenso nicht im Fokus des 
Artikels ist, dass das herkömmliche Schulsystem in-
klusive Dreigliedrigkeit, großer Schulklassen, schneller 
Stundenwechsel und eines wenig aussagekräftigen No-
tensystems durchaus Kritikpunkte aufweist, die eine 
ernsthafte Diskussion wert sind. 

Nachdenken über und Weiterentwicklung von Bil-
dung ist wichtig (alle Ansätze eingeschlossen!), um zu-
kunftstauglich zu sein. Alles ist wie immer eine Frage 
des Geldes und der schnellen Wirkung. 

Anja Scholz-Polisky, München

Gute Ansätze wurden auch durch 
Wirtschaftsinteressen befördert
Sehr geehrter Herr Prof. Krautz, zu Ihrem Interview:

1.	 Sie kritisieren die Frage nach einem „effizienten“ 
Schulsystem. Es wird aber von vielen Seiten wahrge-
nommen, dass Schule zu wenig nach den bekannten 
Bedingungen für gutes Lernen gestaltet ist. 

2.	 Englische Fachbegriffe geraten schnell in den Ver-
dacht der Leugnung guter Traditionen. Ich halte Ihre 
Urteile über die – in modernen englischen Begriffen 
verpackten – Inhalte für Vorurteile. Beispiel: „Class-
room-Management“ – das ist, um es in vertrautem 
Deutsch zu sagen, ein Begriff für die Rücksicht auf die 
Voraussetzungen guten Lernens: die Befindlichkeiten 
der Schülerinnen und Schüler, die Beziehung, die Um-
stände des Unterrichts. „Change Management“ – hier 
wird Schule als „lernende Organisation“ begriffen. Es 
geht darum, getroffene Maßnahmen immer wieder zu 
überprüfen und die Schule nicht den Regelungen von 
oben zu überlassen, darum, die jeweilige beste Praxis 
weiterzuentwickeln, darum, in diesen Prozess – anders 
als bisher – auch Eltern und Schülerinnen und Schüler 
(als vom Unterricht unmittelbar Betroffene) einzube-
ziehen. 

3.	 Auch das Prinzip der Selbststeuerung machen Sie 
mit einigen englischen Vokabeln herunter. Ihre Aus-
sagen, die Selbststeuerung führe zu Verwahrlosung, 
der Schüler erfülle nur Vorgaben, ein selbstgesteuer-
tes Lernen habe etwas mit „Alleine-Lassen“ zu tun …, 
kollidieren mit meiner Kenntnis reformpädagogischer 
Praxis. 

4.	Sie schreiben: „Es gibt keine empirischen Nach-
weise, dass die neuen Methoden irgendwie von Nutzen 
sind.“ Aber die empirische Bildungsforschung hat in-
zwischen viele Methoden der Reformpädagogik rehabi-
litiert. 

5.	 Natürlich muss sich Bildung vom Einfluss der 
Wirtschaft freihalten. Ihrer Meinung nach bestimmt 
die Wirtschaft mit ihren neoliberalen Interessen die 
Entwicklung der Schule heute besonders stark. Ein 
Blick in die Schulgeschichte: Gute Ansätze wurden 
oft (nicht immer) mithilfe von Wirtschaftsinteressen 
vorangetrieben, z. B. Mädchenbildung, Naturwissen- 
schaften, gleiche Bildungschancen für alle. Auch heute 
fördert die Wirtschaft in ihrem berechtigten Interesse 
an selbstständig denkenden und leistungsfähigen Köp-
fen Konzepte, die ein nachhaltigeres Lernen ermögli-
chen. 

6.	 Sie sehen das gesamte Bildungssystem als von der 
OECD gesteuert an, aber die OECD ist nicht die ein-
zige Instanz, die Bildung definiert; und PISA ist heftig 
umstritten, auch wenn Sie schreiben: „Was PISA eigent-
lich misst, fragt niemand mehr.“ Dass Bildung mehr als 
„Kompetenztraining“ ist – damit rennen Sie überall 
offene Türen ein. 

Christine Stankus,  
Schriftführerin im ÖDP-Bundesvorstand
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Fluchtursachen
Weltweit hat jeder 122. Mensch seine Heimat ver-
loren – mancher für eine bestimmte Zeit, mancher 
für immer. Das ist keine vorübergehende Ausnah-
mesituation, sondern erst der Anfang. Denn die 
Fluchtursachen nehmen nicht ab, sondern zu. Die 
etablierte Politik ignorierte sie jahrelang: Krieg, 
Verfolgung, Vertreibung, Menschenrechtsverlet-
zungen, Ausbeutung, Freihandel, Umweltzerstö-
rung. Auch der Klimawandel zeigt schon Wirkung. 
Nun kommen die Flüchtlingsströme bei uns an. 
Die Vorlage eines gültigen Reisepasses zu verlan-
gen oder unsere Grenzen ganz dichtzumachen ist 
keine Lösung. Die Lösung kann nur heißen: Ver-
antwortung übernehmen und die Fluchtursachen 
konsequent bekämpfen.

TERMINE
Mi. 10.02.2016	 Polit. Aschermittwoch der ÖDP Bayern
So. 06.03.2016	 Kommunalwahlen in Hessen
So. 13.03.2016	 Landtagswahl in Baden-Württemberg
So. 13.03.2016	 Landtagswahl in Rheinland-Pfalz
So. 13.03.2016	 Landtagswahl in Sachsen-Anhalt
Sa./So. 09. – 10.04.2016	 ÖDP-Bundesparteitag (in Würzburg)
Sa. 23.04.2016	 Landesparteitag der ÖDP Baden- 
	 Württemberg (im Raum Karlsruhe)
Sa. 11.06.2016	 Landesparteitag der ÖDP Bayern 
	 (in Schwabach)
So. 04.09.2016	 Landtagswahl in Mecklenburg- 
	 Vorpommern
So. 11.09.2016	 Kommunalwahlen in Niedersachsen
So. 18.09.2016	 Abgeordnetenhauswahl in Berlin
Sa./So. 19. – 20.11.2016	 ÖDP-Bundesparteitag (in Bonn)
Frühjahr 2017	 Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen
Herbst 2017	 Bundestagswahl

Donald Trump, US-Milliardär und aussichtsreicher Bewerber für das Präsidentenamt, antwortete auf die Frage, ob die Erderwärmung 
ein drängendes Problem sei, mit einem klaren Nein. Der Klimawandel sei ein natürliches Phänomen. „Wetter ändert sich nun mal. Es gibt 
Stürme und Regen und es gibt schöne Tage.“ Es sei nicht richtig, Unternehmen in den USA mit Auflagen zum Klimaschutz zu „gefährden“.
 Quellen: http://tinyurl.com/zd6ntln, http://tinyurl.com/jcvl738
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